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I. Einleitende Bemerkungen

Dass sich das konsensuale Konliktlösungsverfahren der 

Mediation auch auf dem Campus öfentlich-rechtlicher 

Hochschulen als hilfreich erweisen kann, ist eine 

Erkenntnis, die erst in jüngerer Zeit und immer noch 

eher zögerlich an Boden gewinnt. Ob freilich insoweit 

von dem am 26.07.2012 in Krat getretenen Mediations-

förderungsgesetz1 unmittelbar wirksame Impulse ausge-

hen, die auch gerade die öfentlich-rechtlichen Hoch-

schulen für dieses Verfahren sensibilisiert haben könn-

ten, erscheint eher fraglich. Zwar ist der Gesetzgeber bei 

der Umsetzung der einschlägigen EU-Richtlinie2 deut-

lich über diese hinausgegangen, aber das für öfentlich-

rechtliche Behörden maßgebliche, kodiizierte Verwal-

tungsverfahren wurde nicht in das Mediationsförde-

rungsgesetz einbezogen. Der Empfehlung der Abteilung 

„Mediation“ des 67. Deutschen Juristentages 2008 in 

Erfurt,3 das Verwaltungsverfahrensrecht solle ausdrück-

lich die Möglichkeit regeln, ein Mediationsverfahren 

„im“ oder parallel zum Verwaltungsverfahren durchzu-

führen, wurde nicht Rechnung getragen.

Aufgegrifen hat der Gesetzgeber dagegen den Vor-

schlag des 67. DJT, die gerichtsinterne Mediation in allen 

Prozessordnungen der Fachgerichte und damit auch in 

der für die Verwaltungsgerichte maßgeblichen VwGO 

vorzusehen,4 so dass in öfentlich-rechtlichen Streitig-

keiten nach § 40 VwGO den Beteiligten eines anhängi-

gen Verfahrens – also auch in einem Streit unter Beteili-

gung einer öfentlich-rechtlichen Hochschule – nun-

mehr auf gesicherter rechtlicher Grundlage als Alterna-

tive zum konventionellen Prozess die Möglichkeit einer 

Mediation durch einen entsprechend geschulten, nicht 

zur Streitentscheidung befugten Richter – den Güterich-

ter – angeboten werden kann.5 Dieses Angebot ist in den 

Gerichten und insbesondere in den Verwaltungsgerich-

ten freilich nicht neu. Bereits Jahre vor dem Inkrattreten 

des Mediationsförderungsgesetzes gab es eine rasant 

wachsende Zahl an Modellprojekten,6 die sich zuneh-

mender Wertschätzung erfreuten.

Zwar hat das Mediationsförderungsgesetz – wie er-

wähnt – das Verwaltungsverfahrensrecht ausgeklam-

mert, aber auch in den Bereichen, die dieses Recht regelt, 

wird die Mediation bereits seit mehreren Jahren – und 

nicht erst seit Inkrattreten des Mediationsförderungsge-

setzes – praktiziert. Das gilt für die nach außen wirksame 

Verwaltungstätigkeit (vor allem bei raumrelevanten Vor-

haben), aber darüber hinaus für die interne Bearbeitung 

verwaltungsinterner Konlikte. Solche sogenannten In-

house-Mediationen sind vor allem in großen privaten 

Wirtschatsunternehmen ein bevorzugtes Mittel des 

Konliktmanagements.7 Es gibt indes z.B. auch Kommu-

nalverwaltungen, die mit Inhouse-Mediationen gute Er-

fahrungen gesammelt haben.8 Dazu gehört schon seit 

geraumer Zeit die Stadt Heidelberg.9 Selbst in einem 

Bundesministerium wird inzwischen die Einführung ei-

nes Konliktmanagementsystems erwogen und der Frage 

nachgegangen, ob den Konliktbeteiligten die Möglich-
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* Bei diesem Aufsatz handelt es sih um die überarbeitete Fassung 
eines Beitrages, der in dem von Fritjof Hat und Katharina Gräin 

von Shliefen herausgegebenen „Handbuh Mediation“, 3. Aul. 
2016, als § 43 ershienen it.

1  Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der 
außergerihtlihen Konliktbeilegung v. 21.7.2012, BGBl. 2012 I,  
S. 1577. Dem § 1 des in Art. 1 normierten Mediationsgesetzes sind 
freilih nun mehr zentrale Begrifsbetimmungen zu entnehmen: 
Nah § 1 Abs. 1 it die Mediation „ein vertraulihes und truktu-
riertes Verfahren, bei dem Parteien mithilfe eines oder mehrerer 
Mediatoren freiwillig und eigenverantwortlih die einvernehmli-
he Beilegung ihres Konliktes antreben“. Nah § 1 Abs. 2 it ein 
Mediator „eine unabhängige und neutrale Person ohne Entshei-
dungsbefugnis, die die Parteien durh die Mediation führt“.

2  Rihtlinie 2008/52/EG des Europäishen Parlaments und des Rates 
vom 21.5.2008 über betimmte Apekte der Mediation in Zivil- 
und Handelssahen v. 24.5.2008, ABl. EU 2008, L 136/3.

3  Vgl. unter http://www.djt.de, Die Tagungen, Beshlüsse, 67. DJT, 
Mediation, D 19. Siehe aber nunmehr das am 1.1.2015 in Krat 

getretene Umweltverwaltungsgesetz Baden-Württemberg vom 
25.11.2014, GBl. S. 592, „§ 4 Umweltmediation“; vgl. dazu Feld-

mann, NVwZ 2015, 321, 324 f.
4  Siehe Fn. 3, D 21. Vgl. § 278 Abs. 5 ZPO und § 173 S. 1 VwGO, 

jeweils in der Fassung des Mediationsförderungsgesetzes (Fn. 1), 
Art. 2 Zif. 5 u. Art. 6.

5  Vgl. Hat/Shliefen, Handbuh Mediation, 3. Aul. 2016, §§ 9 u. 
51.

6  Vgl. Jan Malte von Bargen, Gerihtsinterne Mediation, 2008, S. 70 
f.

7  Vgl. zum „Round Table Mediation und Konliktmanagement der 
deutshen Wirtshat“ (RTMKM), unter: http://www.rtmkm.de; 
sowie Handbuh Mediation (Fn. 5), § 36; siehe auh Hoormann/

Matheis, Konliktmanagement in Hohshulen, 2014, S. 7 f.; 
Henkel/Göhler, Mediation im Betrieb, in: AuR 2014, 703.

8  Hoormann/Matheis (Fn. 7) nennen in diesem Zusammenhang die 
Städte Kempten und Wuppertal (S. 9).

9  Weigle, in: Niedotadek (Hrsg.), Praxishandbuh Mediation, 2010, 
S. 154, 157.
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10  Wagner, Mediation in Behörden, NJW 2014, 1344.
11  Deutshe Forshungsgemeinshat, Siherung guter wissenshat-

liher Praxis – Denkshrit; diese it sowohl in der erten (1998) 
als auh in der zweiten (Juli 2013), ergänzten Aulage im Internet 
verfügbar unter: http://www.ombudsman-fuer-die-wissenshat.
de, weitere Informationen; vgl. ferner das Positionpapier des 
Wissenshatsrates „Empfehlungen zur Siherung wissenshat-
liher Integrität“ v. 24.4.2015, unter http://www.wissenshatsrat.de; 
siehe dazu Shmoll, FAZ v. 27.4.2015, S. 2.

12  Vgl. hier und im Folgenden: http://www.intern.tu-darmtadt.de/sokobe/ 
und die dort genannten Presseartikel. Siehe ferner den Vortrag 
von Mada Mevissen über die von ihr gesammelten Erfahrungen 
in der Sozial- und Konliktberatung an der TUD im Rahmen des 

vierten Netzwerktrefens „Konliktmanagement und Mediation“ 
der HIS Hohshulentwiklung am 20.11.2013 in Hannover, unter: 
http://www.his-he.de/veranstaltung/dokumentation/Netzwerktreffen_2013. 
Lesenswert sind auh weitere der im Rahmen dieser Netzwerk-
trefen gehaltenen und dokumentierten Referate, zB das beim 5. 
Trefen Mitte Dezember 2014 vorgetragene Referat von Joahim 

Kepplinger, der sih u.a. zur innerbehördlihen Mediation in der 
Polizei Baden-Württembergs äußert.

13  Vgl. Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 56.
14  Vgl. zu dieser Studie Knoke, in: duz 10/2014, S. 26.
15  Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 43 f. mwN., siehe auh das umfas-

sende Literaturverzeihnis, S. 105 f.
16  Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 50 f.

keit eröfnet werden sollte, die Hilfe einer Mediatorin 

oder eines Mediators in Anspruch zu nehmen.10

Im Bereich der öfentlich-rechtlichen Hochschulen 

werden Mediationen zur Lösung hochschulinterner 

Konlikte derzeit noch am ehesten dann angeboten, 

wenn Hochschulen eine Konliktberatungsstelle einge-

richtet haben, die allen Hochschulangehörigen ofen 

steht und diese im Falle unspeziischer, nicht speziell 

wissenschatsbezogener Konlikte – wie es sie in jedem 

Wirtschatsunternehmen und jeder Verwaltungsbehör-

de geben kann – unterstützt (dazu unter II.). Deutlich 

geringere Erfahrungen – wenn überhaupt –, aber einen 

wachsenden Bedarf an einem Konliktmanagement (ein-

schließlich der Mediation) gibt es, wenn speziisch wis-

senschatsbezogene Konlikte zu bearbeiten sind. Das 

gilt im Rahmen der immer dringlicheren Bemühungen 

um die „Sicherung guter wissenschatlicher Praxis“11 

zum einen für das weite Feld der Forschung (III.), zum 

anderen aber auch speziell für den Bereich der Promoti-

on (IV.). Nach ein paar Stichworten zu Möglichkeiten, 

zur konsensualen Lösung interner Konlikte externe Hil-

fe in Anspruch zu nehmen (V.), soll abschließend nur 

angerissen werden, dass sich öfentlich-rechtliche Hoch-

schulen auch im Bereich der Lehre (VI.) und der Wis-

senschat in Sachen „Mediation“ engagieren (VII.).

II. Bearbeitung unspeziischer Konlikte am Arbeits- 

und Studienplatz

Eine der ersten deutschen Universitäten, die eine Stelle 

für eine interne professionelle „Sozial- und Konliktbe-

ratung“ eingerichtet hat, ist die Technische Universität 

Darmstadt (TUD).12 Diese vorbildliche Einrichtung, die 

inzwischen seit ca. 15 Jahren ihre Hilfe anbietet, steht 

allen Beschätigten der Universität u.a. im Falle von 

Konlikten am Arbeitsplatz ofen, geht aber in ihrem Bei-

stands-Angebot weit darüber hinaus. Sie ist mit zwei 

Mediatorinnen besetzt (davon eine Vollzeitstelle) und 

direkt als Stabsstelle dem Präsidium zugeordnet, die 

Mediatorinnen arbeiten aber in gesicherter Unabhängig-

keit.13

An die beiden Mediatorinnen Mada Mevissen und 

Beatrice Wypych herangetragen werden Konlikte zwi-

schen Hierarchie-Ebenen ebenso wie innerhalb von Ab-

teilungen und Teams. Veränderte Aufgaben und perso-

neller Wechsel am Arbeitsplatz können ebenso zu eska-

lierenden Spannungen führen wie Überforderung, per-

sönliche Aversionen oder Rivalitäten. Entwürdigendes 

und respektloses Verhalten wie Mobbing, Schikanen, 

Diskriminierungen und „sexual harassment“ oder „stal-

king“ sind häuig die Folge ungeklärter Konlikte. Bis 

einschließlich 2012 hat die Sozial- und Konliktberatung 

der TUD 1500 Ratsuchende betreut. 2012 nahmen 180 

Personen den Service in Anspruch, darunter ca. 10 bis  

15% Professoren und knapp 30% Doktoranden. Die Zahl 

der Mediationen beläut sich derzeit auf ein bis zwei im 

Monat. Die Mediatorinnen haben so gut zu tun, dass sie 

drei bis vier Wochen im Voraus ausgebucht sind.

Inzwischen gibt es ähnliche Einrichtungen wie die 

Sozial- und Konliktberatungsstelle der TUD in zahlrei-

chen öfentlich-rechtlichen Hochschulen, die sich frei-

lich in ihrer Vielfalt erheblich unterscheiden. Umso ver-

dienstvoller ist es, dass es die Autoren Josef Hoormann 

und Alfons Matheis in einer 2014 veröfentlichten Studie 

unternommen haben, im Zuge einer Bestandsaufnahme 

erstmals Ausmaß und Art des Konliktmanagements an 

öfentlich-rechtlichen Hochschulen in der Bundesrepu-

blik Deutschland zu erfassen.14 Die Idee der Autoren ist 

– wie es im Vorwort heißt –, weitere Hochschulen zu 

motivieren, sich für ein Konliktmanagement zu öfnen. 

Die Studie gibt nicht nur den einschlägigen Stand der 

Forschung wieder,15 sondern skizziert auch ausgewählte 

Beispiele aus der Praxis des hochschulinternen Konlikt-

managements.16 Hier wird u.a. näher auf die Aktivitäten 

an der TUD, aber auch auf die an der Hochschule für 

Angewandte Wissenschaten Hamburg, der Technischen 

Universität Ilmenau und an der Hochschule RheinMain 

in Wiesbaden eingegangen. In allen hier genannten 
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17  Vgl. hier und im Folgenden Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 59 f.
18  Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 67.
19  Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 74.
20  Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 90 f., 111 f.
21  Siehe oben bei Fn. 12 f.
22  Vgl. hier und im Folgenden DFG-Denkshrit, 2. Aul. (Fn. 11),  

S. 8, 13 f.; Apel, Verfahren und Intitutionen zum Umgang mit 
Fällen wissenshatlihen Fehlverhaltens, 2009, S. 313; Hüt-

temann, Selbtkontrolle in der Wissenshat, F&L 2011, 80; 
Shifers, Ombudsman und Kommission zur Auklärung wissen-
shatlihen Fehlverhaltens an taatlihen Hohshulen, 2012, S. 
17 f.; von Bargen, Wissenshatlihe Redlihkeit und zentrales 
hohshulinternes Verfahrensreht, JZ 2013, 716 f.

23  Vgl. Koenig, Panel Calls Falsiication in German Case ’Unprece-
dented’, Science 277, 894.

24  Finetti/Himmelrath, Der Sündenfall. Betrug und Fälshung in der 
deutshen Wissenshat, 1999.

25  HRK-Beshluss v. 6.7.1998 „Zum Umgang mit wissenshatli-
hem Fehlverhalten in den Hohshulen“, http://www.hrk.de, 
Beshlüsse; siehe dort auh die überarbeitete und präzisierte 
Fassung v. 14.5.2013.

26 DFG-Denkshrit, 2. Aul. (Fn. 11), S. 35 f.; sowie unter: http://
www.ombudsman-fuer-die-wissenshat.de.

Hochschulen sind ausgebildete Mediatorinnen bzw. Me-

diatoren tätig, allein an der zuletzt genannten Hochschu-

le sind es sechs.

Von hohem Wert ist die Studie aber vor allem auch 

deshalb, weil sie sich auf umfassende empirische Erhe-

bungen stützt.17 Die Verfasser der Studie haben an 238 

staatliche Hochschulen und zwei staatlich anerkannte 

(private) Fachhochschulen einen detaillierten Fragenbo-

gen verschickt, der von 86 Hochschulen beantwortet 

wurde (40 Universitäten und 46 Fachhochschulen); die 

Rücklaufquote lag bei 35,8%. In knapp mehr als der Hälf-

te dieser Hochschulen gibt es Regeln für die Konliktbe-

arbeitung wie z.B. ixierte Vereinbarungen, informelle 

Absprachen oder Gewohnheiten, die in der Hochschule 

allgemeine Praxis sind. Auf die Frage nach der Form der 

Konliktbearbeitung nennen knapp 43% der Hochschu-

len die Mediation; mehr als ein Viertel (26,7%) nehmen 

externe Hilfe in Anspruch.18 Knapp mehr als die Hälte 

(52,4%) schätzen die Konlikthäuigkeit an ihrer Hoch-

schule als „mittel“ (mehrere Konlikte pro Monat) ein.19

Im Rahmen der empirischen Studie sind nicht nur 

quantitative Daten ausgewertet, sondern in ausgewähl-

ten Hochschulen auch persönliche Interviews mit den 

Akteuren der Konliktberatungsstellen geführt wor-

den.20 In diesem Zusammenhang werden die Universitä-

ten Mainz und Stuttgart sowie die Hochschulen Ost-

westfalen Lippe und Harz genannt, in denen ausgebilde-

te Mediatorinnen und Mediatoren Hilfe bei der internen 

Konliktbearbeitung anbieten. Dass das auch für die 

TUD gilt, ist bereits dargelegt worden.21

III. Bearbeitung speziisch wissenschatsbezogener 

Konlikte im Bereich der Forschung

1. Grundlagen

Während noch vor ca. zwei Jahrzehnten die Hofnung 

verbreitet war, dass es in den Hochschulen, in denen wis-

senschatlich geforscht wird, so gut wie keine Konlikte 

gibt, jedenfalls keine, die Anlass geben könnten, ausrei-

chende organisations- und verfahrensrechtliche Vorkeh-

rungen zu trefen, hat sich das im Jahr 1997 schlagartig 

geändert.22 Seinerzeit verdichteten sich Hinweise auf 

massive Vorwürfe wissenschatlichen Fehlverhaltens 

gegen zwei bis dahin renommierte Mediziner und Krebs-

forscher, nämlich Friedhelm Herrmann sowie seine ehe-

malige Kollegin und Lebensgefährtin Marion Brach. In 

einem Mitte des Jahres 2000 vorgelegten Abschlussbe-

richt kam eine „Task Force F.H.“ zu dem Ergebnis, dass 

sich in 94 Veröfentlichungen, in denen Herrmann als 

Co-Autor genannt worden war, Hinweise auf Datenma-

nipulationen fänden.23

Dieser sogenannte „Sündenfall“24 war für die Deut-

sche Forschungsgemeinschat und andere Wissen-

schatsorganisationen Anlass, die Initiative zu ergreifen 

und auf grundlegende Änderungen zu dringen. Wäh-

rend in den letzten 10 Jahren vor 1997 lediglich in sechs 

Fällen Ad-hoc-Kommissionen gebildet worden waren, 

haben Universitäten und Forschungseinrichtungen die 

in einer 1998 beschlossenen Musterverfahrensordnung 

der Hochschulrektorenkonferenz25 empfohlenen Ände-

rungen aufgegrifen und – inzwischen auch fortgeschrie-

bene – Regeln zur Sicherung der Selbstverantwortung in 

der Forschung und zum Umgang mit wissenschatli-

chem Fehlverhalten verabschiedet. Vorgesehen sind 

nunmehr in den Hochschulen ständige zentrale Institu-

tionen, nämlich sowohl Ombudspersonen als auch Un-

tersuchungskommissionen. Darüber hinaus hat die DFG 

ein – aus drei Wissenschatlern bestehendes – Bera-

tungs- und Vermittlungs-Gremium, den „Ombudsman 

für die Wissenschat“ eingerichtet.26

Eine wesentliche Ursache dafür, dass es im Interesse 

der Redlichkeit in der Wissenschat zwingend geboten 

war, elementare Grundlagen für ein Konliktmanage-

ment zu normieren, sind fundamentale Strukturverän-
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27 Vgl. hier und im Folgenden Shulze-Fielitz, Reaktionsmöglih-
keiten des Rehts auf wissenshatlihes Fehlverhalten, in: WissR, 
Beihet 21 (2012), 1 f.; ders., Rechtliche Rahmenbedingungen 
von Ombuds- und Untersuchungsverfahren zur Aufklärung 
wissenschaftlichen Fehlverhaltens, in: WissR 2004, 122; 
Fohrmann, Zur Unverwechselbarkeit verpflichtet, siehe unter: 
http://www.ombudsman-fuer-die-wissenshat.de, weitere Infor-
mationen; aufshlussreih it auh das Interview mit dem Jenaer 
Soziologen Hartmut Rosa, in: Die Zeit, Nr. 45 v. 3.11.2011: „Jeden 
Tag shuldig ins Bett – Das Hamterrad für Professoren dreht 
sih immer shneller, teils mit ruinösen Folgen für die Menshen 
und die Forshung“; vgl. ferner: Die Zeit Nr. 24 v. 11.6.2015, S. 59 
f. („Professoren protetieren gegen die Uni“).

28  Vgl. hier und im Folgenden Baum, Witleblowing in der Wissen-
shat, in: F&L 2012, 38 f. Chritopher Baum war in der Medizi-
nishen Hohshule Hannover Ombudsman und it seit 1.4.2013 
ihr Präsident.

29 Stroebe/Potmes/Spears, Scientiic Miscondut and the Myth of 
Self-Corretion in Science, in: APS 2012, 670 f.

30  Fang/Steen/Casadevall, Miscondut accounts for the majority of 

retrated scientiic publications in: PNAS, Bd. 109 (2012), 17028 
f.

31  Frömmel, Bitte nur die ganze Wahrheit, in: Die Zeit v. 24.7.2014, 
Nr. 31, S. 31.

32 Urt. v. 11.12.1996, BVerwGE 102, 104; der Kläger, Wolfgang 
Lohmann, Biophysik-Professor der Universität Gießen, gegen 
den Fälshungsvorwürfe erhoben worden waren, hatte mit 
seiner Klage in allen drei Intanzen Erfolg. Das BVerfG hat die 
Verfassungsbeshwerde der Universität niht zur Entsheidung 
angenommen: BVerfG, Beshl. v. 8.8.2000, NJW 2000, S. 3635; 
vgl. auh die DFG-Denkshrit, 2. Aul. (Fn. 11), S. 26 f. Siehe 
hier und im Folgenden ferner von Bargen (Fn. 22), in: JZ 2013, 
717 f. Anders als Wolfgang Lohmann hatte der Physiker Jan 
Hendrik Shön, dem der Doktorgrad wegen wissenshatlihen 
Fehlverhaltens entzogen worden war, mit seiner Klage letztlih 
keinen Erfolg, vgl. BVerwG, Urt. v. 31.7.2013, BVerwGE 147, 292 
und BVerfG, Beshl. v. 3.9.2014, NVwZ 2014, 1571; vgl. dazu von 

Bargen, Der Entzug des redlih erworbenen Doktorgrades, in: JZ 
2015, 819 f.

33  Urt. v. 29.5.1973, BVerfGE 35, 79, 113.

derungen des internationalen Wissenschatssystems,27  

die hier nur mit ein paar Stichworten skizziert werden 

können. Charakteristisch ist ein zunehmender internati-

onalisierter Wettbewerb zwischen Forschergruppen, bei 

dem sich keineswegs alle Beteiligten ausschließlich fair 

verhalten, und der auch in ruinöse Formen ausarten 

kann („cut throat competition“). Immer schwerer zu 

kontrollieren ist eine wachsende Beschleunigung des 

Forschungsprozesses, die u.a. einen steigenden Veröf-

fentlichungsdruck bewirkt. Konkurrenzdenken und 

Proilierungszwänge werden zunehmend selbstverständ-

licher. Das nie endende Ringen um Stellen und Förder-

mittel prägt den Alltag des Wissenschatlers, dessen 

Leistungskrat an quantiizierenden Kennzahlen wie 

Drittmittel, Promotionen und Publikationen gemessen 

wird.

Die Folge ist, dass sich eine Tendenz hin zu einer un-

gesunden, verkrampten Kommunikationskultur und 

zur Entsolidarisierung entwickelt.28 Coach- und Team-

fähigkeit haben keinen hohen Stellenwert. Die ofene 

Austragung von Konlikten oder die Einbeziehung Drit-

ter werden aus Sorge vor einer Skandalisierung vermie-

den. Umso häuiger indet die Kommunikation mit Drit-

ten einseitig „hinter vorgehaltener Hand“ statt. Positive 

Ergebnisse werden überbetont, negative verschwiegen 

oder kleingeredet. Eigene Fehler werden eher selten the-

matisiert, Anderen Fehler vorzuhalten, gilt als Afront.

Zu den Ursachen, die ein Gegensteuern zwingend gebo-

ten haben und noch heute bieten, zählt freilich auch, 

dass die früher geschätzten Kontrollinstrumente „peer 

review“ und „replication“ erheblich an Efektivität verlo-

ren haben und mehr denn je überschätzt werden. Der in 

den Niederlanden lehrende deutsche Sozialpsychologe 

Wolfgang Stroebe und sein Team haben sie in ihrer 2012 

erschienenen Studie zum Mythos erklärt.29 Eine For-

schergruppe um den an der Universität Seattle lehren-

den Wissenschatler Ferric C. Fang hat in einer ebenfalls 

2012 veröfentlichten Untersuchung nachgewiesen, dass 

nicht nur die Zahl zurückgezogener Artikel rasant steigt, 

sondern auch, dass – anders als bisher angenommen – 

die meisten Rücknahmen keineswegs die Folge bloßer 

Irrtümer sind.30 Vielmehr beruhen ca. 67 % der Rück-

nahmen auf wissenschatlichem Fehlverhalten, am häu-

igsten darunter mit 43 % Fälschungen bzw. Fälschungs-

verdachtsfälle. Der Göttinger Biochemiker Cornelius 

Frömmel nennt in einem Beitrag in der „Zeit“ mehrere 

geradezu haarsträubende Beispiele und Ergebnisse von 

Studien.31

Der Zufall wollte es, dass unmittelbar vor dem 

„Umschalt“-Jahr 1997 ein richtungweisendes Urteil des 

Bundesverwaltungsgerichts zu der in Art. 5 Abs. 3 S. 1 

GG ohne Gesetzesvorbehalt garantierten Wissenschats-

freiheit ergangen war, die auch die Freiheit von For-

schung und Lehre einschließt.32 Um zu verhindern, dass 

Universitätsgremien in unkonventionelle Einfälle und 

Vorhaben eingreifen, wird jeder wissenschatlich Tätige 

umfassend geschützt, und er hat es weitgehend selbst in 

der Hand, sich diesen Schutz zu erhalten: Das BVerwG 

schließt sich der Rechtsprechung des BVerfG im Hoch-

schulreform-Urteil an, nach der „alles, was nach Inhalt 

und Form als ernsthater, planmäßiger Versuch zur Er-

mittlung von Wahrheit anzusehen ist“, als wissenschat-

liche Tätigkeit gilt.33 Zwar sei es Aufgabe der Hochschu-

len, konkreten Anhaltspunkten für einen Missbrauch 

der Forschungsfreiheit nachzugehen. Voraussetzung sei-

en aber „schwerwiegende Vorwürfe“. Dass die Miss-
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34  Vgl. Shmidt-Aßmann, Fehlverhalten in der Forshung – Reakti-
onen des Rehts, in: NVwZ 1998, 1231 f.; Apel (Fn. 22), S. 306 f., 
309 f.; Shulze-Fielitz (Fn. 27), in: WissR, Beihet 21 (2012), 51 f.

35  Siehe oben Fn. 25.
36  Vgl. von Bargen (Fn. 22), in: JZ 2013, 718 m. Fn. 46; sowie Löwer, 

Regeln guter wissenshatliher Praxis zwishen Ethik und Hoh-
shulreht, in: Dreier/Ohly (Hrsg.), Plagiate, 2013, S. 51, 55 f.

37  Vgl. Shulze-Fielitz (Fn. 27), in: WissR, Beihet 21 (2012), 38; 
Shifers (Fn. 22), S. 78 f., 87 f.; eine Zusammentellung von in 
den Hohshulen erlassenen Redlihkeits-Ordnungen indet sih 
bei Apel (Fn. 22), S. 335 f. Sie it freilih niht mehr auf dem 
neueten Stand. 

38  Vgl. in diesem Zusammenhang eingehend Shifers (Fn. 22), S. 25 
f., 170 f.

39  HRK-MuterVerfO (Fn. 25) unter C. II.: „Ombudsmann“, hier: 
Abs. 1.

40  Siehe Fn. 39.
41  Satzung „zur Siherung guter wissenshatliher Praxis und zur 

Vermeidung wissenshatlihen Fehlverhaltens an der Universität 
Hamburg“ v. 15.5.2014, siehe unter: http://www.uni-hamburg.de, 
§§ 6 f. und insbesondere § 7 Abs. 3.

42  Ordnung der Göttinger Universität „zur Siherung guter wissen-
shatliher Praxis“ v. 12.12.2012, siehe unter:  
http://www.uni-goettingen.de, §§ 7 f., 10 f.

43  Satzung „zur Siherung der Standards guter wissenshatliher 
Praxis und zum Umgang mit wissenshatlihem Fehlverhalten“ v. 
10.5.2012, siehe unter: http://www.uni-bayreuth.de, § 6 Abs. 2.

44  Ordnung „zur Siherung guter wissenshatliher Praxis und zum 
Umgang mit wissenshatlihem Fehlverhalten“ v. 22.7.2011, siehe 
unter: http://www.uni-koeln.de, § 11.

brauchsgrenze vom Kläger „zweifelsfrei“ überschritten 

worden sei, habe die Ad-hoc-Kommission in dem von 

ihr beurteilten Fall nicht feststellen können.

Das Bundesverwaltungsgericht weist in seinem Ur-

teil darauf hin, dass das hochschulinterne Verfahren der 

wissenschatlichen Selbstkontrolle normativ geregelt 

werden sollte, und es regt an, es am förmlichen Diszipli-

narverfahren zu orientieren. Letzterem ist mit überzeu-

genden Gründen widersprochen worden.34 Nicht der 

Typ des streng formalisierten, kontradiktorischen Diszi-

plinarverfahrens könne als Leitbild dienen, sondern das 

der Wissenschat als kommunikativem Prozess gemäße-

re, weitgehend auf Kooperation aller Beteiligten angeleg-

te Verfahren des Diskurses. Daran haben sich die Hoch-

schulen bei der Umsetzung der HRK-MusterVerfO35 

orientiert, wenn auch die Ausgestaltung im Detail höchst 

unterschiedlich ausgefallen ist. Als Ermächtigungs-

grundlage für den Erlass der wissenschatseigenen Klä-

rungsverfahren dient in acht Bundesländern unmittel-

bar Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG, in den übrigen acht Bundeslän-

dern sind die Hochschulgesetze ergänzt, alle wissen-

schatlich Tätigen zu wissenschatlicher Redlichkeit 

verplichtet und die Hochschulen zum Erlass entspre-

chender Regeln ermächtigt worden.36 Vieles spricht da-

für, dass dadurch die wissenschatliche Selbstkontrolle 

nachhaltiger legitimiert, der rechtliche Rahmen sicherer 

gestaltet, insbesondere aber das Klärungsverfahren in 

der Praxis ernster genommen wird. War auch in den ers-

ten nach 1998 erlassenen Ordnungen die gebotene Form 

einer Satzung nicht die Regel, so ist das inzwischen der 

Fall.37

2. Ombudspersonen

a) Funktion 

Die Bestellung, die Amtszeit, die Zahl, der Status und der 

fachliche Hintergrund der Ombudspersonen38 sind in 

den einschlägigen Satzungen von Hochschule zu Hoch-

schule anders geregelt. Nicht einmal die Bezeichnung ist 

einheitlich, vor allem sind auch ihre Kompetenzen 

unterschiedlich ausgestaltet. Ganz überwiegend über-

nommen wird freilich die Empfehlung der HRK-Mus-

terVerfO,39 sowohl denen, die Vorwürfe wissenschatli-

chen Fehlverhaltens vorzubringen haben, als auch 

denen, die sich dem Verdacht wissenschatlichen Fehl-

verhaltens ausgesetzt sehen, als „Ansprechpartner“, als 

„Vertrauensperson“ zur Verfügung zu stehen. Übernom-

men wird darüber hinaus häuig der Vorschlag, dass die 

Ombudspersonen von sich aus Hinweise aufzugreifen 

haben, die ihnen (ggf. über Dritte, insbesondere sog. 

„Whistleblower“) zur Kenntnis kommen. Und auch die 

Anregung, dass es zu den Aufgaben der Ombudsperso-

nen gehöre, Vorwürfe unter Plausibilitätsgesichtspunk-

ten auf Konkretheit und Bedeutung zu prüfen, indet 

sich in einer Reihe von Satzungen wieder.

Weniger selbstverständlich ist, dass die Hochschulen 

in ihren Redlichkeitssatzungen den letzten Teil des Ab-

satzes 1 (C. II.) aufgreifen, in dem die Empfehlungen der 

HRK-MusterVerfO formuliert sind.40 Dort heißt es, dass 

sich die Prüfung auch „auf mögliche Motive und im 

Hinblick auf Möglichkeiten der Ausräumung der Vor-

würfe“ erstrecken sollte. Berücksichtigung indet diese 

Empfehlung etwa in den Satzungen der Universitäten 

Hamburg,41 Göttingen,42 Bayreuth43 und Köln44. Gerade 

die beiden zuerst genannten Universitäten messen der 

Ombudsfunktion erhebliche Relevanz bei. Das kommt 

z.B. darin zum Ausdruck, wie eingehend sie geregelt 

wird, aber auch durch die Zahl der Personen, die diese 

Funktion wahrnehmen. In der Göttinger Satzung sind es 

für den gesamten Universitätsbereich mit Ausnahme der 

Medizin drei und speziell für die Medizin noch einmal 

fünf, die jeweils einzeln, aber ggf. auch als Kollegialorgan 

tätig werden. Vor allem aber zählt in beiden Satzungen 

auch zu den Aufgaben der Ombudspersonen, „zwischen 
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45  So it es in der Göttinger Satzung geregelt, vgl. Fn. 42. Die Re-
gelung in der Hamburger Satzung lautet: Die Ombudpersonen 
„beraten die Beteiligten und vermitteln zwishen ihnen mit dem 
Ziel, Konlikte so weit wie möglih gütlih beizulegen“, vgl. Fn. 
41.

46  Vgl. Fn. 25.
47  Siehe unter: http://www.hrk.de, Beshlüsse, Beshluss v. 14.5.2013 

unter II. 1.
48  Siehe nah Fn. 39.
49  Vgl. Handbuh Mediation (Fn. 5), §§ 14 und 16.
50  Vgl. § 1 Abs. 2 MediationsG, vgl. Fn. 1; siehe auh unter II. 1. 

Abs. 3 des HRK- Beshlusses v. 14.5.2013 (Fn. 47).
51  Vgl. Fn. 47.

52  Eine aktuelle Übersiht der Hohshulen, die eine Mediationsaus-
bildung anbieten, indet sih unter:  
https://www.mediationaktuell.de/news/mediation-auf-suhe-
nah-ausbildungsangeboten-hohshulen.

53  http://www.zwm-peyer.de; die DFG übernimmt für die Betei-
ligten aus ihren Mitgliedseinrihtungen die Tagungsgebühren, 
lediglih für die Verplegung und eine Übernahtung wird ein 
Eigenbeitrag erhoben.

54  Vgl. die hilfreihe – auf den Jahrbühern des DFG-Ombudsgre-
miums für die Wissenshat (Fn. 26) basierende – empirishe 
Betandsaufnahme v. Shulze-Fielitz (Fn. 27), in: WissR, Beihet 
21 (2012), 10 f.

den Verfahrensbeteiligten zu vermitteln, soweit dies 

möglich und sachlich gerechtfertigt ist“.45

Die HRK hat ihre Empfehlungen in der MusterVerfO 

v. 06.07.199846 durch Beschluss v. 14.05.2013 noch einmal 

überarbeitet und präzisiert.47 Die Überschrit unter C. II. 

lautet nun – anders als bisher – nicht mehr „Ombuds-

mann“, sondern „Ombudssystem an den Hochschulen“. 

Ausgeführt wird sodann, dass sich zur Sicherung der gu-

ten wissenschatlichen Praxis im deutschen Wissen-

schatssystem ein System der Selbstkontrolle (Ombuds-

man) etabliert habe. Hochschulen sollten „unabhängige 

Ombudspersonen“ haben (empfehlenswert sei ein aus 

mindestens drei Personen bestehendes Ombudsgremi-

um an jeder Hochschule), an die sich ihre Mitglieder in 

Fragen guter wissenschatlicher Praxis und in Fragen 

vermuteten Fehlverhaltens wenden könnten „(Präventi-

on und Mediation)“. Die Hochschulen hätten Sorge da-

für zu tragen, dass die Ombudspersonen in ihre Arbeit 

„bestmöglich eingeführt“ würden und dass sie in der 

Einrichtung bekannt seien.

Wie der Hinweis auf die „Mediation“ gemeint ist, 

lässt sich wohl nicht anders verstehen, als dass die Mit-

glieder der Hochschule die Möglichkeit haben sollten, 

sich mit dem Anliegen an die Ombudspersonen – als 

„Vertrauenspersonen“48 – wenden zu können, die ihnen 

– den Hochschul-Mitgliedern – zur Lösung ihres Kon-

likts ggf. eine Mediation oder zumindest ein sachorien-

tiertes Konliktmanagement unter Einsatz mediativer 

Elemente – z.B. Aktives Zuhören und Paraphrasieren, 

Fragetechniken, Reframing, professioneller Umgang mit 

Kommunikationsstörungen und Emotionen – anbie-

ten.49 Darauf deutet hin, wenn die HRK im selben Satz, 

in dem sie von „Mediation“ spricht, davon ausgeht, dass 

die Hochschulen die Unabhängigkeit der Ombudsperso-

nen sichern, die Voraussetzung dafür ist, Beteiligte durch 

das – vertrauliche – Verfahren einer Mediation zu füh-

ren.50 Ofenbar sieht die HRK in diesem durchdachten 

Verfahren eine Chance, in geeigneten Fällen zu einem 

frühen Zeitpunkt mit allen Beteiligten eine interessenge-

rechte, für alle befriedigende, nachhaltige Lösung zu er-

arbeiten und so vor allem auch in Zukunt eine störungs-

freie Kooperation etwa in derselben Forschergruppe zu 

ermöglichen. Das hätte besondere Bedeutung gerade 

dann, wenn die Konliktbeteiligten – wie das in Hoch-

schulen häuig der Fall sein dürte – in wechselseitiger 

Abhängigkeit stehen. Ein solches Vorgehen würde im 

Übrigen nicht nur die Redlichkeitskommission entlas-

ten, deren Verfahren in aller Regel mit größerem Auf-

wand verbunden sein dürte, sondern es wäre auch für 

die Betrofenen weniger belastend.

b) „bestmöglich eingeführt“ 

Würde von den Hochschulen die aktualisierte Empfeh-

lung zu den Aufgaben der Ombudspersonen im 

Beschluss der HRK vom 14.05.2013 (unter II. 1., Abs. 1)51 

aufgegrifen, dann hätten die Hochschulen freilich auch 

den letzten Satz des oben wiedergegebenen Absatzes zu 

beachten, in dem es heißt, sie hätten Sorge dafür zu tra-

gen, „dass die Ombudspersonen in ihre Arbeit bestmög-

lich eingeführt“ würden. Damit kann nur das Angebot 

einer optimalen Schulung gemeint sein, und das hieße in 

erster Linie, Ombudspersonen die Gelegenheit einer 

Mediationsausbildung zu bieten. Eine solche Ausbildung 

ist in zahlreichen Hochschulen selbst möglich.52

Eine auf die Ombudspersonen zugeschnittene Ein-

führung in ihre Arbeit – wenn auch keine Mediations-

ausbildung – bietet das Zentrum für Wissenschatsma-

nagement in Zusammenarbeit mit der Deutschen For-

schungsgemeinschat. Seit Dezember 2012 werden im 

Rahmen eines Weiterbildungsprogramms Workshops 

speziell zu dem hema „Mediation und Konliktma-

nagement für Ombudspersonen“53 veranstaltet. An zwei 

Tagen erörtern zwei Dozentinnen mit den Teilneh-

merinnen und Teilnehmern Rolle und Aufgaben der 

Ombudspersonen, das Verfahren und die Rahmenbe-

dingungen. Vorgestellt werden ua das Verfahren der Me-

diation, Kommunikationstechniken, ein idealtypischer 

Gesprächsaubau und Techniken zum Umgang mit 

Emotionen. Vor allem aber werden in Rollenspielen ex-

emplarische Fälle aus dem umfassenden Spektrum der 

Konlikte54 bearbeitet, die an die Ombudspersonen her-

angetragen werden könnten. Ziel dieser Workshops ist 
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55  Siehe unter Fn. 26. Die letzte Tagung am 21. und 22.05.2015 
tand unter dem Generalthema: „Gefährdete Wissenshat? – 
Regeln guter wissenshatliher Praxis als Beitrag zur Qualitätssi-
herung“.

56  Vgl. Fn. 47.
57  Glasl, Konliktmanagement, 11. Aul. 2013; eingehende Erläute-

rungen des Modells und der einzelnen Stufen inden sih ab S. 
199 f. und insbesondere ab S. 235 f.

58  Vgl. in diesem Zusammenhang detailliert: Glasl (Fn. 57), S. 395 
f.

59  Vgl. in diesem Zusammenhang: Shulze-Fielitz (Fn. 27), in: 
WissR, Beihet 21 (2012), S. 18; Apel (Fn. 22), S. 385. Vgl. zum 
Fall eines Professors der Universität Bonn, der die Staatsexamens-
arbeit einer Studentin unter seinem Namen veröfentliht hat, 
den Beshluss des OVG NRW v. 19.12.2008 - 6 B 1607/08 - juris; 
und dazu Shmoll, FAZ v. 11.12.2012.

auch, ein Netzwerk unter den Beteiligten aufzubauen, 

das dazu dient, Erfahrungen auszutauschen, sich mit Rat 

zu Seite zu stehen und zu informieren.

Auf höherer Ebene bietet das DFG-Ombudsgremium 

für die Wissenschat ebenfalls seine Hilfe an. Auf der 

Homepage steht dafür ein Anfrageformular zur Verfü-

gung. Darüber hinaus wird dort eine Liste aller Om-

budspersonen an deutschen Hochschulen und For-

schungseinrichtungen geführt, aber auch eine Fülle  

hilfreicher Materialien angeboten. Ertragreich sind 

schließlich die vom DFG-Ombudsgremium für Om-

budspersonen veranstalteten Tagungen, bei denen diese 

ausgiebig Gelegenheit haben, den eigenen Horizont zu 

erweitern. Das gilt nicht zuletzt insoweit, als bei diesen 

Tagungen auch von Ombudspersonen Erfahrungsbe-

richte vorgetragen werden.55

Unterbleibt die von der HRK empfohlene „bestmög-

liche“ Einführung56 der Ombudspersonen in ihr Amt, 

sind diese bei der Wahrnehmung ihrer Aufgabe rasch 

überfordert. Dabei kann es nicht nur misslich sein, wenn 

sie ihre Möglichkeiten unterschätzen, sondern auch, 

wenn sie sich zu viel zutrauen. Nicht in jedem Konlikt, 

in dem die Kommunikation zwischen emotional hoch 

erregten oder verstockt uneinsichtigen Beteiligten tief-

greifend gestört ist, sollte allein schon deshalb der Ver-

such einer gütlichen Streitbeilegung unterbleiben. Ande-

rerseits könnte genau das der Fall sein, wenn ein Konlikt 

bereits eine Eskalationsstufe erreicht hat, auf der nur 

noch ein Machteingrif, z.B. die Entscheidung eines Ge-

richts, den Konlikt beenden kann, weil weder z.B. eine 

Moderation noch selbst eine Mediation – wenn sich die 

Beteiligten überhaupt auf sie einlassen – Aussicht auf Er-

folg verspricht. Um Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, 

auf welcher Eskalationsstufe der Konlikt einzuordnen 

ist, hat Friedrich Glasl ein neunstuiges Modell der Eska-

lation entwickelt,57 das in einer Abwärtsbewegung von 

einer bloßen Verhärtung der Standpunkte (Stufe 1) bis 

hin zur Vernichtung des „Feindes“ auch um den Preis 

der Selbstvernichtung (Stufe 9: „Gemeinsam in den Ab-

grund“) reicht. Bis zur Eskalationsstufe 3 genügt in der 

Regel eine bloße Moderation, eine Mediation kommt  

maximal bis Stufe 7 in Betracht.58

c) Beispiele

Die Möglichkeiten und Grenzen einer konsensualen 

Konliktlösung sollen im Folgenden noch einmal anhand 

von zwei Beispielen erläutert werden:

Der Studierende S nahm zu Beginn seines Germanistik-

Studiums an einem von Professor P veranstalteten Semi-

nar mit dem hema „Die Funktion der Sprache in der 

Kommunikation Jugendlicher“ teil. Er schrieb eine 

Arbeit, für die er Protokolle von 120 Chat-Kontakten 

zwischen seinen Mitschülerinnen und Mitschülern und 

ihm selbst in anonymisierter Form verwertete. Diese 

hatte er während seiner gesamten Schulzeit gesammelt. 

P war von der Arbeit außerordentlich angetan. Er lobte S 

und bat ihn, die nicht anonymisierten Chat-Protokolle 

im Original einsehen zu dürfen. S freute sich über das 

Lob und leitete P die Original-Protokolle zu. Weitere 

Verabredungen wurden nicht getrofen.

Gegen Ende seines Studiums erfährt S von M, einem 

Mitarbeiter P’s, dass er – M – gerade die Druckfahnen ei-

nes von P für eine Zeitschrit verfassten Beitrages lese. P 

stütze sich in dem Beitrag auf die von S gesammelten 

Chat-Protokolle und verwende sie in nicht anonymisier-

ter Form. S ist empört und bittet P um ein Gespräch, in 

dem er P vorwirt, ihn hintergangen zu haben. Er sei mit 

der Veröfentlichung keinesfalls einverstanden. P re-

agiert verärgert und beharrt darauf, das es sein – P’s – gu-

tes Recht sei, Materialien in Veröfentlichungen zu ver-

werten, die in ein von ihm veranstaltetes Seminar einge-

bracht worden seien. Die nicht anonymisierte Fassung 

der Chat-Protokolle wirke authentischer. S wendet sich 

an die Ombudsperson, die S und P zu einem Gespräch 

einlädt.

Wie geht die Ombudsperson mit diesem Konlikt 

um? Denkbar wäre, dass sie – wenn sich der Sachverhalt 

in dem Gespräch zu Dritt nicht vollkommen anders dar-

stellt, Anhaltspunkte für ein Fehlverhalten P’s bejaht.59 

Dafür spricht, dass P’s Standpunkt, er könne alle in seine 

Lehrveranstaltungen eingebrachten Materialien der Stu-

dierenden auch ohne Einverständnis für eigene Veröf-

fentlichungen verwerten, nicht haltbar sein dürte. Hin-

zu kommt aber hier, dass S die Chat-Protokolle in seiner 

Arbeit nur anonymisiert verwendet hat. Dass P’s Bitte, 
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60  SZ v. 10.3.2014; vgl. in diesem Zusammenhang nah Fn. 27.
61  Vgl. zu dieser Form des Fehlverhaltens Shulze-Fielitz (Fn. 27), in: 

WissR, Beihet 21 (2012), 13; Apel (Fn. 22), S. 386.

62  Fn. 25, siehe unter C. III.

ihm Einsicht in die Original-Protokolle zu gewähren, P 

nicht das Recht gibt, sie in dieser Form in einer Publika-

tion zu verwerten, liegt auf der Hand.

Die Ombudsperson könnte S und P deshalb beim 

Abschluss des Gesprächs darauf hinweisen, dass sie 

selbst die Redlichkeitskommission informieren werde. 

Sie könnte freilich insoweit auch S die Initiative überlas-

sen. Käme die Redlichkeitskommission im Rahmen ih-

res Verfahrens ebenfalls zum Ergebnis, dass die Verwer-

tung der nicht anonymisierten Chat-Protokolle als ein 

Fehlverhalten P’s zu werten sei, würde sie die Leitungs-

ebene der Hochschule von ihrem Befund in Kenntnis 

setzen, und diese hätte zu entscheiden, ob eine Sanktion 

in Betracht käme und ggf. welche.

Denkbar wäre indes auch, dass die Ombudsperson 

den Konlikt – und das liegt durchaus nahe – noch nicht 

einer Eskalationsstufe zuordnet, auf der eine gütliche Ei-

nigung ofensichtlich aussichtslos ist. Beim sachorien-

tierten Durcharbeiten des Konlikts, bei dem es darum 

geht, die sich blockierenden Positionen (keine Veröfent-

lichung –Veröfentlichung) zu hinterfragen und die Inte-

ressen bzw. persönlichen Anliegen zu ermitteln, um Ei-

nigungsräume zu öfnen, könnte sich ergeben, dass S gar 

nichts gegen die Veröfentlichung als solche hat, dass 

sich sein Widerstand lediglich gegen die nicht anonymi-

sierte Verwendung der Chat-Protokolle richtet, weil es in 

ihnen um höchst private Inhalte geht und eine Veröfent-

lichung seine Mitschülerinnen und Mitschüler und ihn – 

S – bloßstellen würde. P wiederum könnte zu der Ein-

sicht kommen, dass ihm die Veröfentlichung des Beitra-

ges als solche erheblich wichtiger sei, als die Verwen-

dung der nicht anonymisierten Fassung, dass er aber 

auch nachvollziehen könne, wie viel S an der anonymi-

sierten Veröfentlichung liege, und dass er S in jedem 

Fall hätte Gelegenheit geben müssen, sich zu der geplan-

ten Veröfentlichung in der nicht anonymisierten Form 

zu äußern. Ergebnis könnte eine Vereinbarung sein, in 

der S der Veröfentlichung in anonymisierter Form zu-

stimmt, P eine Anonymisierung in den Fahnen zusagt, 

diese S zur Kenntnis gibt und sich dafür entschuldigt, 

ihn nicht über seine Pläne informiert zu haben.

Das zweite Beispiel ist einem Fall nachgebildet, der 

sich in der Yale University zugetragen hat. Über ihn wur-

de in der Süddeutschen Zeitung mit der Überschrit „Fi-

sche vergiten im Labor“60 berichtet. A war Postdoc-

Wissenschatlerin im Institut für Entwicklungsbiologie 

der Universität U. Sie arbeitete gemeinsam in einer For-

schergruppe mit anderen Postdocs an einem Projekt, für 

das in einem arbeits- und zeitaufwändigen Verfahren 

transgene Zebraische zu züchten waren. Nach einigen 

Monaten musste A feststellen, dass nach und nach alle 

von ihr gezüchteten Fische starben, während die Zucht-

bemühungen ihrer Kolleginnen und Kollegen aus-

nahmslos Erfolg hatten. A züchtete nunmehr eine neue 

Charge transgener Zebraische und teilte sie in zwei 

Gruppen ein. Die eine Gruppe setzte sie in einen Behäl-

ter, den sie – wie üblich – mit ihren Initialen kennzeich-

nete. Dieser wurde mit einer versteckten Kamera über-

wacht. Den anderen Behälter markierte sie nicht. Nur 

die Fische in dem mit A’s Initialen gekennzeichneten Be-

hälter starben. Die Überwachung ergab zweifelsfrei die 

Identität des Täters; B, ein anderer Postdoc derselben 

Forschergruppe, hatte zum zweiten Mal die Fische mit 

Ethanol vergitet.

Würde sich A an die Ombudsperson wenden und ihr 

mit der Bitte um Rat den Sachverhalt vortragen, könnte 

diese zwar B um eine Stellungnahme bitten, ob aber die 

Anregung eines gemeinsamen Gesprächs mit dem Ziel 

des Versuchs einer gütlichen Einigung empfehlenswert 

wäre, erscheint fraglich. Alles spricht dafür, dass ein evi-

denter Fall wissenschatlichen Fehlverhaltens in der 

Form eines – eher seltenen – Sabotageaktes61 vorliegt, 

der sich sogar wiederholt hat. Hier dürte eine Eskalati-

onsstufe erreicht sein, die einer konsensualen Konlikt-

lösung entgegensteht. Es bleibt daher nur ein Machtein-

grif. Auf Initiative der Ombudsperson oder A’s wird die 

Redlichkeitskommission ein Verfahren einleiten und die 

Hochschulleitung auf der Grundlage des Verfahrenser-

gebnisses über eine Sanktion entscheiden, die B gericht-

lich überprüfen lassen kann.

3. Untersuchungskommissionen

Auch die in der HRK-MusterVerfO vorgesehenen Unter-

suchungskommissionen62 haben die Hochschulen in 

ihre Redlichkeitssatzungen als Institution übernommen, 

aber ebenso wie die Institution der Ombudspersonen im 

Detail unterschiedlich ausgestaltet. Die HRK-Muster-

VerfO sieht vor, die Kommission „etwa“ mit drei oder 

fünf erfahrenen Professoren der eigenen Hochschule zu 

besetzen oder mit drei Professoren und zwei externen 

Mitgliedern, von denen eines die Befähigung zum Rich-

teramt oder „Erfahrungen mit außergerichtlichen 

Schlichtungen hat“. Aufgabe der Kommission ist die 

„Förmliche Untersuchung“, in der die Kommission in 
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63  Fn. 25, siehe unter C. IV. 2.
64  Vgl. hier und im Folgenden: DFG-Denkshrit, 2. Aul. (Fn. 11), 

S. 24.
65  Vgl. § 54 Abs. 6 ArbGG, nunmehr i.d.F. des Art. 4 Zif. 1 des 

Mediationsförderungsgesetzes (Fn. 1).
66  Häberle, Die Erinnerungskultur im Verfassungstaat, 2011, S. 137 

f.
67  Siehe bei Fn. 64.
68  3 K 844/09.MZ - juris; diesem – rehtskrätigen – Urteil folgt 

das VG Berlin in seinem Beshluss v. 1.11.2011 - 12 L 1036/.11; 
anders dagegen das OVG Berlin-Brandenburg, das mit seinem 
Beshluss v. 26.4.2012, NVwZ 2012, S. 1491, 1493 f., die Ent-
sheidung des VG Berlin geändert hat. Siehe in diesem Zusam-

menhang auh Löwer (Fn. 36), in: Dreier/Ohly (Hrsg.), Plagiate, 
S. 51, 58 m. Fn. 28; Shulze-Fielitz (Fn. 27), in: WissR, Beihet 21 
(2012), 42 f.; Apel (Fn. 22), S. 410 f., 425 f.; Shifers (Fn. 22), S. 
193 f.

69  Inzwishen it das der Fall; vgl. die nunmehr als Anlage zur 
Grundordnung beshlossene Ordnung der Universität Mainz zur 
Siherung guter wissenshatliher Praxis in Forshung und Lehre 
v. 15.12.2011, unter: http://www.uni-mainz.de.

70  Vgl. z.B. die Satzung der Freiburger Universität „zur Sihe-
rung der Redlihkeit in der Wissenshat“ v. 10.6.2011 i.d.F. v. 
30.4.2013, unter: http://www.uni-freiburg.de, § 8 Abs. 2 Satz 1, 
siehe auh § 9 Abs. 5 Satz 1.

nichtöfentlicher mündlicher Verhandlung berät.63 Zu 

dieser können weitere Mitglieder – wie z.B. „Schlich-

tungsberater“ – mit beratender Stimme hinzugezogen 

werden. Hält die Kommission – so die Vorgabe der 

HRK-MusterVerfO – ein Fehlverhalten für nicht erwie-

sen, wird das Verfahren eingestellt. Hält sie es für erwie-

sen, legt sie das Ergebnis ihrer Untersuchung der Hoch-

schulleitung mit einem Vorschlag zum weiteren Verfah-

ren und zur weiteren Veranlassung vor.

Schon die Vorschläge der HRK-MusterVerfO zur Be-

setzung lassen erkennen, dass auch das Bemühen um 

eine gütliche Einigung zu den Aufgaben der Kommissio-

nen gehört. Das wird in der DFG-Denkschrit eingehend 

dargelegt und als Vorzug der „institutionsinternen Ver-

fahren“ gewürdigt.64 Interne Regelungen könnten je 

nach Art und Schwere des Fehlverhaltens Wege zu ein-

vernehmlichen Lösungen vorzeichnen. Diese hätten all-

gemein den Vorteil, dass sie Verfahren auf der Basis ei-

ner Einigung, also ohne streitentscheidendes Urteil eines 

Dritten, zügig beendeten. Dadurch hätte das Verhältnis 

der Beteiligten für die Zukunt eine Chance. Der ot auf 

Dauer angelegte Charakter von Arbeits- und Dienstver-

hältnissen lege ein solches Verfahren in vielen Fällen 

nahe, wie die gesetzlich vorgesehene Güteverhandlung 

im arbeitsgerichtlichen Prozess65 zeige. Eine Verfahrens-

beilegung auf der Basis einer Einigung habe Potenzial 

zur Befriedung und könne unter Umständen dem Ein-

zelfall besser gerecht werden als ein Urteil auf der Grund-

lage abstrakt gefasster Tatbestände und Rechtsfolgen. 

Gleichzeitig dürfe diese Flexibilität aber nicht zur per-

sönlichen Bevorzugung führen oder dazu, dass Vorwür-

fe ungeklärt unter den Teppich gefegt würden.

Obwohl es der DFG und ihr folgend der HRK er-

sichtlich darum ging, das Verfahren der Untersuchungs-

kommissionen als der „Wissenschat gewidmete Wahr-

heitskommissionen“66 lediglich hochschulintern auszu-

gestalten, d.h. so, dass es ausschließlich der Beratung der 

Hochschulleitung durch ein sachverständiges Votum zu 

wissenschatlichen Fragen dient und keine Außenwir-

kung hat,67 ist das Verwaltungsgericht Mainz zu einer 

anderen Bewertung gekommen. In seinem Urteil vom 

08.09.201068 interpretiert das Gericht die – von zahlrei-

chen Hochschulen und auch von der Universität Mainz 

aus der HRK-MusterVerfO übernommenen – Regelun-

gen in der Weise, dass sowohl die Einstellung des Verfah-

rens durch die Kommission, wenn es ein Fehlverhalten 

verneint, als auch die Feststellung eines Fehlverhaltens 

für die Hochschulleitung verbindlich sei. Es handele sich, 

wenn die Kommission ein Fehlverhalten bejahe, um ei-

nen feststellenden Verwaltungsakt in der Form eines 

Grundlagenbescheids, wie ihn z.B. das Abgaben- und 

Steuerrecht kenne. Die Hochschulleitung habe nur noch 

über die Sanktion zu entscheiden.

In dem vom VG Mainz entschiedenen Fall hat sich 

die Klägerin, eine Professorin und Lehrstuhlinhaberin, 

gegen die von der Redlichkeitskommission getrofene 

Feststellung gewehrt, ihr sei ein Fehlverhalten unterlau-

fen. Das Gericht gab der Klage statt, weil es die Feststel-

lung als einen Eingrif in die Wissenschatsfreiheit wer-

tete, die einer materiellrechtlichen Ermächtigungs-

grundlage bedürfe. Die Redlichkeits-Ordnung der Uni-

versität Mainz war aber seinerzeit – noch – nicht als 

Satzung erlassen.69 Auf die Frage, ob die Kommission 

das Fehlverhalten zu Recht festgestellt habe, kam es des-

halb gar nicht mehr an. Aufgrund dieses Urteils haben 

viele Hochschulen klargestellt, dass die Redlichkeits-

Kommission lediglich die Aufgabe habe, die Hochschul-

leitung „zu beraten“ und dass eine „rechtliche Bindung“ 

nicht bestehe.70

Dem Tatbestand des Urteils des VG Mainz ist zu ent-

nehmen, dass der Ombudsman der Universität „zu-

nächst fachbereichsinterne Vermittlungsbemühungen“ 

angeregt habe, die sich aber zerschlagen hätten. Ofenbar 

waren die Konliktbeteiligten, die später klagende Lehr-

stuhlinhaberin K und eine an ihrem Lehrstuhl beschäf-

tigte wissenschatliche Mitarbeiterin W, zu einer kon-

sensualen Lösung des Konliktes nicht bereit. Rückbli-

ckend gesehen stellt sich die Frage, ob die beiden Wis-

senschatlerinnen nicht doch besser daran getan hätten, 

sich auf diesen Weg einzulassen und sich gütlich zu eini-
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71  Würde in einem vergleihbaren Fall Klage bei einem Verwal-
tungsgeriht erhoben, käme auh hier noh eine Mediation durh 
einen entprehend geshulten Güterihter in Betraht, vgl. bei 
Fn. 4 f.

72  Vgl. oben nah Fn. 22.
73  Vgl. von Münh, Gute Wissenshat, 2012, S. 107 f.; Gärditz, Die 

Fettellung von Wissenshatplagiaten im Verwaltungsverfah-
ren, in: WissR 2013, 3 f.; von Bargen (Fn. 22), in: JZ 2013, 715.

74  Shmoll, in: FAZ v. 22.11.2012.
75  DFG-Denkshrit, 2. Aul. (Fn. 11), S. 18 f.
76  Vgl. z.B. das Positionpapier des WR v. 9.11.2011 „Anforderun-

gen an die Qualitätssiherung der Promotion“, unter:  
http://www.wissenshatsrat.de.

77  Beshluss v. 23.4.2012, unter II. 4., letzter Absatz, siehe unter: 
http://www.hrk.de, Beshlüsse.

78  Vgl. in diesem Zusammenhang eingehend auh Lentsh (Akade-
mishes Konliktmanagement: Ein Beitrag zur Qualitätssiherung 
der Promotionpraxis, in: HRS 2012, 118 f. mwN.), der zwishen 
den Modellen eines intitutionalisierten Ombudsgremiums und 
einer prozessorientierten Wissenshatsmediation untersheidet; 
siehe dazu auh Hoormann/Matheis (Fn. 7), S. 44 f.

gen, anstatt auf eine Entscheidung im Rechtsweg zu set-

zen. Der Versuch, den Konlikt durch eine Verständi-

gung beizulegen, hätte – auch wenn er im ersten Anlauf 

nicht erfolgreich war – ohne Weiteres im Verfahren der 

Untersuchungskommission noch einmal unternommen 

werden können, soweit die Konliktbeteiligten damit 

einverstanden gewesen wären.71

Dafür sprechen die oben wiedergegebenen Erwägun-

gen in der DFG-Denkschrit, in der u.a. darauf hinge-

wiesen wird, dass gerade im Falle auf Dauer angelegter 

Arbeits- und Dienstverhältnisse eine zügige Beendigung 

des Streites durch gütliche Einigung die Zusammenar-

beit der Beteiligten in der Zukunt weniger belaste als ein 

sich länger hinziehender, ungelöster Konlikt. In dem 

entschiedenen Fall hat sich W Ende August 2008 an den 

Ombudsman gewandt, Ende März 2009 ist von der 

Kommission ein Fehlverhalten K’s festgestellt worden, 

im September 2009 hat K Klage erhoben, über die ein 

Jahr später entschieden worden ist. Es liegt nahe, dass im 

Zuge dieses Zeitraumes, des Kommissionsergebnisses, 

der Klage und des Urteils, mit dem K den Prozess ge-

winnt und die Universität ihn verliert, die Spannungen 

zwischen den Beteiligten zu- und nicht abgenommen 

haben. Die dem Tatbestand zu entnehmenden Umstän-

de deuten auch darauf hin, dass es sich um einen Einzel-

fall gehandelt hat, der sich geeignet hätte, das Befrie-

dungspotenzial einer konsensualen Konliktlösung zu 

nutzen. Das gilt nicht zuletzt deshalb, weil Anhaltspunk-

te dafür fehlen, dass hier schon eine Eskalationsstufe er-

reicht gewesen wäre, die dem Versuch einer gütlichen 

Einigung entgegen gestanden hätte. Zwar wäre das Er-

gebnis einer vertraulichen Konliktbearbeitung im Zuge 

eines erfolgreichen Einigungsverfahrens nicht öfentlich 

geworden. Im Urteil des VG Mainz wird aber der Kon-

likt der beiden Wissenschatlerinnen, also die Frage, ob 

K ein Fehlverhalten unterlaufen ist, gar nicht entschie-

den. Die rechtlichen Ausführungen sind in mehrfacher 

Hinsicht für viele Hochschulen hilfreich. Die Beteiligten 

des Konliktes indes, der dem Rechtsstreit zugrunde 

liegt, bringt das Urteil keinen Schritt auf dem Weg zur 

Lösung ihres Konliktes weiter!

IV. Bearbeitung speziisch wissenschatsbezogener 

Konlikte im Bereich der Promotion

Bei dem einen – oben näher skizzierten – Sündenfall 

Ende der neunziger Jahre, der der DFG und anderen 

Wissenschatsorganisationen Anlass zu grundlegenden 

Änderungsvorschlägen gab,72 ist es nicht geblieben. Ein 

zweiter Sündenfall ist verbunden mit dem Namen Frei-

herr zu Guttenberg, dem eine erhebliche Zahl an Plagia-

ten in seiner Dissertation vorgeworfen wurde, und dem 

deshalb die Promotionskommission der Rechtswissen-

schatlichen Fakultät der Universität Bayreuth Ende Feb-

ruar 2011 den Doktorgrad entzog. Der Fall löste eine 

ganze Welle weiterer Plagiatsvorwürfe aus, die sich gegen 

prominente Politikerinnen und Politiker richteten. 

Soweit sich diese überhaupt mit einer Klage bei den 

zuständigen Verwaltungsgerichten wehrten, hatten sie 

damit keinen Erfolg.73

Der sog. „Guttenberg-Efekt“74 hatte nicht nur zur 

Folge, dass Ombudspersonen, Untersuchungskommissi-

onen und Promotionssauschüsse der Hochschulen zu-

nehmend häuiger der Frage nachzugehen hatten, ob die 

Regeln guter wissenschatlicher Praxis – und zwar kei-

neswegs nur durch Plagiate – verletzt wurden, sondern 

die DFG75 und andere Wissenschatsorganisationen76 

regten auch an, darüber nachzudenken, ob nicht das 

Promotionsverfahren neu gestaltet werden sollte. Zu den 

Empfehlungen der DFG zählt u.a., neben der primären 

„Bezugsperson“ eine Betreuung durch zwei weitere er-

fahrene Wissenschatlerinnen oder Wissenschatler vor-

zusehen, die für Rat und Hilfe „und bei Bedarf zur Ver-

mittlung in Konliktsituationen zur Verfügung stehen“. 

Und in einem Beschluss der HRK77 heißt es: Als unab-

dingbar werde eine Stelle angesehen, „die im Konliktfall 

vermittelnd und schlichtend aktiv“ werde. „Dies kann 

z.B. eine Ombudsperson sein, die sich durch eine hohe 

Reputation auszeichnet und hinreichend neutral agieren 

kann“. Eine Ombudsstelle zur Konliktregelung für den 

Promotionsbereich stehe allen Doktorandinnen und 

Doktoranden und Betreuerinnen und Betreuern 

ofen.78
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79  Die Neufassung v. 1.4.2014 (GBl. S. 99) it am 9.4.2014 in Krat 
getreten; siehe zu der Neufassung: heresia Bauer, Ein neuer 
Königsweg zum Doktortitel, in: FAZ v. 19.3.2014; Sandberger, 
Paradigmenwehsel oder Kontinuität im Hohshulreht, VBlBW 
2014, 321; peziell zu § 38 Abs. 4 S. 2 LHG BW: Löwish/Wür-

tenberger, Betreuungsvereinbarungen im Promotionsverfahren, 
OdW 2014, 103, 112. Vgl. zur Intitution der Ombudperson 
eingehend oben unter III. 2. a).

80  Vgl. unter: http://www.uni-freiburg.de, § 22. Die Universität 

Freiburg hat seit 1.10.2014 eine Prorektorin für Redlihkeit in der 
Wissenshat, Gleihtellung und Vielfalt; vgl. Badishen Zeitung 
v. 19.11.2014 „Die Plage mit den Plagiaten“ u. das Interview mit 
der neuen Prorektorin Gisela Riesher.

81  Vgl. oben nah Fn. 48 u. nah Fn. 59.
82  Vgl. hier und im Folgenden Handbuh Mediation (Fn. 5), § 14, 

Rn. 40. Vgl. zum sog. „vertehensbasierten“ Mediationsmodell 
Friedman/Himmeltein, Konlikte fordern uns heraus, 2013, S. 33 
f.

Entsprechend normiert nunmehr z.B. das 2014 no-

vellierte Landeshochschulgesetz Baden-Württemberg in 

§ 38 Abs. 4 S. 2 u.a., dass die Promotionsordnung die 

„Einsetzung von Ombudspersonen“ regelt.79 Die Rah-

menpromotionsordnung80 der Universität Freiburg sieht 

vor, dass zwei – für alle Doktorandinnen und Doktoran-

den der Universität zuständige – Ombudspersonen be-

stellt werden, die „als unabhängige und unparteiische 

Beratungs- und Vermittlungsstelle“ fungieren. Die Pro-

motionsordnungen der Fakultäten können stattdessen 

ein Ombudsverfahren auf Fakultätsebene etablieren.

Welche Art Vermittlungsaufgabe insoweit auf die zu-

ständige universitäre Ombudsperson zukommen könn-

te, zeigt folgendes Beispiel: Professor A und seine Dokto-

randin B – beide sind Mitglieder der Medizinischen Fa-

kultät der Universität U – nehmen an einem Fachkon-

gress in Irland teil. B entdeckt dort ein Poster, auf dem 

Ergebnisse eines Projektes präsentiert werden, das ihrem 

sehr ähnlich ist. Es stellt sich heraus, dass das Poster die 

Arbeit des Doktoranden C zeigt, dessen primäre „Be-

zugsperson“ Professor D ist. C und D gehören derselben 

Universität U wie A und B, aber der Fakultät für Biologie 

an. Alle vier Wissenschatler kommen noch während des 

Kongresses überein, beide Arbeiten in drei Monaten der 

Zeitschrit Z anzubieten, um sie im sog. „Back-to-Back-

Verfahren“ zu publizieren. Bei diesem Verfahren werden 

zwei Manuskripte gleichzeitig eingereicht, die sich kom-

plettieren. Kein Autor geht das Risiko ein, „unterwertig“ 

publizieren zu müssen, weil ihm der jeweils andere zu-

vorgekommen ist. B und C tauschen sich in den nächs-

ten Wochen intensiv aus. Zwei Monate nach der Über-

einkunt erfährt A beiläuig in einem Gespräch mit dem 

Editor von Z, dass C’s Arbeit entgegen der Absprache ge-

rade eingereicht worden sei. In diesem Artikel sind C als 

Erstautor, B an zweiter, A an dritter und D an vierter Stel-

le genannt. A und B, die von C und D nicht informiert 

worden waren, wenden sich empört an die 

Ombudsperson.

Würde dieser Konlikt mit Hilfe einer mediativ ge-

schulten Ombudsperson sachorientiert durchgearbei-

tet,81 könnte sich erweisen, dass beide Gruppen ein Inte-

resse an einer möglichst optimalen Publikation ihrer Ar-

beiten haben. Vieles hinge davon ab, ob es gelingt, C und 

D die Einsicht zu vermitteln, dass der Bruch der Abspra-

che als Fehlverhalten gewertet werden könnte. Hilfreich 

könnte insoweit ein Perspektivwechsel sein, also die an C 

und D gerichtete sog. zirkuläre Frage,82 wie denn wohl 

sie – C und D – reagiert hätten, wenn B und A in der 

Weise vorgegangen wären wie sie. Einsicht bewirken 

könnte auch die sog. Zukuntsfrage, ob C und D denn si-

cher seien, dass der von ihnen bei Z eingereichte Beitrag 

ohne die Zustimmung von B und A veröfentlicht würde. 

Für die Frage, ob eine gütliche Einigung möglich ist, 

wird es nicht zuletzt darauf ankommen, ob und ggf. un-

ter welchen Voraussetzungen B und A bereit sind, den 

beiden anderen Wissenschatlern ihr Verhalten nachzu-

sehen. Ergebnis des Gesprächs könnte die Vereinbarung 

sein, den eingereichten Beitrag in geteilter Erst-Autoren-

schat von B und C zu veröfentlichen oder doch bei dem 

ursprünglich verabredeten „Back-to-Back-Verfahren“ zu 

bleiben.

V. Inanspruchnahme externer Hilfe

Selbstverständlich besteht die Möglichkeit, die Hilfe 

externer – freiberulich tätiger, aufgrund des Mediati-

onsgesetzes zertiizierter – Mediatorinnen und Mediato-

ren in Anspruch zu nehmen, wenn es gilt, einen Konlikt 

innerhalb der Hochschule zu lösen. In Betracht käme 

etwa, dass Ombudspersonen oder Untersuchungskom-

missionen in Fällen, in denen die Hilfe einer besonders 

erfahrenen – externen – Mediatorin geboten sein könn-

te, den Konliktbeteiligten raten, deren Hilfe in Anspruch 

zu nehmen. Denkbar ist auch, dass sich mehrere Hoch-

schulen (z.B. am selben Ort) zusammentun und der 

Mediator der einen Hochschule jeweils der anderen zur 

Verfügung steht. Es hätte den Vorteil, dass das Vertrauen 

der Konliktbeteiligten in die Unabhängigkeit des Medi-

ators einer anderen Hochschule noch selbstverständli-

cher sein könnte, als in die des Mediators der eigenen, sei 

sie auch noch so „gesichert“.

Beispiele, die den Wunsch wecken, viele Hochschu-

len würden sie sich zum Vorbild nehmen, sind z.B. Me-

diationsangebote des AStA der Universität Osnabrück 

und des AStA der Universität Bonn. Seit 2012 (Osna-

brück) und 2013 (Bonn) gibt es in den genannten Uni-
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83  In der Universität Osnabrük it es der Mediator Maximilian 
Geßner; das Angebot des AStA indet sih unter:  
https://www.ata.uni-osnabruek.de/service/konliktberatung-
und-mediation; Mediator des AStA in der Universität Bonn it 
Chritian Seiwald; http://www.ata-bonn.de/Konliktberatung_
und_Mediation.

84  Das am 1.7.2003 in Krat getretene Gesetz zur Reform der Juris-
tenausbildung v. 11.7.2002 (BGBl. I, 2592) wurde am 1.7.2006 ver-
bindlih, nahdem die Bundesländer den neuen Vorgaben in ihren 
Regelungen zur Juritenausbildung Rehnung getragen hatten. Vgl. 
hier und im Folgenden von Bargen, Erfahrungen auf einem neuen 
Ausbildungterrain, in JuS-Magazin Sept./Okt. 2006, 14.

85  Vgl. unter: http://www.legalclinics.uni-freiburg.de/mediation.
86  Gesetz v. 12.12.2007, BGBl. I, 2840; siehe dort § 6.
87  Himmer, Juratudenten mahen sih nützlih, in: FAZ v. 

13./14.09.2014; siehe ferner Horn, Studentishe Rehtsberatung in 
Deutshland, in: JA 2013, 644.

88  Vgl. unter: http://www.probono-freiburg.de/. Siehe auh 
Süddeutshe Zeitung v. 29./30.11.2014: „Anwalt auf Probe“; 
vgl. ferner Shubert, Legal Clinics – Juritishe Ausbildung mit 
Praxisbezug am Beipiel der Freiburg Legal Clinics und Pro Bono 
Studentishe Rehtsberatung Freiburg, in: OdW 2014, 241.

89  Vgl. oben unter VI. 1.

versitäten AStA-Projekte, in deren Rahmen Studieren-

den kostenlose „Konliktberatung und Mediation“ ange-

boten wird. In beiden Fällen sind ausgebildete, externe 

Mediatoren tätig, die jeweils einen engeren Bezug zu ih-

rer Universität haben und die Gelegenheit nicht zuletzt 

nutzen können, um Mediationserfahrung zu 

sammeln.83

VI. Mediation im Bereich der Lehre

1. Schlüsselqualiikation „Mediation“

Die Mediation und mediative Elemente werden in den 

Hochschulen nicht nur zur konsensualen Lösung von 

Konlikten genutzt, sondern sie sind auch Gegenstand 

der Lehre. Die wohl erste Erwähnung des Begrifs „Medi-

ation“ in einem Bundesgesetz indet sich in § 5a Abs. 3 

des Deutschen Richtergesetzes. Seit 2006 haben die 

Inhalte des rechtswissenschatlichen Studiums die recht-

sprechende, verwaltende und rechtsberatende Praxis 

einschließlich der hierfür erforderlichen Schlüsselquali-

ikationen wie z.B. Verhandlungsmanagement, 

Gesprächsführung, Rhetorik, Streitschlichtung, Verneh-

mungslehre und Kommunikationsfähigkeit, aber auch 

Mediation zu berücksichtigen.84 Staatliche und universi-

täre Prüfungen haben sich auf die in § 5a Abs. 3 DRiG 

genannten Praxisbereiche einschließlich der hierfür 

erforderlichen Schlüsselqualiikationen zu erstrecken (§ 

5d Abs. 1 S. 1 DRiG). Seither sind Lehrveranstaltungen zu 

den Schlüsselqualiikationen einschließlich der Mediati-

on fester Bestandteil des Lehrangebots der Rechtswis-

senschatlichen Fakultäten. Sie unterscheiden sich frei-

lich nach Schwerpunkt und Ausgestaltung.

Die Rechtswissenschatliche Fakultät der Universität 

Freiburg z.B. bietet jeweils im Sommersemester eine 

Vorlesung „Mediation und Verhandlungslehre“ und im 

Wintersemester einen „Workshop Mediation“ an.85 Im 

Mittelpunkt dieses Workshops – einer Mischung aus 

Vorlesung und Übung –, an dem insgesamt fünf als Me-

diatorinnen und Mediatoren ausgebildete Dozentinnen 

und Dozenten (darunter eine in der Mediationsausbil-

dung engagierte Diplom-Psychologin) mitwirken, ste-

hen vier Übungen, in denen in kleineren Gruppen zent-

rale Phasen der Mediation anhand von zwei Fällen im 

Rollenspiel erarbeitet werden, um dann ebenfalls im 

Rollenspiel in einem der Fälle der Frage nachzugehen, 

wie in einer Gerichtsverhandlung „verfahren“ würde. 

Beim Einüben des Mediationsverfahrens wird eine Vi-

deokamera eingesetzt, um den Studierenden Gelegen-

heit zu geben, sich selbst beim Rollenspiel zu beobachten 

und um ein hohes Maß an detaillierter, konstruktiver 

Kritik zu gewährleisten. In den zehn Jahren, in denen es 

das Workshop-Angebot gibt, haben sich mehrfach teil-

nehmende Studierende zu einer Mediationsausbildung 

entschlossen

2. Legal Clinics

Noch praxisorientierter sind studentische Rechtsbera-

tungsprojekte, die insbesondere seit der Liberalisierung 

der Rechtsberatung durch das am 01.07.2008 in Krat 

getretene Rechtsdienstleistungsgesetz86 mit zunehmen-

der Tendenz auf Initiative aus den Rechtswissenschatli-

chen Fakultäten der Hochschulen ins Leben gerufen 

werden. Diesen Projekten liegt das Konzept zugrunde, 

dass juristisch entsprechend geschulte Studierende unter 

Anleitung z.B. einer Rechtsanwältin kostenlosen Rat 

erteilen und damit nicht nur selbst praktische Erfahrun-

gen sammeln, sondern inanzschwachen Ratsuchenden 

in der Realität behillich sind.87 Die Idee stammt aus den 

USA, dort sind sog. „Legal Clinics“ oder „Law Clinics“ 

an den Law Schools seit Jahrzehnten außerordentlich 

verbreitet.

Seit März 2014 gibt es auch in Freiburg einen Verein 

„Pro Bono“, den Studierende der Rechtswissenschatli-

chen Fakultät der Freiburger Universität unter dem Bei-

stand ihres Studiendekans, Boris P. Paal, gegründet ha-

ben.88 Das – kostenlose – Beratungsangebot beschränkt 

sich derzeit auf die Bereiche Mietrecht, Verbraucher-

schutzrecht, Internetrecht und Existenzgründung. Zum 

Ausbildungsprogramm, das allen Studierenden empfoh-

len wird, die sich beim Freiburger „Pro Bono“-Verein 

engagieren wollen, gehören auch Lehrangebote zum 

hema Mediation, wie z.B. der erwähnte Workshop.89 

Eine in diesem Workshop mitwirkende Dozentin, 

Rechtsanwältin und Mediatorin Bettina Faller, ist bei 
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90   http://hnmcp.law.harvard.edu/negotiation-mediation-clinic-
course-description/ und  
http://www.law.umih.edu/clinical/civilmediation/Pages/default.
apx. Dort wird das Konzept des „Negotiation & Mediation 
Clinical Program“ bzw. der „Civil Mediation Clinic“ eingehend 
beshrieben.

91  Siehe zur detaillierten Übersiht Fn. 52.
92  Vgl. unter: http://www.rewi.europa-uni.de/de/tudium/mater/

mediation/index.html.
93  Vgl. unter: http://www.fernuni-hagen.de/ls_shliefen/mediation/

wsm.shtml.

94  2013; vgl. dort zur Mediation im öfentlihen Bereih in Deutsh-
land, S. 213 f.

95  2014; vgl. in diesem Zusammenhang nah Fn. 34 und unter oben 
VIII.

96  Vgl. unter:  
http://www.europa-uni.de/de/forschung/institut/institut_ikm/index.html.

97  Vgl. unter: http://www.konliktloesung.eu/.
98  Vgl. unter: http://www.rewi.uni-jena.de/mediationtagung.html.
99  Vgl. unter: https://www.mediationaktuell.de/news/2.-kolloqui-

um-in-freiburg-am-28.11.2014.

„Pro Bono“ als anleitende Anwältin und Mediatorin tä-

tig, so dass in geeigneten Fällen auch die Mediation im 

Spektrum des Vereinsangebots Berücksichtigung inden 

kann. Anders als z.B. an der Harvard Law School oder 

der Law School der University of Michigan90 gibt es an 

deutschen Hochschulen wohl noch keine auf Mediation 

spezialisierte Clinic, aber vielleicht machen auch die ge-

nannten Beispiele hier eines Tages Schule.

3. Mediations-Aus- und Fortbildung

Gegenstand der Lehre ist die Mediation in den Hoch-

schulen ferner in der Form, dass diese komplette Ausbil-

dungs- und Fortbildungsgänge anbieten. Die Bandbreite 

dieser Angebote, die sich nach Art, Spezialisierung, Dau-

er und Struktur, Kosten und Abschluss deutlich unter-

scheiden, ist bemerkenswert.91 Erwähnung verdienen 

hier zwei Master-Studiengänge: Einer wird von der 

Europa-Universität Viadrina, Frankfurt/Oder angebo-

ten.92 Die wissenschatliche Leitung liegt in den Händen 

von Ulla Gläßer, Lars Kirchhof, Stephan Breidenbach 

und Andreas Nelle. Einen weiteren – interdisziplinär aus-

gerichteten – postgraduierten Studiengang „Master of 

Mediation“ hat die FernUniversität Hagen im Pro-

gramm.93 Wissenschatlich verantwortlich zeichnet 

Katharina Gräin von Schliefen.

VII. Mediation im Bereich der Wissenschat

Nicht unerwähnt bleiben soll, dass die Mediation in den 

Hochschulen auch Gegenstand der Wissenschat ist. Um 

hier nur punktuelle Beispiele zu nennen, belegen das 

zum einen zwei Publikationen aus jüngerer Zeit, näm-

lich die von der Universität Graz angenommene Habili-

tationsschrit von Sascha Ferz mit dem Titel „Mediation 

im öfentlichen Bereich – Eine rechtstatsächliche und 

rechtsdogmatische Studie für Österreich und Deutsch-

land“,94 sowie eine von der Universität Kiel angenomme-

ne Dissertation von Jonas Hennig mit dem Titel: „Medi-

ation als rationaler Diskurs – Überpositive Legitimation 

der Mediation und Vergleich zum Gerichtsprozess am 

Maßstab der Alexyschen Diskurstheorie“.95 Mit Mediati-

onsforschung befasst sich etwa das Institut für Konlikt-

management der Europa-Universität Viadrina,96 aber 

auch das LOEWE-Verbundforschungsvorhaben „Außer-

gerichtliche und gerichtliche Konliktlösung“ der Uni-

versität Frankfurt a.M., des Max-Planck-Instituts für 

europäische Rechtsgeschichte und der Frankfurt Uni-

versity of Applied Sciences.97 In diesen Zusammenhang 

gehören ferner der seit mehreren Jahren von der Univer-

sität Jena veranstaltete „Deutsche Mediationstag“98 und 

die Kolloquien des Forums „für Forschung und Wissen-

schat zu Mediation und außergerichtlicher Konliktlö-

sung“.99

VIII. Abschließende Bemerkungen

Als der Verfasser dieses Beitrags, der sechs Jahre als Vor-

sitzender einer Untersuchungskommission in der Uni-

versität Freiburg tätig war, 2005 vor seiner Wahl gefragt 

wurde, ob er bereit sei, das Amt zu übernehmen, hat ihm 

die Hochschulleitung versichert, es handele sich um ein 

selten reizvolles Amt, es gäbe nämlich nichts zu tun. Es 

gab sie dann aber doch, die Fälle, und jeder Fall war eine 

neue, besondere und einsame Herausforderung! Inzwi-

schen zweifelt niemand mehr daran, dass die Hochschu-

len auf eine professionelle Konliktbearbeitung optimal 

eingestellt sein sollten, und die – Diskurs-basierte – 

Mediation ist ohne Zweifel ein Verfahren, das die besten 

Voraussetzungen für die Bearbeitung hochschulinterner 

und gerade auch speziisch wissenschatsbezogener 

Konlikte bietet. Die Hochschulen sind im eigenen Inte-

resse gut beraten, sich dieses Verfahrens in der Praxis, 

aber auch in Lehre und Wissenschat noch nachdrückli-

cher als bisher anzunehmen.

Der Autor ist Honorarprofessor der Universität Frei-

burg. Er war Präsident des Freiburger Verwaltungsge-

richts und Mitglied des Verfassungsgerichtshofs 

Baden-Württemberg.
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I. Forschung und Entwicklung als Gegenstand des 

Vergaberechts

Vertragsforschung ist aus der arbeitsteiligen heutigen 

Forschungslandschat nicht wegzudenken. Öfentliche 

Stellen wie private Unternehmen vergeben Auträge an 

Forschungsinstitutionen, die ihrerseits wiederum öfent-

liche Stellen oder private Unternehmen, aber auch frei-

berulich Tätige sein können. Gegenstand der Auträge 

sind dabei zumeist nicht Fragen der Grundlagenfor-

schung oder der angewandten Forschung, sondern sol-

che der Entwicklung, also der zweckgerichteten Auswer-

tung und Anwendung von Forschungsergebnissen und 

Erfahrungen vor allem technologischer oder ökonomi-

scher Art, um zu neuen Systemen, Verfahren, Stofen, 

Gegenständen und Geräten zu gelangen (Neuentwick-

lung) oder um vorhandene zu verbessern (Weiterent-

wicklung).1

Eine Vorstellung vom Umfang der Vertragsforschung 

durch öfentliche Stellen lässt sich dem Qualitätsbericht 

„Ausgaben, Einnahmen und Personal der öfentlichen 

und öfentlich geförderten Einrichtungen für Wissen-

schat, Forschung und Entwicklung 2013“ des Statisti-

schen Bundesamts und dem Datenportal Forschung und 

Innovation des Bundesministeriums für Bildung und 

Forschung entnehmen. Nach dem Qualitätsbericht be-

liefen sich im Jahr 2012 die Ausgaben der Hochschulen 

für Baumaßnahmen auf 564 Mio. Euro und die Ausga-

ben für die übrigen Sachinvestitionen auf 481 Mio. Euro. 

Nach dem Datenportal erreichten diese Ausgaben bei 

den wissenschatlichen Einrichtungen außerhalb der 

Hochschulen 2012 734 Mio. Euro für Bauten und 1.214 

Mrd. Euro für die übrigen Investitionen.2

Die Vergabe von Vertragsforschung durch öfentliche 

Stellen unterliegt dem Vergaberecht. Dessen Verhältnis 

zum Schutz der Wissenschatsfreiheit ist Gegenstand des 

zweiten Abschnitts (II).

Die Rechtsvorschriten des Vergaberechts unter-

scheiden nach dem Wert des Autrags: Oberhalb be-

stimmter Schwellenwerte sind die vergaberechtlichen 

Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB) und der Vergabeverordnung so-

wie die Vergaberichtlinien der EU anwendbar. Unter-

halb der Schwellenwerte sind gesetzliche Grundlage § 55 

der Bundeshaushaltsordnung und die entsprechenden 

Bestimmungen der Landeshaushaltsordnungen. Diese 

münden, jeweils in Verbindung mit Ausführungsbe-

stimmungen unterschiedlichen Rechtscharakters, letzt-

lich alle in der Anwendung der Vergabe- und Vertrags-

ordnung für Leistungen Teil A Allgemeine Bestimmun-

gen für die Vergabe von Leistungen (VOL/A).

Dementsprechend werden im Folgenden nacheinan-

der die Vergabe von Forschungsleistungen oberhalb der 

Schwellenwerte (III) und danach die Vergabe von For-

schungsleistungen unterhalb der Schwellenwerte (IV) 

untersucht. Ein Blick auf Rechtsfragen der Vergabe von 

Forschungsleistungen durch private Unternehmen 

schließt sich an (V).

Forschungsinstitutionen treten auch als Autragneh-

mer von Dienstleistungen auf, die ihrerseits weder For-

Manfred Löwisch

Forschung und Vergaberecht 

1  So die Deinition im Bundesberiht Forshung III der Bundesre-
gierung vom 12. 6.1969 (BT-Druksahe V/4335 S. 5).

2  Statitishes Bundesamt, Fahserie 11 Reihe 4.3.2 (Monetäre hoh-
shultatitishe Kennzahlen 2012), Tabelle 4.1.1; Datenportal des 
bmbf „Forshung und Innovation“, Tabelle 1.6.4. Ein – freilih weit 

zurükliegenden – Überblik über Umfang und Bedeutung der 
Vertragsforshung indet sih bei Röthlingshöfer, Die Vergabe von 
Forshungs- und Entwiklungsauträgen in der Bundesrepublik 
Deutshland, Shritenreihe des IFO-Intituts für Wirtshatsfor-
shung Nr. 77 (1972), S. 27f.
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3  BVerfG vom 26.10.2004, 1 BvR 911, 927, 928/00, BVerfGE 111, 
333, 354.

4  BVerfG vom 14.4.1987, 1 BvR 775/84, BVerfGE 75, 192; BVerfG 
vom 10.3.1992, 1 BvR 454 u.a./91, BVerfGE 85, 360; Kempen in 
Epping/Hillgruber, Bek’sher Online-Kommentar GG (Stand 
1.9.2015) Art. 5 Rn. 185.

5  BVerfG vom 29.5.1973, 1 BvR 424/71 und 325/72, BVerfGE 35, 
79.

6  BVerfG vom 1.3.1978, 1 BvR 333/75, BVerfGE 47, 327, 367.
7  BVerfG vom 29.5.1973, 1 BvR 424/71 und 1 BvR 325/72, BVerfGE 

35,79, 95.

8  BVerfG vom 29.5.1973 aaO. Rn. 96.
9  BVerfG vom 9.10.1985, 7 B 188/85, NJW 1986, 1177; näher 

Kempen in Epping/Hillgruber, Bek’sher Online-Kommentar 
GG (Stand 1. 9. 2015) Art. 5 Rn. 182; vgl. auh § 5 Abs. 3 Satz 
2 und Abs. 5 Satz 2 Bundesarhivgesetz, wo wissenshatlihe 
Forshungsvorhaben im Bezug auf die Dauer der Shutzfriten 
privilegiert werden.

10  Allgemein zum Shutz der Einwerbung von Mitteln für die 
Forshung Britz in Dreier, Kommentar zum Grundgesetz Band I, 
Art. 5 Abs. 3 Rn. 24.

schung noch Entwicklung sind, aber für die Forschung 

Bedeutung haben. So nehmen etwa Institute der Rechts-

medizin forensisch – toxikologische und molekularge-

netische Untersuchungsauträge vor allem öfentlicher 

Autraggeber wie etwa der Landeskriminalämter wahr, 

um Material für ihre rechtsmedizinische Forschung und 

Entwicklung zu gewinnen. Sie unterliegen dann als Auf-

tragnehmer dem Vergaberecht und müssen sich dem mit 

diesem verbundenen Wettbewerb stellen. Die daraus re-

sultierenden Fragen werden in einem eigenen Abschnitt 

behandelt (VI).

II. Wissenschatsfreiheit und Vergaberecht

1. Schutzbereich der Wissenschatsfreiheit

Die Wissenschatsfreiheit schützt die „auf wissenschat-

licher Eigengesetzlichkeit beruhenden Prozesse, Verhal-

tensweisen und Entscheidungen bei der Suche nach 

Erkenntnissen, ihrer Deutung und Weitergabe“.3 Träger 

dieses Schutzrechts sind einerseits die einzelnen Wissen-

schatler und andererseits die wissenschatlichen Ein-

richtungen, insbesondere die Hochschulen, aber auch 

private Wissenschatseinrichtungen.4

Der Schutz der Wissenschatsfreiheit gilt dabei nicht 

nur der freien Wahl von Fragestellung und Methodik, 

sondern auch der praktischen Durchführung von For-

schung und Lehre einschließlich der vorbereitenden und 

begleitenden Tätigkeiten, die in einem engen Zusam-

menhang mit Forschung und Lehre stehen. Geschützt ist 

auch die Organisation von Forschung und Lehre.5

Erfasst wird so auch die Vergabe von Forschungs- 

und Entwicklungsauträgen. Wer einzelne Wissenschat-

ler, eine Gruppe von Wissenschatlern oder eine For-

schungseinrichtung einschaltet, um bestimmte Teile ei-

nes Projekts durch deren Forschungs- oder Entwick-

lungsbeiträge voranzubringen, trit eine genuin wissen-

schatliche Entscheidung, die nicht reglementiert wer-

den darf. Art. 5 Abs. 3 GG gewährleistet insoweit ein 

Recht auf Abwehr staatlicher Einwirkungen auf den Pro-

zess der Gewinnung wissenschatlicher Erkenntnisse.6

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts verkörpert sich in Art. 5 Abs. 3 GG auch eine ob-

jektive Wertentscheidung. Sie beruht auf der Schlüssel-

funktion, die einer freien Wissenschat sowohl für die 

Selbstverwirklichung des Einzelnen als auch für die ge-

samtgesellschatliche Entwicklung zukommt. Diese 

Wertentscheidung bedeutet nicht nur die Absage an 

staatliche Eingrife in den Eigenbereich der Wissen-

schat. Sie schließt vielmehr das Einstehen des Staates, 

der sich als Kulturstaat versteht, für die Idee einer freien 

Wissenschat und seine Mitwirkung an ihrer Verwirkli-

chung ein und verplichtet ihn, sein Handeln positiv da-

nach einzurichten, d.h. schützend und fördernd einer 

Aushöhlung dieser Freiheitsgarantie vorzubeugen.7

Der Staat muss deshalb die Plege der freien Wissen-

schat und ihre Vermittlung an die nachfolgende Gene-

ration durch Bereitstellung von personellen, inanziellen 

und organisatorischen Mitteln ermöglichen und för-

dern.8 Diese Förderplicht des Staates wäre zu eng ver-

standen, wollte man sie in sachlicher Hinsicht auf die 

ausdrücklich genannte Bereitstellung inanzieller Mittel 

beschränken. Zwar ermöglicht deren Bereitstellung es 

den Hochschulen in der Regel, sich die sachlichen Mittel 

für den Forschungs- und Lehrbetrieb am Markt zu be-

schafen. Wo aber die Verfügung über diese sachlichen 

Mittel beim Staat liegt, muss er den Hochschulen ange-

messenen Zugang zu ihnen gewähren.

Für Akten und andere Unterlagen ist das im Grund-

satz anerkannt.9 Es muss aber auch für im Wesentlichen 

nur von staatlichen Stellen zu vergebende Auträge gel-

ten, die Gegenstand wissenschatlicher Forschung und 

Lehre sind, wie das etwa auf Untersuchungsauträge im 

Bereich der Rechtsmedizin zutrit.10

2. Vergaberecht als Schranke

Die Wissenschatsfreiheit ist nicht schrankenlos garan-

tiert. Schranken können sich aus anderen verfassungs-

rechtlich geschützten Rechtsgütern ergeben. Der Staat ist 

bei der Regelung des wissenschatlichen Lebens in sei-

nen Hochschulen nicht auf die absolute Freiheit für die 
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11  BVerfG vom 1.3.1978, 1 BvR 174, 178, NJW 1978, 1621; vom 
15.9.1997, 1 BvR 406/96, NVwZ-RR 1998, 175.

12  BVerwG vom 9.10.1985,7 B 188/85, NJW 1986, 1277.
13 BVerfG vom 29.5.1973 aaO; BVerfG vom 8. 2. 1977, 1 BvR 

79/70, Rn. 114; vom 8. 7. 1980, 1 BvR 1472/78, Rn. 92 und vom 
15.9.1997 aaO; Sholz in Maunz/Dürig, 75. EL September 2015, 
Art. 5 Abs. 3, Rn. 116 und 194.

14  Vergaberehtsmodernisierungsgesetz vom 17. 2. 2016 (BGBl I 

2016, 203.
15  Verordnung über die Vergabe öfentliher Auträge (Art. 1 der 

Vergaberehtsmodernisierungsverordnung volm 12. 4. 2016, 
BGBl I 2016, 624).

16  Siehe § 1 Satz 1 in Verbindung mit § 12 der Satzung der Deut-
shen Forshungsgemeinshat, zuletzt geändert und neugefast 
am 2.7.2014, abrubar im Internet unter http://dfg.de/dfg_proil/
satzung/index.html (zuletzt abgerufen am 1.10.2015).

Forschungs- und Lehrtätigkeit des einzelnen Wissen-

schatlers und die damit einhergehende Vernachlässi-

gung anderer im Grundgesetz geschützter Rechtsgüter 

festgelegt.11 Vielmehr liegt es in seinem Gestaltungser-

messen, inwieweit er die Träger der Wissenschatsfrei-

heit an allgemeine rechtliche Regelungen bindet.12

Ihre Grenze indet diese Bindung an das allgemeine 

Recht aber am Mindestmaß dessen, was notwendig ist, 

um wissenschatliche Forschung und Lehre zu betrei-

ben. Rechtliche Vorschriten dürfen Wissenschatler und 

Hochschulen nicht daran hindern, in ihren wissen-

schatlichen Aufassungen gründende Entscheidungen 

in Forschungs- und Lehrangelegenheiten zu realisieren. 

Auch dürfen sie nicht dazu führen, dass ihnen die not-

wendige Mindestausstattung versagt bleibt.13

Hieraus folgt einerseits, dass Art. 5 Abs. 3 GG weder 

deutschen noch europäischen Vorschriten entgegen-

steht, welche die Vergabe von Forschungs- und Entwick-

lungsauträgen und die Beschafung der für Forschung 

und Lehre notwendigen sachlichen Mittel dem Vergabe-

recht unterstellen.

Andererseits darf auch die Anwendung des Vergabe-

rechts nicht dazu führen, dass wissenschatsbedingte 

Entscheidungen der Träger von Forschung und Lehre 

verhindert und die Mindestbedürfnisse für die Durch-

führung von Forschung und Lehre nicht mehr erfüllt 

werden.

III. Auträge oberhalb der Schwellenwerte

1. Rechtsgrundlagen

Die Vergabe von Leistungen oberhalb der Schwellenwer-

te ist einerseits Gegenstand des europäischen Rechts. 

Maßgebend ist nunmehr die Richtlinie 2014/24/EU vom 

26. Februar 2014, welche die vorangehende Richtlinie 

2004/18/EG mit Wirkung zum 18. April 2016 aufgehoben 

hat. Andererseits sind die Bestimmungen des 4. Teils des 

GWB über die Vergabe von öfentlichen Auträgen ein-

schlägig. Diese sind durch das Vergaberechtsmoderni-

sierungsgesetz vom 17. 2. 2016 an die Vorgaben der Richt-

linie angepasst worden. Die Neufassung ist nach Art. 3 

Satz 2 des Gesetzes am 18. 4. 2016 in Krat getreten.14 Der 

Beitrag legt diese neuen Regelungen zugrunde.

Im Gefolge des Vergaberechtsmodernisierungsgeset-

zes ist auch die Vergabeverordnung neu gefasst und dort 

das Vergabeverfahren für Liefer- und Dienstleistungen 

sowie für freiberuliche Leistungen zusammengeführt 

worden.15 Diese Neufassung wird im Folgenden eben-

falls zugrunde gelegt.

2. Anwendungsbereich

Richtlinie wie 4. Teil des GWB beziehen sich auf öfent-

liche Autraggeber. Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 

bezeichnet als solche den Staat, die Gebietskörperschaf-

ten, die Einrichtungen des öfentlichen Rechts oder die 

Verbände, die aus einer oder mehreren dieser Körper-

schaten oder Einrichtungen des öfentlichen Rechts 

bestehen. Etwas weiter ist die Deinition in § 99 GWB. 

Danach sind neben den Gebietskörperschaten und 

deren Sondervermögen andere juristische Personen des 

öfentlichen und des privaten Rechts, die im Allgemein-

interesse liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art erfül-

len, dann öfentliche Autraggeber, wenn sie überwie-

gend öfentlich inanziert werden, der Aufsicht öfentli-

cher Stellen unterliegen oder mehr als die Hälte ihrer 

Organmitglieder durch öfentliche Stellen bestimmt 

worden sind.

Grundsätzlich erfasst das Vergaberecht also die 

Hochschulen, aber auch überwiegend öfentlich inan-

zierte Forschungseinrichtungen wie die Institute der 

Max-Planck-Gesellschat, der Fraunhofer-Gesellschat, 

der Helmholtz-Gemeinschat deutscher Forschungszen-

tren und der Wissenschatsgemeinschat Gottfried Wil-

helm Leibniz, sowie die Ressortforschung der Bundesre-

gierung und Landesregierungen.

Nicht erfasst wird hingegen die Deutsche For-

schungsgemeinschat, die sich satzungsgemäß auf die i-

nanzielle Förderung von Forschungsarbeiten be-

schränkt.16

Art. 14 der Richtlinie 2014/24/EU und damit überein-

stimmend § 116 Abs. 1 Nr. 2 GWB enthalten indes eine 

Ausnahme für Forschungs- und Entwicklungsdienstleis-

tungen. Nach diesen Vorschriten gelten Richtlinie und 

GWB nur für bestimmte, im Common Procurement Vo-

cabulary (CPV) der EG-Verordnung 213/2008 genannte 

Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, näm-
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17  Pünder/Shellenberg, Vergabereht 2. Aul. 2015, § 100 Rn. 30.
18  Müller-Wrede/Sterner, GWB-Vergabereht, 2. Aul. 2014, §100 

Rn. 15; Kularz/Kus/Portz/Röwekamp, GWB-Vergabereht, 3. Aul. 
2014, §100, Rn. 45; Heuvels/Höß/Kuß/Wagner, Vergabereht, 

2012, § 100 Rn. 1.
19  Vergabekammer SüdbayeRn. vom 27.9.2002, 120.3-3194-1-36-

08-02, juris; BayObLG vom 27.2.2003, Verg. 25/02, juris.

lich Forschungs- und Entwicklungsdienste und zugehö-

rige Beratung, Dienstleistungen im Bereich Forschung 

und experimentelle Entwicklung, Forschungsdienste, 

Forschungslabordienste, Meeresforschungsdienste, Ex-

perimentelle Entwicklung, Planung und Ausführung 

von Forschung in Entwicklung, Vorstudie zur Durch-

führbarkeit und technologische Demonstration sowie 

Test und Bewertung. Alle übrigen Forschungs- und Ent-

wicklungsdienstleistungen werden von der Richtlinie 

213/2008 und damit von der Vergaberichtlinie und dem 

GWB nicht erfasst. Das betrit insbesondere solche in 

den Bereichen Verteidigung und Sicherheit bis hin zur 

Entwicklung von elektronischen Systemen für militäri-

sche Zwecke.

Auch soweit Forschungs- und Entwicklungsdienst-

leistungen von Richtlinie und GWB erfasst werden, gilt 

das nach den genannten Vorschriten nur, wenn ihre Er-

gebnisse ausschließlich Eigentum des öfentlichen Auf-

traggebers für seinen Gebrauch bei Ausübung seiner ei-

genen Tätigkeit werden und außerdem die erbrachte 

Dienstleistung vollständig durch den öfentlichen Auf-

traggeber vergütet wird.

Mit diesem Vorbehalt will die Richtlinie ausweislich 

ihres Erwägungsgrundes 35 die Finanzierung von For-

schungs- und Entwicklungsprogrammen durch die In-

dustrie fördern. Um dieses Ziel zu erreichen, soll sie nur 

anwendbar sein, wenn es keine solche Ko-Finanzierung 

gibt und wenn das Ergebnis der Forschungs- oder Ent-

wicklungsdienstleistung dem betrefenden öfentlichen 

Autraggeber zu Gute kommt.

Die Vorgängervorschrit von § 116 Abs. 1 Nr. 2 GWB, 

§ 100 Abs. 4 Nr. 2 GWB a.F. ist verschieden interpretiert 

worden. Teilweise stand die Literatur auf dem Stand-

punkt, dass auch bei einem nicht ausschließlichen Nut-

zungsrecht des öfentlichen Autraggebers der Vorbehalt 

entfalle, so dass das Vergaberecht anzuwenden sei.17 

Teilweise wurde dem Wortlaut folgend nur bei aus-

schließlicher Nutzung der Tatbestand als erfüllt angese-

hen.18

Jedenfalls nach neuem Recht ist davon auszugehen, 

dass die wörtliche Auslegung das Richtige trit. Wenn 

der Erwägungsgrund 35 der Richtlinie 2014/24/EG er-

klärt, dass es unschädlich sein soll, wenn der Dienstleis-

tungserbringer einen Bericht über seine Tätigkeiten ver-

öfentlicht, solange nur der Autraggeber die „alleinigen“ 

Rechte zum Gebrauch der Forschungs- und Entwick-

lungsergebnisse bei der Ausübung seiner Tätigkeit be-

hält, stellt er unmissverständlich auf die ausschließliche 

Nutzung ab. Zudem steht hinter dem Vorbehalt auch der 

Zweck, die Zugänglichkeit der Ergebnisse von Forschung 

und Entwicklungstätigkeiten für die Science Communi-

ty zu begünstigen. Das legt es nahe, dem Vorbehalt einen 

weiten Anwendungsbereich zu geben.

Von vornherein nicht von der Vorschrit erfasst wer-

den Dienstleistungen, denen das konstitutive Merkmal 

von Forschung und Entwicklung, nämlich das Streben 

nach neuen Erkenntnissen (Forschung) oder neuen Sys-

temen (Entwicklung) fehlt. Schon daran musste in dem 

von der Vergabekammer Südbayern und dem Bayeri-

schen Obersten Landesgericht entschiedenen Fall der 

Untersuchung von Rüstungsaltlastverdachtsstandor-

ten19 die Anwendung des damaligen § 100 Abs. 2 lit. n 

GWB scheitern. Vor allem Bauleistungen unterfallen aus 

diesem Grund nicht der Ausnahme.

3. Schwellenwerte

Nach Art. 4 der Richtlinie 2014/24/EU, auf den § 106 

GWB verweist, betragen die Schwellenwerte derzeit 

5.186.000 Euro bei öfentlichen Bauauträgen, 134.000 

Euro bei öfentlichen Liefer- und Dienstleistungsauträ-

gen, die von zentralen Regulierungsbehörden vergeben 

werden, und 207.000 Euro bei öfentlichen Liefer- und 

Dienstleistungsauträgen die von subzentralen öfentli-

chen Autraggebern vergeben werden.

Diese Schwellenwerte werden bei Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen im Bereich von Bauleistungen 

häuig, im Bereich von Liefer- und Dienstleistungsauf-

trägen, um die es bei Forschung und Entwicklung in ers-

ter Linie geht, nur ausnahmsweise erreicht.

4. Relevante Vergabegrundsätze und Zuschlagskriterien

Art. 18 Abs. 1 der Richtlinie 2014/24/EU verplichtet die 

öfentlichen Autraggeber, alle Wirtschatsteilnehmer in 

gleicher und nichtdiskriminierender Weise zu behan-

deln und dabei transparent und verhältnismäßig zu han-

deln. Nach Art. 67 Abs. 2 lit. a gehören zu den Zuschlags-

kriterien Qualität, einschließlich technischer Wert, 

Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit, Design für 

Alle, soziale, umweltbezogene und innovative Eigen-

schaten und Handel und die damit verbundenen Bedin-

gungen, nach Art. 67 Abs. 2 lit. b auch Organisation, 

Qualiikation und Erfahrung des mit der Ausführung 
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20  Bundesanzeiger 2009 Nr. 196a.
21  §§ 6 f. TtVG Bremen; § 2a VergG Hamburg; § 2 Abs. 1 VergG 

Meklenburg-Vorpommern; § 3 Abs. 2 TVergG Niedersahsen; § 
3 Abs. 3 TVergG Nordrhein-Wetfalen; § 1 Abs. 2 VergG Sahsen; 
§ 1 Abs. 2 LVG Sahsen-Anhalt; § 3 Abs. 1 TvergG Shleswig-
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22  LTMG Baden-Württemberg; MfG Bayern; AVG Berlin; VergG 

Brandenburg; VergG Hessen; LTTG Rheinland-Pfalz; TTG Saar-
land.

23  Dazu Löwish, Tarifverträge für das Hohshulpersonal, FS 
Würtenberger, 2013, 1165, 1172f; allgemein zur Problematik der 
Taritreueregelungen demnäht Löwish/Rieble, TVG, 4. Aul. 
2016, § 5 Rn. 441f.

betrauten Personals, wenn die Qualität des eingesetzten 

Personals erheblichen Einluss auf das Niveau der Auf-

tragsausführung haben kann.

Mit diesen Vorgaben stimmen die Regelungen des 

deutschen Vergaberechts überein: Zunächst verplichtet 

§ 97 Abs. 1 und 2 GWB die öfentlichen Autraggeber auf 

die Grundsätze der Wirtschatlichkeit, Verhältnismäßig-

keit und Gleichbehandlung. Nach § 97 Abs. 3 GWB wer-

den bei der Vergabe Aspekte der Qualität und der Inno-

vation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte be-

rücksichtigt.

Nach § 127 Abs. 3 GWB müssen weiter auch die Zu-

schlagskriterien mit dem Autragsgegenstand in Verbin-

dung stehen. Diese Verbindung ist auch dann anzuneh-

men, wenn sich ein Zuschlagskriterium auf Prozesse im 

Zusammenhang mit der Herstellung, Bereitstellung oder 

Entsorgung der Leistung, auf den Handel mit der Leis-

tung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus der 

Leistung bezieht, auch wenn sich diese Faktoren nicht 

auf die materiellen Eigenschaten des Autragsgegen-

standes auswirken.

Die Vergabeverordnung gibt in ihren §§ 42f für Auf-

träge oberhalb der Schwellenwerte im Einzelnen Eig-

nungskriterien vor. Gestellt werden können dabei unter 

anderem Anforderungen an die technische und beruli-

che Leistungsfähigkeit des Unternehmens, welche eine 

angemessene Qualität der Ausführung gewährleisten (§ 

46 Abs. 1), sowie Studien- und Ausbildungsnachweise (§ 

46 Abs. 3 Nr. 6).

5. Wahrung der Wissenschatsfreiheit

Soweit Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen 

aus dem Anwendungsbereich des Vergaberechts ausge-

nommen sind, steht ein Eingrif in die Wissenschats-

freiheit der vergebenden wissenschatlichen Einrichtun-

gen von vornherein nicht in Rede.

Aber auch dort, wo der Anwendungsbereich des Ver-

gaberechts eröfnet ist, lassen Vergabegrundsätze und 

Zuschlagskriterien ausreichend Raum, um den besonde-

ren Bedürfnissen der Vertragsforschung Rechnung zu 

tragen. Insbesondere kann der Grad der erwarteten In-

novation ein ausschlaggebender Aspekt sein. Auch die 

wissenschatliche Qualiikation des für die Durchfüh-

rung vorgesehenen Personals kann so genügend gesi-

chert werden.

Notwendig ist freilich, dass die Leistungsbeschrei-

bung die forschungsrelevanten Anforderungen präzise 

formuliert. Auch ändert sich nichts daran, dass zwischen 

qualitativ gleichwertigen Angeboten der Zuschlag an das 

wirtschatlichste zu gehen hat.

IV. Auträge unterhalb der Schwellenwerte

1. Rechtsgrundlagen

Die gesetzlichen Vorgaben für die Vergabe von Auträ-

gen unterhalb der Schwellenwerte enthalten § 55 Bun-

deshaushaltsordnung und die im Wesentlichen gleich 

lautenden entsprechenden Bestimmungen der Landes-

haushaltsordnungen. Danach muss dem Abschluss von 

Verträgen über Lieferungen und Leistungen eine öfent-

liche Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Natur 

des Geschäts oder besondere Umstände eine Ausnahme 

rechtfertigen (Abs. 1) und ist beim Abschluss von Verträ-

gen nach einheitlichen Richtlinien zu verfahren (Abs. 2).

Was den Bund angeht, wird diese Vorgabe durch Ab-

schnitt 1 der VOL (VOL/A) umgesetzt. Diese ist vom 

Bundesministerium für Wirtschat am 20.12.2009 erlas-

sen worden und am 11.6.2010 in Krat getreten.20 In der 

Sache ebenso verfahren die Bundesländer. Teilweise ord-

nen sie die Geltung der VOL/A gesetzlich an,21 teilweise 

begnügen auch sie sich mit entsprechenden Verwal-

tungsvorschriten.22

Soweit die betrefenden Landesgesetze die Vergabe 

zusätzlich an die Gewährleistung von Taritreue bei der 

Durchführung des Autrags binden, gilt das grundsätz-

lich auch für die Vergabe von Forschungs- und Entwick-

lungsauträgen. Allerdings müssen die einschlägigen ta-

rilichen Bestimmungen ihrerseits mit der durch Art. 5 

Abs. 3 GG gewährleisteten Wissenschatsfreiheit verein-

bar sein. So wären tariliche Bestimmungen, welche die 

Nutzung der in § 14 Abs. 2 Nr. 2 Arbeitszeitgesetz für die 

Forschung vorgesehenen Ausnahme vom allgemeinen 

Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot ausschlössen, unbe-

achtlich.23

Ob im Zuge der Modernisierung des Vergaberechts 

auch die Vorschriten für die Vergabe unterhalb der 
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24  Siehe Ekpunkte zur Reform des Vergaberehts, Beshluss des 
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26  Blümih/Hutter, Kommentar zum Einkommenteuergesetz, 130. 
Aul. 2015, § 18 Rn. 19.

27  So wohl auh Willenbruh/Wieddekind/Haak/Preißinger, Vergabe-
reht, § 3 VOL/A, Rn. 45f.

Schwellenwerte geändert werden, ist ofen. Das Eck-

punktepapier des Bundesministeriums für Wirtschat 

und Energie sieht insoweit nur eine zeitnahe Prüfung 

des Anpassungsbedarfs vor.24

2. Anwendungsbereich

Abgesehen von Bauleistungen, für welche die VOB maß-

gebend ist, gilt die VOL/A nach ihrem § 1 Satz 1 für alle 

Vergaben von öfentlichen Auträgen über Leistungen 

(Lieferungs- und Dienstleistungen). Mehrere Länder 

sehen allerdings Schwellenwerte für Kleinauträge vor, 

sei es dass solche Auträge überhaupt vom Vergaberecht 

ausgenommen werden, sei es dass bei ihnen die freihän-

dige Vergabe zugelassen wird.25

Von der Geltung der VOL/A von vornherein ausge-

nommen sind nach § 1 Satz 2 Leistungen, die im Rahmen 

einer freiberulichen Tätigkeit erbracht oder im Wettbe-

werb mit freiberulich Tätigen angeboten werden. Für 

den Begrif der freiberulichen Tätigkeit wird dabei in ei-

ner Fußnote auf § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG verwiesen, nach 

dem zur freiberulichen Tätigkeit u. a. die selbständig 

ausgeübte wissenschatliche, künstlerische, schritstelle-

rische, unterrichtende oder erzieherische Tätigkeit ge-

hört. Selbständig in diesem Sinne ist eine Tätigkeit, die 

ein Steuerplichtiger auf eigene Rechnung und Gefahr 

entfaltet.26

Damit ist die Vertragsforschung im geistes- und sozi-

alwissenschatlichen Bereich aus dem Anwendungsbe-

reich im Wesentlichen ausgenommen. Insbesondere 

wird die Gutachtertätigkeit in diesen Bereichen nicht er-

fasst.

Was die Vertragsforschung im Übrigen angeht, macht 

die VOL/A insofern eine Ausnahme, als sie in § 3 Abs. 5 

lit. c eine freihändige Vergabe für zulässig erklärt, wenn 

es sich um die Erbringung von Dienstleistungen zur Er-

füllung wissenschatlich-technischer Fachaufgaben auf 

dem Gebiet von Forschung, Entwicklung und Untersu-

chung handelt, die nicht der Aufrechterhaltung des all-

gemeinen Dienstbetriebs und der Infrastruktur einer 

Dienststelle des Autraggebers dient.

Man wird davon ausgehen müssen, dass damit nicht 

nur wissenschatlich-technische Dienstleistungen im en-

geren Sinne gemeint sind, sondern allgemein For-

schungs- und Entwicklungsauträge auf wissenschat-

lich-technischem Gebiet.27 Denn gerade für diese ist die 

freihändige Vergabe sinnvoll, weil sie auf die angesichts 

der Dynamik von Forschung und Entwicklung nur 

schwer mögliche detaillierte Ausschreibung verzichtet.

3. Vergabegrundsätze 

Auch soweit Forschungs- und Entwicklungsauträge 

freihändig vergeben werden, sind doch die in § 2 VOL/A 

festgelegten Vergabegrundsätze zu beachten. Danach 

muss die Vergabe an fachkundige, leistungsfähige und 

zuverlässige (geeignete) Unternehmen zu angemessenen 

Preisen erfolgen (Abs. 1 Satz 1). Kein Unternehmen darf 

dabei diskriminiert werden (Abs. 1 Satz 2).

§ 3 Ab. 5 lit. c VOL/A schreibt die freihändige Verga-

be nicht vor, sondern erklärt sie nur für zulässig. Es steht 

deshalb nichts entgegen, Forschungs- und Entwick-

lungsauträge auf wissenschatlich-technischem Gebiet 

auszuschreiben. Dann sind die in § 16 VOL/A

festgelegten Zuschlagskriterien zu beachten. Auch hier 

gilt dann, dass die Autraggeber durch den Autragsge-

genstand gerechtfertigte Kriterien, wie Qualität, Preis, 

technischen Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umweltei-

genschaten usw. berücksichtigen können (Abs. 8), 

soweit diese in den Vergabeunterlagen genannt sind 

(Abs. 7).

In der Sache nichts anderes gilt aber auch für Leis-

tungen im Rahmen einer freiberulichen Tätigkeit. Denn 

auch für diese gelten, wie § 1 Satz 3 VOL/A ausdrücklich 

festhält, die Bestimmungen der Haushaltsordnungen 

und damit die Grundsätze der Wirtschatlichkeit und 

Sparsamkeit (§ 7 Satz 1 BHO).

4. Wahrung der Wissenschatsfreiheit

Gleichgültig, ob Forschungs- und Entwicklungsauträge 

unterhalb der Schwellenwerte freihändig vergeben oder 

ausgeschrieben werden: Vergabegrundsätze und 

Zuschlagskriterien lassen auch hier ausreichend Raum, 

um den wissenschatsrelevanten Bedürfnissen von For-

schungseinrichtungen gerecht zu werden. Insbesondere 

können die notwendigen Anforderungen an Fachkunde 

und Leistungsfähigkeit des Autragnehmers gestellt wer-

den.

V. Private Autraggeber

Auf Autragsforschung, welche von privaten Unterneh-

men vergeben wird, ist das Vergaberecht von Haus aus 

nicht anwendbar. Auch die Vorschriten über das verbo-

tene Verhalten marktbeherrschender Unternehmen 

greifen in der Regel nicht, weil es sich bei Forschungs- 

und Entwicklungsdienstleistungen zumeist nicht um 

gewerbliche Leistungen handelt.
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Eine Bindung an vergaberechtliche Bestimmungen 

kann sich aber aus dem Gesellschatsrecht ergeben. So 

können Satzungen vorsehen, dass bestimmte Auträge 

nur nach Ausschreibung vergeben werden dürfen. Auch 

kann es der von Vorstandsmitgliedern und Geschäts-

führern anzuwendenden Sorgfalt entsprechen, Aus-

schreibungen vorzunehmen und bestimmte Vergabekri-

terien zu beachten. Das gilt aber nicht in jedem Fall. For-

schungs- und Entwicklungsauträge können so spezii-

sche Anforderungen an die Fähigkeiten des 

Autragnehmers stellen, dass von vornherein nur ein 

oder wenige Unternehmen in Betracht kommen. Dann 

kann es sinnvoll sein, auf eine Ausschreibung zu verzich-

ten.

Denkbar, wohl aber weithin nicht praktiziert, ist auch 

eine Bindung von Zuschüssen öfentlicher Stellen an die 

Anwendung des Vergaberechts bei der Vergabe von Auf-

trägen.

VI. Forschungsrelevante Lieferungen und Dienstleis-

tungen

1. Oberhalb der Schwellenwerte

Vorschriten, die Forschungseinrichtungen als Autrag-

nehmer ganz vom Vergaberecht ausnehmen würden, 

enthalten weder die Richtlinie 2014/24/EU noch das 

GWB. Art. 32 Abs. 3 lit. a der Richtlinie bestimmt aber, 

dass das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröf-

fentlichung anwendbar ist, wenn es sich um Produkte 

handelt, die ausschließlich zu Forschungs-, Versuchs-, 

Untersuchungs- oder Entwicklungszwecken hergestellt 

werden, sofern die Auträge nicht die Serienfertigung 

zum Nachweis der Marktfähigkeit oder zur Deckung der 

Forschungs- und Entwicklungskosten umfassen. Das 

Vergaberecht des GWB enthält diese Ausnahme nicht. 

Es begnügt sich mit der allgemeinen Ausnahmevor-

schrit des § 116 Abs. 1 Nr. 2, die aber an die oben II 1 dar-

gelegten Voraussetzungen geknüpt ist.

Art. 5 Abs. 10 der Richtlinie und § 3 Abs. 9 der Verga-

beverordnung ermöglichen es allerdings, aus einem Ge-

samtautrag ein oder mehrere Lose mit einem geschätz-

ten Wert von unter 80.000 Euro zu vergeben, solange 

diese 20 % des kumulierten Wertes aller Lose nicht über-

steigen. Das bedeutet praktisch, dass 20% regelmäßig 

wiederkehrender Auträge außerhalb des Anwendungs-

bereichs von Richtlinie und GWB vergeben werden kön-

nen, so dass sie nur den Bestimmungen für Auträge un-

terhalb der Schwellenwerte unterliegen.

Eine unzulässige Umgehung im Sinne von Art. 5 Abs. 

3 Satz 2 der Richtlinie und § 3 Abs. 2 Vergabeverordnung 

liegt in einer solchen Vorgehensweise nicht. Bei Art. 5 

Abs. 10 der Richtlinie und § 3 Abs. 9 Vergabeverordnung 

handelt es sich um Sondervorschriten, denen gegenüber 

den allgemeinen Umgehungsvorschriten Spezialcharak-

ter zukommt. Sie sollen gerade auch die schwierige mit 

Unsicherheiten verbundene Beurteilung der Frage erüb-

rigen, ob für eine Vermeidung der Anwendung von 

Richtlinie und GWB ein besonderer rechtfertigender 

Grund vorliegt.

2. Unterhalb der Schwellenwerte

Für Auträge unterhalb der Schwellenwerte ist wiederum 

§ 3 Abs. 3 lit. c VOL/A einschlägig, nach dem die freihän-

dige Vergabe stets zulässig ist, wenn es sich um die 

Erbringung von Dienstleistungen zur Erfüllung wissen-

schatlich-technischer Fachaufgaben auf dem Gebiet von 

Forschung, Entwicklung und Untersuchung handelt, die 

nicht der Aufrechterhaltung des allgemeinen Dienstbe-

triebs und der Infrastruktur einer Dienststelle des Auf-

traggebers dienen. Indem die Vorschrit auch auf Unter-

suchungen abstellt, ermöglicht sie die Berücksichtigung 

von Forschungseinrichtungen, die für ihre eigene For-

schung und Entwicklung auf das durch Untersuchungen 

gewonnene Material angewiesen sind.

Die freihändige Vergabe lässt zu, auf eine Ausschrei-

bung zu verzichten, nur wenige Unternehmen zur Ange-

botsabgabe aufzufordern und dann auch nur mit einem 

Unternehmen über die Autragsbedingungen zu verhan-

deln. Das lässt Spielraum, jedenfalls einen Teil solcher 

Untersuchungsauträge an Hochschuleinrichtungen, 

etwa der Rechtsmedizin, zu vergeben, um die wissen-

schatlichen Bedürfnisse solcher Forschungseinrichtun-

gen zu befriedigen.

Ein Verstoß gegen die nach § 2 Abs. 4 VOL/A bei der 

Vergabe öfentlicher Auträge zu beachtenden Preisvor-

schriten liegt darin nicht. Zwar bindet § 4 Abs. 2 der 

Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öfentlichen 

Auträgen28 öfentliche Autraggeber an die im Verkehr 

üblichen Preise. Doch können diese nach § 4 Abs. 4 der 

Verordnung überschritten werden, wenn es die bei dem 

Autrag vorliegenden besonderen Verhältnisse kosten-

mäßig rechtfertigen. Dass solche besonderen Verhältnis-

se vorliegen, muss man angesichts der Bedeutung dieser 

Auträge für die durch Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG geschützte 

wissenschatliche Forschung annehmen. Solange die von 

den Hochschuleinrichtungen verlangten Preise die ver-



O R D N U N G  D E R  W I S S E N S C H A F T  3  ( 2 0 1 6 ) ,  1 5 3 – 1 6 01 6 0

kehrsüblichen nicht unverhältnismäßig überschreiten, 

ist deshalb auch das Preisrecht eingehalten.

3. Wahrung der Wissenschatsfreiheit

Aus der nach Art. 5 Abs. 3 GG bestehenden Plicht des 

Staates, dafür zu sorgen, dass sich Hochschulen und For-

schungseinrichtungen die für Forschung und Lehre not-

wendigen sachlichen Mittel, über die der Staat verfügt, 

verschafen können, folgt seine Verplichtung, auch bei 

Auträgen oberhalb der Schwellenwerte sicherzustellen, 

dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen den für 

ihre Forschung und Lehre unabdingbaren Mindestanteil 

an einschlägigen Auträgen erhalten.

Um diese Verplichtung zu erfüllen, muss der Staat 

vor allem von der Möglichkeit Gebrauch machen, bis zur 

Grenze von 20% des Gesamtwertes Einzelauträge im 

Umfang bis zu 80.000,00 € zu vergeben, um so zur An-

wendung von § 3 Abs. 5 lit. c VOL/A zu gelangen.

Der Autor ist Professor an der Albert-Ludwigs-Univer-

sität Freiburg und Leiter der Forschungsstelle für 

Hochschulrecht und Hochschularbeitsrecht.



Der Zugang der Entwicklungsländer zu den Errungen-

schaten des medizinischen Fortschritts ist vielfach dei-

zitär. Besondere Probleme bereitet dabei der Zugang zu 

patentgeschützten Arzneimitteln. Das Spannungsver-

hältnis zwischen den internationalen Regeln des Patent-

schutzes einerseits und den pharmazeutischen Bedürf-

nissen der Entwicklungsländer andererseits ist das he-

ma des Beitrags von Holzer. Schwerpunkt ist die 

Auseinandersetzung mit den rechtspolitischen Vorschlä-

gen zur Lösung der Problematik. OdW ist für Diskussi-

onsbeiträge zu diesem wichtigen wissenschatspoliti-

schen hema ofen.

Dem Journal of Science, Humanities and Arts (josha.

org) danken wir für die Genehmigung der Übernahme 

in OdW.

I. Introduction

Patents are currently the most common mechanism to 

stimulate pharmaceutical innovation. hey are conside-

red an eicient allocation mechanism and a system in 

which fewer resources are squandered.1 Patents are of 

importance for pharmaceutical companies, since inno-

vation is expensive with developing costs per new drug 

at more than 2 billion U.S. Dollars.2 In 1995, members of 

the World Trade Organization (WTO) signed the agree-

ment on Trade Related Aspects of Intellectual Property 

Rights (TRIPS) to standardize patent rights in an inter-

national context.3 he trade agreement entails strict 

patent protection laws, i.e. a market exclusivity for paten-

ted drug over a period of at least 20 years.4 One of the 

main incentives to design the TRIPS agreement was to 

create a reward mechanism for pharmaceutical compa-

nies in order to recover costs, to make proits and impor-

tantly, to promote research and development (R&D) for 

diseases that afect developing nations.5 

However, the adoption of the TRIPS agreement exa-

cerbated two problems that are persistent in the discus-

sion about essential medicines for the global poor.6

Access to medicines: First, there is a distribution prob-

lem of existing innovations. As homas Faunce and Hi-

toshi Nasu put it, “the moral and practical problem of 

how poor people will continue to gain afordable access 

to medicines is one of the most pressing issues currently 

confronting humanity”.7 Otentimes, essential medicines 

are not accessible for poor patients, since pharmaceutical 

companies set high prices for drugs under the current 

patent regime.8 Ater the implementation of the TIRPS 

agreement, the generic industry for new drugs was efec-

tively shut down in developing countries due to the strict 

patent protection on a global scale. hus, the accessibili-

ty of new innovations under the TRIPS regime has been 

shited beyond the twenty-year protection of patents. 

homas Pogge argues that in consequence, an even hig-

her percentage of the global poor is nowadays excluded 

from drug use than during the pre-TRIPS era.9 

Lack of R&D for neglected diseases: Second, under 

high price patent regimes, in which drugs are sold under 

a monopoly10, most R&D is dedicated to diseases predo-

minant in developed nations where the purchasing pow-

er for expensive pharmaceuticals is the highest.11 Hence, 

due to a lacking market in developing countries, phar-

maceutical companies do not develop a suicient amount 

of essential medicines that would be life-saving for type 

II and III diseases like tuberculosis, HIV/AIDS and tro-

pical diseases.12 Among other factors, this imbalance in 

global R&D inds expression in the “10/90 gap” – only 10 
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1  Hollis (2008: 124-125). All risk of R&D cots is eiciently impo-
sed on the pharmaceutical company that develops new drugs.

2 DiMasi et al. (2014). hese cots include marketing approval, 
R&D, out-of-the poket and time cots.

3  WTO (2001), Hollis (2008: 124).
4  Ravvin (2008: 110), Hollis (2008: 124). he TRIPS agreement was 

fully implemented by mot of the WTO member tates in 2005.
5  Ravvin (2008), Pogge (2009: 543-546), Buhanan et al. (2011: 307-

310, 131), see Pogge (2009).
6  Pogge (2008, 2009).
7  Faunce and Nasu (2008: 146).
8 Pogge (2005, 2008, 2008b, 2009) argues that also poor patients 

from aluent countries cannot aford expensive medicines.

9  Pogge (2008: 73-76, 2009: 543-546).
10  Monopoly prices are usually associated with ineicient market 

solutions from a macroeconomic tandpoint. Baker (2004: 2-3) 
etimates that for every dollar pent on R&D in the pharmaceu-
tical setor, one dollar is lot in deadweight losses – potentially 
beneits to consumers that are not realized due to high prices.

11  See Davis (1995), Hollis (2008), Pogge (2008), Pogge (2009), Ridley 

and Grabowski (2006).
12  he World Health Organization (2012:1) deines type I diseases 

as incident in both rih and poor countries with large numbers of 
vulnerable populations, and type II diseases as more subtantially 
incident in poor countries. See Buhanan et al. (2011:307), see 
WHO (2006).
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13  Luhetti (2014: 731).
14   Ravvin (2008:112), Faunce and Nasu (2008), see Hilary (2001), 

see Farmer (2004).
15  Hollis (2005, 2007, 2008), Pogge (2005, 2008, 2009).
16  Pogge (2009: 554, 2005, 2005b).
17  he Universal Declaration of Human Rights (1948) art. 25 (1), 

WHO (2008), International Covenant on Economic, Social and 
Cultural Rights (1966) art. 12, Hunt (2008: 1-9).

18  See Clapham (2006), Pogge (2002, 2005, 2005b).
19  See Pogge (2002).
20  See Sen (1999), see McDonald (2006), Pogge (2005, 2005b, 2009). 

Even libertarians like Nozik (1974: 178-182), aknowledge the li-
mits of private property in the light of human rights violations by 

saying that those in control of the remaining resources mut not 
deprive people from essential goods. See Exdell (1977: 144-145), 
see Gordon (1992).

21  In his philosophical foundation, Pogge (2009: 559-566) discusses 
the libertarian appeal to intelletual property rights. Pogge (2009: 
364-365) denies the moral permissibility of intelletual property 
rights by arguing that intelletual property suppresses the poor 
people’s freedom to use essential resources.

22  Sonderholm (2010), Buhanan et al. (2011), Selgelid (2008)
23  Sonderholm (2010: 171). Even if a drug is available on the local 

market at heap prices, a lak of infratruture can lead to delive-
ry problems over the lat mile.

per cent of the global R&D is devoted to diseases that ac-

count for 90 percent of the global disease burden.13 Like-

wise, there is a bias towards symptom relieving drugs 

under the current patent regime. his means that proits 

for pharmaceutical companies depend on the number of 

treatments sold – which increases with the treatment of 

symptoms – and not necessarily on the health impact on 

the global burden of disease.14 

here have been various attempts to overcome the 

outlined weaknesses of international patent regimes du-

ring the past decade. One of the most prominent propo-

sals by homas Pogge and Aidan Hollis is the Health Im-

pact Fund (HIF).15 he HIF is designed to address the 

essential medicines problem while preserving the cur-

rent patent regime. he reform proposal of the HIF is 

based on Pogge’s defence of a global health reform. Nota-

bly, he pursues a human rights approach to justify the ur-

gent need for alternatives to the current patent regime 

that, in his view, violates the human right to health by de-

priving the poor.16 According to article 25 of the Univer-

sal Declaration of Human Rights, everyone has the right 

to a standard of living adequate for health and well-being 

which also includes medical care. Likewise, the World 

Health Organization deines the right to health as enjoy-

ment of the highest attainable standard of physical and 

mental health, which is embedded in international and 

domestic legal systems.17 While legal obligations of gran-

ting the right to health were historically imposed on na-

tional duty-bearers, broader theories of justice have been 

evolving during the past 15 years and encompass a global 

approach to health obligations.18 For instance, Pogge gi-

ves an historical account for a duty of the aluent coun-

tries to actively improve the health situation of the global 

poor. He infers this duty from the fact that the developed 

world has been responsible for the current unjust global 

order.19 Nevertheless, the human rights approach may be 

more commonly considered a robust ethical framework 

which is rooted in the strong belief that there is a social 

value for the respect for human dignity and conceptua-

lized as an international human rights norm.20 

As a matter of stipulation with the scope of this essay, 

I will not dwell on Pogge’s human rights approach or his 

historical argument for a global health reform as philo-

sophical foundations for the HIF. Likewise, I will not re-

spond to the libertarian defence of property rights.21 In 

this essay, I will discuss the design of the HIF and prob-

lems that arise with respect to its practical implementati-

on. In this regard, I will follow the main line of argument 

in the literature on the HIF. 

Ater reconstructing the design of the HIF alongside 

other recent approaches to improve the health of the glo-

bal poor, I will critically scrutinize the expected efec-

tiveness of the HIF in terms of its health impact on the 

global burden of disease. I will then give a general over-

view on the practical problems that the HIF poses and 

reconstruct the main points of criticism by Jorn Sonder-

holm, Allen Buchanan et al., and Michael Selgelid.22 

Subsequently, I will discuss the last mile problem in 

more detail. he last mile problem addresses the practi-

cal problem of lacking infrastructure in low-income 

countries and constitutes a major obstacle to the accessi-

bility of medicines.23 I will build upon Sonderholm who 

reformulates the last mile problem as collective choice 

problem. However, my aim is to go beyond Sonderholm’s 

critique by embedding the last mile problem into the 

broader context of global poverty traps. More precisely, I 

will argue that a solution to the last mile problem would 

entail the access to pharmaceuticals and the access to in-

formation, education, technology and economic partici-

pation, which are crucial factors for the distribution and 

accessibility of drugs on the last mile. As a result, I will 

argue that the HIF can potentially contribute, but not 

fully solve the last mile problem and consequently, the 

access to medicines problem persists under the HIF.
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24  WTO (2003), paragraph 1,4,7; see Faunce and Nasu (2008).
25  Ravvin (2008: 115-117).
26  For example, projets by the International AIDS Vaccine Initia-

tive or the Global Alliance for Tuberculosis Drug Development 
(2007) or the “Treating 2 Million by 2005” by the World Health 
Organization to target AIDS and Malaria (WHO 2003: 4-5, 24), 
Päivänsalo (2009: 101-102).

27  Ravvin (2008:117), see Hollis (2006).
28  Hollis (2008: 125-126), see Kremer and Glennerter (2004: Ch.7), 

see Word Bank (2006). Advanced Market Commitments are 
particularly used to incentivize R&D for vaccines.

29   See Buhanan et al. (2011), WHO (2012), Hsu and Shwartz 

(2007: 26), Pogge (2008: 24), see Hollis (2007), Johnton and 

Wasunna (2007).

30  Ravvin (2008: 111-112, 115).
31  Hollis (2008: 125-126).
32  Ravvin (2008: 115-117).
33  Pogge (2005, 2008, 2009), Hollis (2008).
34  Hollis (2008: 127).
35  he health impat could be also measured in DALYs (Disability-

Adjuted Life Years), using disabilities as weight for burden of 
disease. According to Hollis (2008: 128-129), DALYs are the less 
appealing measure. However, Selgelid (2008: 138) argues that the 
DALY approah may be preferable for the HIF, since the relief-
from the burden of disease is measured.

36  See Gold et at. (2002).
37  Hollis (2008: 127).

II. he Health Impact Fund in the context of other 

approaches to improve the health situation of the  

global poor

 

States, international organizations and NGOs have made 

various attempts to improve the health situation of the 

global poor. Most notably, the Doha Declaration on the 

TRIPS Agreement and Public Health states that trade 

agreements should be interpreted and implemented to 

protect public health and to promote access to medici-

nes.24 Push-mechanisms have historically been the pri-

mary ways to promote R&D for socially desirable but 

unproitable medicines.25 Push-mechanisms reduce the 

costs of R&D for researchers by providing funding up 

front. Governments and other funding bodies usually 

provide resources for research through grants. More 

recently, other push-strategies have been emerging like 

Public Private Partnerships and international health pro-

grams.26 In contrast to pushmechanisms, pull-mecha-

nisms give incentives to proit-seeking innovators to 

develop pharmaceuticals that are aligned to the social 

needs.27 For instance, Advances Market Commitments 

are committed to reward payments for medicines that 

meet certain criteria.28 

However, there are several laws related to these cur-

rent attempts to improve R&D for neglected diseases. 

Push-mechanisms, for instance, support publicly funded 

projects that oten lead to unsuccessful R&D. Likewise, 

funding bodies may not be the most eicient agents to 

accurately determine successful projects.29 Furthermore, 

push-mechanisms eventually lead to drugs that are sold 

at monopoly prices, since late-stage R&D is mostly fun-

ded by private companies.30 In turn, Hollis points out 

that Advanced Market Commitments are actually eici-

ent mechanisms because private companies bear the full 

costs of R&D. However, at the same time, they exhibit a 

too narrow scope for product development.31 Hence, 

current push- and pull-mechanisms, much the same as 

the TRIPS patent system, do not sustainably solve the 

two aspects of the essential medicines problem: the sub-

optimal access to life-saving drugs due to monopoly pri-

cing and the limited R&D resources for drugs that would 

be of beneit to the global poor.32 

he reform proposal by Hollis and Pogge is a pull me-

chanism that addresses both aspects of the essential me-

dicines problem. he HIF ofers a second patent option 

alongside the current international patent regime.33 Un-

der the proposed HIF, pharmaceutical companies that 

bring new drugs to market have the option to either set 

monopoly prices under patents or to register new medi-

cines with the HIF. he company could patent a HIF-re-

gistered drug in any country, but would be obliged to sell 

it everywhere during the reward period of 10 years at a 

determined price, ideally at production costs, and to of-

fer a free license of the relevant technology to manufac-

ture the drug ater the reward period.34 Reward pay-

ments would have to match the expected proit the irm 

would make by setting monopoly prices. Furthermore, 

reward payments would be based on the global health 

impact of the product, which could be assessed by quan-

titative methods to measure the reduction in the global 

burden of disease like Quality-Adjusted Life Years (QA-

LYs),35 a standardized measure to assess health interven-

tions.36 Hollis proposes two options to determine the 

amount of money that would be paid to the innovator. 

Either the price per incremental QALY would be ixed 

which would leave the budget of the fund indeterminate, 

or a total amount of funding for all innovators would be 

ixed in advance leaving the reward payment per QALY 

variable.37 Moreover, Hollis’ and Pogge’s reform proposal 

aims to provide a just allocation mechanism of costs to 

inance the HIF. Developed nations should bear most of 

the costs needed to build and maintain the HIF. 

According to Pogge, the HIF could be built if develo-

ped nations spent around 70 billion U.S. Dollars annu-

ally which would make up only 0.27 per cent of the ag-
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38  Pogge (2005: 192). In turn, Hollis (2008: 127) suggets a minimal 
commitment funding of 2 billion to 10 billion U.S. Dollars a year 
that would incentivize drug development and commercialization.

39  hrough lower prices, a bigger quantity of medicines could be 
covered by the health care sytem and patients would have to 
pend less money on medicines (Pogge 2005: 192-193).

40  Pogge (2005: 193-194).
41  Pogge (2009: 548-550).
42  Hollis (2008: 126-127).
43  Pogge (2009: 549-550).

44  Hollis (2008: 128), Ravvin (2008: 121), Faunce and Nasu (2008: 
150).

45  Hollis and Pogge (2008: 31).
46  Buhanan et al. (2008: 325-326).
47  Faunce and Nasu (2008: 150), Sonderholm (2010: 173).
48  Buhanan et al. (2008: 326).
49  Selgelid (2008: 138).
50  Selgelid (2008: 139-151), see Sonderholm (2010: 171-173).
51  Selgelid (2008: 138, 143).

gregate gross national income.38 Hollis and Pogge consi-

der the increased spending by the aluent countries as 

realistic option for prudential reasons: First, prices for 

pharmaceuticals would also be considerably lower in de-

veloped countries.39 Second, Pogge states that a “free 

ride” for developing countries on pharmaceutical re-

search could show good-will of the aluent countries 

and enable the developing world to respond more efec-

tively to publichealth problems.40 According to Pogge, 

the HIF registration system would be superior to the 

current status quo because it consists of an additional pa-

tent system that rewards R&D based on the health im-

pact of new drugs. he health impact promises to be 

high when a new drug targets a large number of diseases 

like malaria, AIDS/HIV, tuberculosis and other tropical 

diseases that primarily afect the developing world. hus, 

the HIF would incentivize research for diseases that cur-

rently impose a high burden across the world and for 

which there are only few treatment alternatives availab-

le.41 Furthermore, the HIF would be more eicient than 

common push-mechanisms because only successful in-

novation would be rewarded.42 Likewise, the reward sys-

tem correspondent to the health impact would generate 

incentives to sell the drug cheaply in order to reach more 

patients, and to encourage other companies to copy and 

sell the drug. his would substantially contribute to im-

prove the access to medicine problem for the global 

poor.43 

III. General critique and limits to the practical  

implementation of the HIF

 

Several critiques of Hollis’ and Pogge’s reform proposal 

address the practical issues of its implementation. Faunce 

and Nasu, Ravvin and Hollis himself argue that the HIF 

would be prone to irms that exaggerate the health 

impact of new drugs under the HIF.44 Hence, useful 

resources that could be spent on R&D, the administrati-

on of the HIF and the assessment of the health impact 

would have to be spent on a control system to ight cor-

ruption.45 Furthermore, Buchanan et al. criticize two 

implicit assumptions of the HIF model which they call 

funding and reliability assumption. First, to address the 

funding assumption, Buchanan et al. give historical evi-

dence that most publicized funding commitments in the 

aluent world have not been met in practice. hus, phar-

maceutical companies would rely less on the payment 

commitment by the HIF than on the current patent sys-

tem. Also, providing public funding to private compa-

nies is politically unpopular.46 In the same line, Faunce 

and Nasu as well as Sonderholm question the Pogge’s 

suggestion that aluent countries would bear an annual 

price tag of 70 billion U.S. Dollars when it remains unc-

lear whether the developed world beneits from the HIF 

or not.47 Second, regarding the reliability assumption, 

companies would have to rely on fair rewards that cover 

R&D expenses and assure equal proits compared to the 

ordinary patent registration. According to Buchanan et 

al., it remains diicult to implement reliable measure-

ments for the health impact of drugs on the global bur-

den of disease, in particular when diseases are multi-fac-

torial or treated with several drugs.48 Selgelid similarly 

points out that despite the progress in the global disease 

burden (GDB) research, measurement systems like tho-

se ones using QALYs or DALYs are weakest in develo-

ping countries where they would be needed most.49 

hus, appropriate methods of data collection for the 

establishment of the HIF do not exist. Also, Selgelid sys-

tematically shows the problems that arise when the dec-

line in GDB occurs due to efects caused by more than 

one drug. Based on counterfactual examples, he demons-

trates that the actual efect of a drug is indeinable when 

there are synergistic or additive efects of a second 

drug.50 He concludes that the evaluation of the real efect 

of a drug would require a huge amount of data collection 

and analysis in practice. Hence, an efective implementa-

tion of the HIF remains highly challenging and possibly 

unrealistic.51 
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52  UNAIDS (2013: 4). However, the provision of treatment in the 
area has been subtantially increased during the lat decade. As 
tated in a former WHO report (2005: 13), only 11 percent of the 
sub-Saharan African HIV patients received antiretroviral therapy 
in 2005.

53  Sonderholm (2010: 170), see Attaran and Gillepie-White (2001).
54  Sonderholm (2010: 170-171) argues againt Pogge (2005: 184) 

who uses the global AIDS crisis in Africa as vital example for the 
needs of poor patients that is played out againt the recoup of 
R&D cots of pharmaceutical companies.

55  Hollis and Pogge (2008: 75).
56  Hollis and Pogge (2008, Ch. 7).
57  Hollis and Pogge (2008: 75-77).
58  Pogge (2009: 549-550), Hollis and Pogge (2010).
59  Sonderholm (2010: 171).
60  As widely discussed in the economic theory of public goods, the 

free-rider problem occurs when those who beneit from goods 
do not pay for them, whih results in a suboptimal provision of 
goods or services. See Cornes and Sandler (1996).

61  Hollis and Pogge (2008: Ch. 7).

IV. An assessment of the HIF’s ability to solve the 

access to medicine problem in the light of poverty 

traps 

So far, the presented critiques mainly address the imple-

mentation of the HIF. However, I will now focus in more 

detail on another practical problem – the “last mile pro-

blem” – that concerns access to pharmaceuticals. Many 

people are still excluded from drug use, although phar-

maceuticals could be cheaply available. A recent 

UNAIDS report states that to this day only about 41 per 

cent of sub-Saharan African HIV/AIDS patients receive 

antiretroviral drugs.52 However, Sonderholm argues that 

antiretroviral HIV drugs are not commonly patented in 

African countries.53 hus, the current TRIPS system 

cannot be made fully responsible for the exclusion of 

patients from essential drugs in the global AIDS crisis. 

According to Sonderholm, the lack of physicians, clinics, 

and infrastructure to administer the antiretroviral thera-

py and to screen people are the main causes for the AIDS 

epidemic and not the price policies of pharmaceuticals.54 

his lack of infrastructure for the inal distribution of 

drugs is known as the last mile problem. To reduce the 

global burden of disease efectively, drugs must be deli-

vered to patients over ‘the last mile’. 

Hollis and Pogge argue that shortcomings in the 

health sector would adversely afect the spread of HIF-

registered drugs. Hence, the authors believe that phar-

maceutical companies that register drugs under the HIF 

would have strong incentives to sustainably pursue stra-

tegies to improve the health impact of new drugs on the 

GDB in order to increase the reward payments.55 Firms 

would tackle the last mile problem by improving factors 

that prevent the efective acquisition of drugs.56 Such im-

provements would be eforts to determine how informa-

tion could be best communicated to the public, how 

health care education could be improved, and to identify 

strategies to encourage health care providers in the pub-

lic and private sector to develop strategies for drug dis-

pensers, health care workers and drug sellers.57 Further-

more, Pogge argues that HIF registrants, perhaps in col-

laboration with international agencies or NGOs, would 

be in a more potent position than poor countries to over-

come shortcomings on the last mile.58 herefore, Hollis 

and Pogge consider the HIF as a realistic chance to im-

prove the last mile problem. 

However, as Sonderholm puts it, there is little hope 

that the HIF would sustainably solve the last mile prob-

lem. He argues that despite strong incentives to improve 

the access to medicines under the HIF, there would be a 

collective choice problem. 

„So, imagine that company A has a product in country x 

and that company B also has a product in this country 

and that its product has a signiicantly higher potential 

for health improvement that the product of company A. 

Imagine also that company A has another product in 

another country that has a huge potential for health im-

provement and that company B has no other product 

than the one it has in x. [...] In this scenario, company A 

has very little inancial incentive for contributing to 

country x.”59 

In this outlined hypothetical case, a collective choice 

problem of lacking incentives to improve the health inf-

rastructure occurs. Furthermore, assuming that there is 

usually more than one company that produces medici-

nes with a potential health impact, irms would specula-

te to free-ride on the eforts made by other companies. 

his would eventually lead to a suboptimal provision of 

health infrastructure.60 

Building upon Sonderholm’s critique, I will introduce 

the concept of poverty traps and apply it to the last mile 

problem in order to provide a diferent, more fundamen-

tal critique of the HIF’s ability to efectively solve the ac-

cess to medicines problem. Similarly to Sonderholm, I 

do not believe that Hollis’ and Pogge’s argument – that 

irms would have the capacity to substantially contribute 

to the last mile problem61 – is very compelling. However, 

I believe that there are reasons other than the collective 

choice problem Sonderholm identiies. To show this, I 

will analyze the last mile problem in the context of global 

poverty traps. 

he Millennium Development Goals (MDGs) estab-

lished in 2000 envisaged the aluent countries mobili-

zing resources to reduce poverty by increasing develo-
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knowledge as access to education, information, knowledge-em-
bedded goods (produts that require information for producing 
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ping assistance from 0.25% of the gross domestic product 

in 2003 to 0.54% in 2015 which amounts to 120 billion 

U.S. Dollars annually.62 he goal was already exceeded 

by 2007 when more than 120 billion U.S. Dollars were 

spent, from which 22 billion U.S. Dollars were going to 

health programs.63 

However, the United Nations, that set the MDGs, ex-

pected a much greater impact on poverty which was not 

overcome by the raising and spending of enormous 

funds. Many very poor countries are still unable to reach 

the outlined goals. For instance, according to estimates 

in 2010 and 2012, 896 million people were living on less 

than two Dollars a day. Child and maternal mortality are 

still above the target rate.64 David Stuckler et al. show 

that the unequal progress in achieving the health MDGs 

in low-income countries is signiicantly related to the 

burden of type I and type II diseases like HIV/AIDS and 

other communicable diseases.65 

Gorik Ooms et al. explain that poverty traps are the 

major causes for the fact that the MDGs have not been 

met as expected. Poverty traps, according to Ooms et al., 

are vicious cycles of insuicient capital in which poor 

countries are unable to build up infrastructure and busi-

ness, and to sustain education. his lack of sustainable 

infrastructure entails a lack of services that would be 

needed for health, education, or other basic infrastruc-

ture which, in turn, would be required to maintain the 

health of workers that would produce capital and so 

on.66 Poverty traps imply a long-term growth failure of 

very poor countries and an increasing divergence in the 

global economy. Also, institutional failures prevent 

countries from escaping this viscous cycle.67 Furthermo-

re, global centres of economic growth and prosperity like 

the Western world, China, Russia, Brazil, and South Af-

rica, attract capital and human resources to “bend the 

rules to their advantage”, but the return of capital does 

not go back to poor countries.68 In addition to that, capi-

tal accumulation in poor countries can easily be over-

whelmed by global price luctuations, for instance, of 

commodities low-income countries largely depend on. 

Also, low-income countries frequently lack an insurance 

system that would be needed to develop comparative 

economic advantages.69 

As Ooms et al. suggest, poor countries cannot impro-

ve their overall health situation due to the poverty traps 

they are caught in. In the following, I will show that this 

corresponds to the – what Sonderholm, Hollis and Pog-

ge call – last mile problem. he failure to achieve the 

MDGs reveals the genuine importance of poverty traps 

and the substantial diiculties on the last mile, since 

countries remain in poverty despite the provision of 

enormous funding. Sustainable networks of services, 

staf and traic systems that would be needed to eici-

ently solve the last mile problem seem to be deeply ent-

angled with more far-reaching global economic structu-

res. here are longstanding shortcomings like the lack of 

electricity, knowledge and information about diseases, as 

well as corruption which international agencies, NGOs 

and states have been addressing over several decades. 

Given the entanglement of the last mile problem with 

global economic structures and local shortcomings, I 

argue that the HIF is not unable to solve the last mile 

problem just because of the collective choice problem 

Sonderholm introduces. Even if the presented collective 

choice problem could be solved, a sustainable interventi-

on needed to drag a country out of a poverty trap would 

be too far-reaching in view of the local and global di-

mension of the trap. Despite the aluence of the phar-

maceutical industry, it would be unlikely to expect priva-

te irms to have the necessary resources to attain success. 

his seems especially compelling when considering Hol-

lis and Pogge’s assumption that the resources needed to 

solve the last mile problem could almost exclusively be 

raised by the pharmaceutical industry. hen, the authors 

would have to claim that irms would maximize proits 

with the HIF while and precisely because they are freeing 

countries from poverty traps. his claim appears to sub-

stantially underrate the structural constitution of the last 

mile problem. 

To actually tackle the access to medicines problem ef-

fectively, I suggest that the problem has to be viewed in a 

wider context of access to health-related information, 

knowledge, and education.70 hese factors are of impor-

tance to the distribution of drugs, just as afordable pri-

ces. According to hana Campos, only a fundamental in-

stitutional health reform could solve the current global 
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health dilemma.71 For instance, the Millennium Deve-

lopment Goals advocate a more systematic approach by 

identifying, for instance, pharmaceutical companies and 

the whole private sector as responsible actors to provide 

access to medicines and new technologies, such as infor-

mation and communication technologies.72 

V. Conclusion

he HIF is comprehensive in its scope and ofers in its 

theoretical foundation a plausible mechanism to solve 

the health problems of the global poor. It is a serious att-

empt to tackle the global imbalance in R&D and to set 

long-term incentives for the development of cheap drugs 

with a global health impact. hus, the HIF is a valuable 

reform proposal to address the problem of patentable 

drugs and the problem of extreme deprivation through 

monopoly prices. Also, the HIF is in line with a strong 

and justiiable ethical framework based on a human 

rights approach. 

he critiques of the practical implementation I dis-

cussed suggest that more research on issues of practicali-

ty needs to be done before a inal verdict on the HIF can 

be passed. However, having depicted the complex struc-

tures of poverty traps, the analysis of the last mile prob-

lem suggests that however positive this verdict turns out 

to be, the HIF’ ability to solely improve the last mile pro-

blem is limited. In this regard, Hollis and Pogge may ove-

restimate the potential strength of the HIF. hus, I advo-

cate an approach in which the HIF would be introduced 

as a mechanism alongside other structural reforms on a 

global and local level to overcome poverty traps and the 

access to medicines problem.

Die Autorin absolviert zur Zeit das Masterprogramm 

(MPhil) in „History and Philosophy of Science“. an der 

University of Cambridge mit den Schwerpunkten Bio-

ethik und Wissenschaftstheorie.



O R D N U N G  D E R  W I S S E N S C H A F T  3  ( 2 0 1 6 ) ,  1 6 1 – 1 6 81 6 8



ÜBERSICHT

A. Einleitung

B. Weisungsrecht und Forschungsfreiheit im außeruniversitären 
Bereich

I. Grundlagen

1. Geltung des Art. 5 Abs. 3 GG in den außeruniversitären For-
schungseinrichtungen

2. Geltung des Art. 5 Abs. 3 GG in der Privatwirtschat

3. Umfassender Grundrechtsverzicht oder Maßgeblichkeit der 
vertraglichen Ausgestaltung

4. Grundsätzliche Interessenabwägung

II. Die einzelnen Freiheiten der Wissenschatler

1. Forschungsziel

2. Forschungsmethoden und Arbeitsorganisation

3. Publikationsrecht

a. Veröfentlichung durch den Arbeitgeber

b. Veröfentlichung durch den Arbeitnehmer

aa. Wirtschatliche Nachteile des Arbeitgebers und Geheimhal-
tungsinteressen

bb. Fehlende inhaltliche Übereinstimmung

cc. Interessen anderer Forscher

III. Ergebnis

C. Weisungsrecht und Forschungsfreiheit im universitären Be-
reich

I. Dienstplichten der Wissenschatlichen Mitarbeiter

II. Weisungsrechtliche Integration in der Hochschule

1. Grundsätzliche weisungsrechtliche Integration

a. Fachliches und dienstrechtliches Weisungsrecht

b. Grundlegende hochschulrechtliche Ausgestaltung des fachli-
chen Weisungsrechts

2. Abstufung der Reichweite des Weisungsrecht nach fachlicher 
Qualiikation

III. Einzelfragen

1. Forschungsziel

2. Forschungsmethodik

3. Urheber-, Publikations- und Arbeitnehmererindungsrecht

IV. Ergebnis

D. Gesamtergebnis

A. Einleitung

An außeruniversitären Forschungseinrichtungen, in der 

privaten Wirtschat und im Hochschulwesen leisten For-

scher und Wissenschatliche Mitarbeiter einen erhebli-

chen Teil zum Gelingen wissenschatlicher Forschungs-

projekte bei. Otmals ist eine Realisierung ohne das 

Zuarbeiten Wissenschatlicher Mitarbeiter gar undenk-

bar. Sie stellen eine tragende Säule in der wissenschatli-

chen Landschat der Bundesrepublik Deutschland dar.

Während die Weisungsfreiheit des Hochschullehrers 

in Bezug auf seine wissenschatliche Tätigkeit sich be-

reits aus Art. 5 Abs. 3 GG ergibt,1 ist die Beantwortung 

der Frage der direktionsrechtlichen Stellung von For-

schern und Wissenschatlichen Mitarbeiter sowohl im 

hochschulischen als auch außerhochschulischen Bereich 

nicht ganz so einfach zu beantworten. Zwar ist Art. 5 

Abs. 3 GG ein Grundrecht, auf das sich jede natürliche 

Person berufen kann, die Forschung betreibt.2 Aller-

dings ist die Reichweite der Schutzwirkung der For-

schungsfreiheit des Art. 5 Abs. 3 GG im berulichen All-

tag von der jeweiligen vertraglichen Ausgestaltung bzw. 

konkret in Frage stehenden Tätigkeit abhängig.

Der nachfolgende Beitrag widmet sich im ersten Teil 

der weisungsrechtlichen Stellung dieser Forscher an au-

ßeruniversitären Forschungseinrichtungen. Der zweite 

Teil geht auf die allgemeine weisungsrechtliche Stellung 

Wissenschatlicher Mitarbeiter im Hochschulwesen so-

wie auf die (landes-)hochschulrechtlichen direktions-

rechtlichen Besonderheiten bei dieser Personalgruppe 

ein.

B. Weisungsrecht und Forschungsfreiheit im auße-

runiversitären Bereich

Geht es um wissenschatliche Forschung, so ist diese 

nach weitverbreiteter Ansicht vor allem an den Hoch-

schulen, insbesondere an den Universitäten angesiedelt. 

Allerdings stimmt dieses Bild schon lange nicht mehr.3 

Forschung wird zu großen Teilen an außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen – wie den Instituten der Max-

Planck-Gesellschat und der Fraunhofer-Gesellschat, 

den Akademien der Wissenschat oder den Ressortfor-

schungsanstalten des Bundes und der Länder – und auch 

in privaten Wirtschatsunternehmen betrieben, ohne 

dass hochschulrechtliche Regelungen anwendbar sind.

Die Rechtsbeziehung zwischen angestellten Wissen-

schatlern und ihren Arbeitgebern werden durch Geset-

Andreas Schubert und Sarah Tarantino

Weisungsrecht und Forschungsfreiheit

1  Ausführlih zum Shutzbereih siehe in dieser Ausgabe Löwish, 
Forshung und Vergabereht, S. 152 f.

2 Mager, in: Isensee/Kirhhof, Handbuh des Staatsrehts, 3. Aul., 
Heidelberg 2005, § 166 Rn. 17.
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ze, Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen und den Ar-

beitsvertrag gestaltet. Einzelheiten, die durch diese 

Rechtsquellen nicht geregelt werden, kann der Arbeitge-

ber im Rahmen seines Direktionsrechts nach billigem 

Ermessen gem. § 106 GewO näher bestimmen. Das be-

trit z.B. den Inhalt, Zeit und Ort der Arbeitsleistung so-

wie das Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb. Aller-

dings sind in die Billigkeitskontrolle alle Umstände mit-

einbeziehen, die für die Interessen des Arbeitnehmers 

relevant sind.4 Das könnte auch die verfassungsrechtlich 

geschützte freie wissenschatliche Betätigung eines For-

schers umfassen. Denn, wie eingangs erwähnt, steht 

Art.  5 Abs. 3 GG als „Jedermannsgrundrecht“5 grund-

sätzlich jedem zu, der wissenschatlich tätig ist oder tätig 

werden will, egal ob an den Hochschulen oder außeruni-

versitär.6 Im außeruniversitären Bereich ist allerdings 

zunächst klärungsbedürtig, ob die jeweiligen Arbeitge-

ber überhaupt an die Grundrechte gebunden sind.

I. Grundlagen

1. Geltung des Art. 5 Abs. 3 GG in den  

außeruniversitären Forschungseinrichtungen

Die meisten außeruniversitären Forschungseinrichtun-

gen werden ausschließlich bzw. überwiegend von der 

öfentlichen Hand getragen sowie organisiert und über-

nehmen staatliche Aufgaben. Auch wenn sie dabei pri-

vatrechtlich organisiert sind, müssen sie daher dem Staat 

zugerechnet werden.7 Dementsprechend ist auch ein-

deutig, dass sie an die Grundrechte und damit an den 

Art. 5 Abs. 3 GG gebunden sind. Sollte in Einzelfällen 

nicht von einer Zuordnung vom Staat ausgegangen wer-

den (z.B. bei der Max-Planck-Gesellschat8), so ergibt 

sich die Grundrechtsbindung aus der mittelbaren Dritt-

wirkung der Grundrechte.9

2. Geltung des Art. 5 Abs. 3 GG in der Privatwirtschat

Auch private Arbeitgeber sind an die Grundrechte 

gebunden: Eine unmittelbare Wirkung der Grundrechte, 

wie es das BAG lange Zeit angenommen hat,10 verbietet 

sich zwar wegen der Stellung der Grundrechte als Frei-

heitsrecht gegenüber dem Staat. Heute wird aber von 

einer mittelbaren Wirkung der Grundrechte ausgegan-

gen.11 Denn der Gesetzgeber ist bei der Gestaltung der 

Rechtsordnung an die Grundrechte gebunden. Auch 

sind die Gerichte aufgrund ihrer Grundrechtsbindung 

verplichtet, bei Rechtsstreitigkeiten im Rahmen ihrer 

Kompetenzen durch eine grundrechtskonforme Ausle-

gung und ggf. Fortbildung des einfachen Rechts Schutz 

zu gewähren.12 Dabei bietet sich die Generalklausel „bil-

liges Ermessen“ im Rahmen des § 106 GewO an: sie kann 

ohne weiteres im Hinblick auf die verfassungsrechtli-

chen Wertentscheidungen konkretisiert werden, sodass 

der Arbeitgeber bei seinen Weisungen stets die Wissen-

schatsfreiheit seiner angestellten Forscher zu achten hat. 

Grundsätzlich kann so auch Art. 5 Abs. 3 GG in privat-

wirtschatlichen Arbeitsverhältnissen Anwendung in-

den.

Fraglich bleibt allerdings, ob bzw. inwieweit sich Wis-

senschatler überhaupt gegenüber ihren Arbeitgebern 

auf die Wissenschatsfreiheit berufen können. Immerhin 

haben sie sich freiwillig dazu entschieden, in der auße-

runiversitären Forschung tätig zu werden und sich pri-

vatwirtschatlichen Zwängen zu unterwerfen.

3. Umfassender Grundrechtsverzicht oder Maßgeblich-

keit der vertraglichen Ausgestaltung

Teilweise wird vertreten, dass die Eingehung des auße-

runiversitären Arbeitsverhältnisses bzw. bestimmte 

Gestaltungen des Arbeitsvertrags einen „Grundrechts-

verzicht“ darstellten.13 Dabei verzichtet der betrofenen 

Wissenschatler bewusst und freiwillig auf die Ausübung 

der ihm eigentlich zustehenden Wissenschatsfreiheit.14 

Das hätte zur Folge, dass er sich im weiteren Verlauf des 

Arbeitsverhältnisses gegenüber dem Arbeitgeber auch 

nicht mehr darauf berufen könnte.

Dagegen spricht, dass das Grundrecht der Wissen-

schatsfreiheit nicht an den Arbeitnehmer, sondern an 

die wissenschatliche Tätigkeit gebunden ist.15 Die wis-

senschatliche Bildung oder frühere Forschungstätigkeit 
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eines Arbeitnehmers bedeutet nicht, dass er sich bei all 

seinen späteren Tätigkeiten stets auf die Wissenschats-

freiheit berufen und damit auch auf sie verzichtet kann. 

Das bedeutet, nur, wer tatsächlich wissenschatlich tätig 

wird, kann den Schutz des Art. 5 Abs. 3 GG in Anspruch 

nehmen.

Daher kommt es auf den einzelnen Arbeitsvertrag 

an: Lässt dieser Spielraum für eine unabhängige wissen-

schatliche Tätigkeit oder grenzt er die Tätigkeit genau 

ein? Davon hängt ab, ob der Arbeitnehmer als Wissen-

schatler oder nur als hochqualiizierte Fachkrat tätig 

wird. Der Arbeitsvertrag bestimmt damit, ob überhaupt 

eine unabhängige wissenschatliche Tätigkeit vorliegt, 

die in den Anwendungsbereich des Art. 5 Abs. 3 GG fal-

len kann. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Geltung 

von Grundrechten vertraglich festgelegt wird.16 Wenn 

im Arbeitsvertrag von „Wissenschat“ die Rede ist, so ist 

damit ein abstrakter Wissenschatsbegrif gemeint – es 

soll damit nicht auf die verfassungsrechtlich geschützte 

Wissenschatsfreiheit rekurriert werden. Entscheidend 

ist vielmehr, dass im Arbeitsvertrag eine für wissen-

schatliches Arbeiten erforderliche Unabhängigkeit ge-

währt wird, so dass diese wissenschatliche Tätigkeit 

auch im Lichte des Art. 5 Abs. 3 GG zu betrachten ist. Es 

kommt beim Grundrechtsschutz nicht darauf an, warum 

jemand wissenschatlich tätig wird, sondern dass er wis-

senschatlich tätig wird. In dem Moment, in dem For-

schung stattindet, kann sich derjenige, der sie ausübt 

auch auf seinen verfassungsrechtlichen Schutz berufen.

Die arbeitsvertraglich gewährte wissenschatliche 

Unabhängigkeit wird in der Praxis die Regel sein, denn 

anders kann ein Erkenntnisgewinn kaum gelingen. Ein 

Arbeitgeber wird in den meisten Branchen wenig Vorga-

ben machen können, da zu Beginn und auch während 

eines Forschungsvorhabens häuig ofen ist, welche wis-

senschatliche Richtung das Vorhaben nehmen und wel-

che wissenschatliche Methodik zur Anwendung kom-

men wird.

4. Grundsätzliche Interessenabwägung

Freilich kann die Wissenschatsfreiheit des außeruniver-

sitär tätig werdenden Wissenschatlers nicht so umfas-

send sein, wie die des Hochschulwissenschatlers. Die 

Bestimmung des Forschungsgebiets oder verbindlicher 

Vorgaben für die Publikation von Forschungsergebnis-

sen sind für das Funktionieren der außeruniversitären 

Forschung essentiell und in der Privatwirtschat auch 

durch die Unternehmerfreiheit verfassungsrechtlich 

geschützt.17 Die Forschung wird dabei nicht um ihrer 

selbst ermöglicht, sondern ist auf die Erlangung verwert-

barer Ergebnisse gerichtet.18 Dabei spielen ganz andere 

Überlegungen als an den Hochschulen eine Rolle: Die 

Institute und Unternehmen, die Wissenschatler beschäf-

tigen, können diesen bei weitem keinen so großen Frei-

raum einräumen, wie es an einer Hochschule der Fall ist. 

Die außeruniversitär geltenden Hierarchien und ent-

sprechenden Weisungsrechte sind ein notwendiges 

Strukturelement, ohne die die außeruniversitäre For-

schung nicht möglich wäre.19

II. Die einzelnen Freiheiten der Wissenschatler

Eine allgemeingültige Abwägung zwischen den Rechts-

positionen von Wissenschatlern und deren Arbeitge-

bern in der außeruniversitären Forschung kann aller-

dings nicht vorgenommen werden, denn jeder Einzelfall 

muss individuell betrachtet werden. Wo die Weisungs-

freiheit ihre Grenzen in der Wissenschatsfreiheit indet, 

kann richtigerweise nur beispielhat beleuchtet werden. 

§ 106 GewO nennt bereits „Inhalt, Ort und Zeit der 

Arbeitsleistung“, in der wissenschatlichen und unter-

nehmerischen Praxis sind zudem die Fragen nach dem 

Arbeitsziel, der Methodenwahl, der Arbeitsorganisation 

sowie der Publikation von wissenschatlichen Ergebnis-

sen grundlegend.

1. Forschungsziel

Das Forschungsziel, das der Arbeitgeber anstrebt, ergibt 

sich meist nicht schon aus dem Arbeitsvertrag. Ausnah-

men können bei befristeten Arbeitsverhältnissen beste-

hen, die für ein bestimmtes Forschungsprojekt abge-

schlossen werden. Ohne Bestimmungen im Arbeitsver-

trag steht dem Arbeitgeber in dieser Hinsicht ein 

Weisungsrecht zu. Das muss auch für die Arbeitnehmer 

gelten, deren Arbeitsverhältnis grundsätzlich von einer 

wissenschatlichen Unabhängigkeit geprägt ist.20 

Ansonsten könnte kein Arbeitgeber ein Forschungsun-

ternehmen führen. Das gilt auch für die Planung des 

Vorgehens bei dem entsprechenden Forschungsvorha-
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Eine erte Skizze, NZA 1989, 945, 948 und Wegehaupt, Wis-

senshatsfreiheit im außeruniversitären Arbeitsverhältnis, S. 
175 f., der die Methodenauswahl zum „ureigenten Bereih der 
Wissenshatsfreiheit“ zählt.

25  S. o. B. I. 4. .
26  So Däubler, Wissenshatsfreiheit im Arbeitsreht – Eine erte 

Skizze, NZA 945, 948.

ben. Der angestellte Forscher ist diesbezüglich ebenfalls 

an die Weisungen des Arbeitgebers bzw. seines Vorge-

setzten gebunden.

Nach den oben genannten Grundsätzen ist dies un-

problematisch. Die Freiheit, die eine wissenschatliche 

Tätigkeit i.S.d. Art. 5 Abs. 3 GG voraussetzt, ist in diesem 

Bereich nicht gegeben. Denn im Arbeitsvertrag ver-

plichtet sich der Arbeitnehmer, für den Arbeitgeber und 

dessen Interessen zu forschen und die dementsprechen-

den Dienstleistungen zu erbringen. Das bedeutet, dass 

gar kein Spielraum für eine freie Forschung bleibt, bei 

der sich der Wissenschatler sein eigenes Forschungsziel 

auswählt und eigenverantwortlich plant. Ohne einen sol-

chen Spielraum kommt eine freie wissenschatliche Be-

tätigung, für die Art. 5 Abs. 3 GG gelten würde, nicht in 

Betracht. Aber auch das Argument der Funktionsfähig-

keit der außeruniversitären Forschung kommt hier zur 

Anwendung: um schlussendlich zu einem für den Ar-

beitgeber sinnvollen und verwertbaren Arbeitsergebnis 

zu kommen, muss er Ziel- und Planungsvorgaben ma-

chen können. Der Arbeitnehmer kann sich insofern 

nicht auf die Wissenschatsfreiheit berufen, sondern 

muss sich in die vorgegebene Weisungshierarchie 

einfügen.

Allerdings kann der Arbeitgeber (oder auch der Staat 

bei den Forschungseinrichtungen der öfentlichen 

Hand) niemals vorgeben, wann das Arbeitsziel erreicht 

ist. Wann und ob ein wissenschatliches Ergebnis vor-

liegt und wie dieses zu bewerten ist, kann auch nicht ar-

beitsvertraglich vorgegeben sein – ansonsten handelte es 

sich nicht mehr um Wissenschat21 – sondern muss den 

wissenschatlich fundierten Einschätzungen und Er-

kenntnissen des Forschers überlassen bleiben.22 Die an-

gestellten Wissenschatler müssen sich allerdings nach 

den diesbezüglichen Ansichten des ihnen vorgesetzten 

Wissenschatlers richten.

Eine Beschränkung des Weisungsrechts des Arbeit-

gebers kann ansonsten nur durch die Gewissensfreiheit 

des angestellten Forschers gerechtfertigt werden. Aller-

dings muss der Gewissenskonlikt eine gewisse Intensität 

erreichen. Wissenschatliche Meinungsverschiedenhei-

ten reichen hierfür nicht aus.23

2. Forschungsmethoden und Arbeitsorganisation

Die Wahl der wissenschatlichen Methoden, die der 

Arbeitnehmer bei seinen Forschungsvorhaben verwen-

det, kann durch den Arbeitsvertrag unterschiedlich stark 

geregelt sein. Lässt er in dieser Hinsicht Gestaltungs-

spielräume zu, so muss dem Wissenschatler eine freie 

Methodenwahl zugestanden werden.24 Nur so kann des-

sen Wissenschatsfreiheit verwirklicht werden. Das Inte-

resse des Arbeitgebers, so eizient und günstig zu arbei-

ten wie möglich, um einen höheren Gewinn bei der 

Ergebnisvermarktung abzuschöpfen, wird dadurch 

geschützt, dass er den Forschungsabteilungen bestimm-

te Budges zuteilen kann. Diesen inanziellen Rahmenbe-

dingungen hat sich der Wissenschatler unterworfen, als 

er das Arbeitsverhältnis eingegangen ist und kann sei-

nerseits somit nicht als Begrenzung von dessen Wissen-

schatsfreiheit betrachtet werden. Im Rahmen des Bud-

gets darf der Arbeitgeber jedoch keine Vorgaben über 

den Einsatz der Mittel machen.

Auch ob der einzelne Wissenschatler sich in eine hi-

erarchische Personalstruktur mit verschiedenen Abtei-

lungen und Vorgesetzten einordnen muss, ist Folge sei-

ner Entscheidung, in der außeruniversitären Forschung 

zu arbeiten. Er geht kein Arbeitsverhältnis ein, dass ihm 

die Herrschat über seine wissenschatliche Tätigkeit er-

möglicht, sondern fügt sich in ein bereits bestehendes 

Forschungssystem ein, das aus Funktionalitätsgründen 

Hierarchien erfordert. Anders wäre ein geregelter For-

schungsablauf nicht möglich.25

Dasselbe gilt für die Vorgabe der Arbeitszeit durch 

den Arbeitgeber. Ein geregelter Forschungsablauf in der 

außeruniversitären Forschung verlangt häuig – es kann 

je nach Unternehmen freilich auch Ausnahmen geben – 

dass die Wissenschatler zu bestimmten Zeiten gleich-

zeitig anwesend sind. Das hat wenig damit zu tun, dass 

der Forscher in diesem Zeitraum zum Denken gezwun-

gen wird,26 sondern hat wiederum mit der Forschungs-

struktur zu tun, die der Arbeitgeber aufgrund von Funk-

tionalitätsgründen vorgeben kann. Die angestellten For-

scher müssen regelmäßig ihre Tätigkeiten koordinieren 

sowie ansprechbar für ihre Vorgesetzten und Mitarbeiter 
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27  Dazu auh hieme, Die Wissenshatsfreiheit der nihtuniversitä-
ren Forshungseinrihtungen, DÖV 150, 153.

28  Ständige Rpr, siehe nur zuletzt BVerfG 3.9.2015, 1 BvR 1983/15, 
ArbR 2015, 513.

29  Classen, Wissenshatsfreiheit außerhalb der Hohshule, S. 162.
30  Classen, Wissenshatsfreiheit außerhalb der Hohshule, S. 162 

mwN.

31  hieme, Die Wissenshatsfreiheit der nihtuniversitären For-
shungseinrihtung, DÖV 150, 153.

32  Wegehaupt, Wissenshatsfreiheit im außeruniversitären Arbeits-
verhältnis, S. 202.

und auch für den Arbeitgeber sein. Verlangt der Arbeit-

geber also die Anwesenheit zu einer bestimmten Zeit, so 

müssen die Wissenschatler dieser Weisung Folge 

leisten.

3. Publikationsrecht

Die Wissenschatsfreiheit umfasst das Recht zur Verwer-

tung und Veröfentlichung der wissenschatlichen 

Erkenntnisse. Die wirtschatliche Verwertung von 

patentfähigen Forschungsergebnissen wird verfassungs-

rechtlich unbedenklich durch das ArbNErfG geregelt.27 

Durch das veröfentlichungsrecht ist insbesondere die 

Entscheidung über Ort, Zeit und Modalitäten einer wis-

senschatlichen Publikation geschützt.28 Für den Wis-

senschatler bieten Veröfentlichungen die Chance zur 

Anerkennung und zum Austausch mit der wissenschat-

lichen Community. In der außeruniversitären Forschung 

können sich in diesem Bereich Konlikte ergeben, wenn 

der Arbeitgeber bestimmte Ergebnisse gar nicht oder zu 

einem anderen Zeitpunkt als der Arbeitnehmer veröf-

fentlichen möchte.

a. Veröfentlichung durch den Arbeitgeber

Die Veröfentlichung von Forschungsergebnissen ist für 

den Arbeitgeber zunächst unproblematisch möglich. 

Der angestellte Wissenschatler kann sich nicht auf eine 

negative Publikationsfreiheit berufen, da er durch 

Abschluss des Arbeitsvertrags regelmäßig dem Arbeitge-

ber ein Recht auf Verwertung der Forschungsergebnisse 

eingeräumt hat.29

Eine Pflicht zur Übertragung der Nutzungsrechte 

wird auch angenommen, wenn Forschungsberichte 

oder ähnliches in den Anwendungsbereich des Urhe-

bergesetzes (UrhG) fallen.30 Dem Forscher steht dann 

allerdings das Rückrufrecht nach § 42 UrhG zu. Wandelt 

sich seine Meinung bezüglich einer wissenschatlichen 

Arbeit, so kann er vom Arbeitgeber das Nutzungsrecht 

zurückfordern. Das entspricht auch der Wertung des 

Art. 5 Abs. 3 GG.

Unerlässlich ist allerdings für den Forscher, dass er 

als Urheber oder Miturheber in der Veröfentlichung ge-

nannt wird. Dafür muss er einen relevanten Beitrag zur 

Forschung im Sinne einer selbständigen Mitarbeit ge-

leistet und nicht nur eine fachliche Aufsicht geführt oder 

die formale Verantwortung getragen haben.31 Im Gegen-

zug hat das Forschungsinstitut oder das Forschungsun-

ternehmen auch ein Recht darauf, die Arbeit als eine ih-

rer Forschungsarbeiten herauszugeben, wenn die Ergeb-

nisse nur durch deren Gelder oder besonderen For-

schungsbedingungen ermöglicht wurden.

b. Veröfentlichung durch den Arbeitnehmer

Auf der anderen Seite kann der Arbeitgeber auch nur 

unter bestimmten Bedingungen verhindern, dass der 

Arbeitnehmer wissenschatliche Ergebnisse veröfent-

licht, die er selbst erlangt hat. Dabei kommen folgende 

Konstellationen in Betracht: Dem Arbeitgeber entstehen 

wirtschatliche Nachteile durch die Veröfentlichung 

oder es besteht ein Geheimhaltungsinteresse, er stimmt 

inhaltlich nicht mit der Veröfentlichung überein, oder 

die Interessen seiner anderen angestellten Forscher müs-

sen berücksichtigt werden.

aa. Wirtschatliche Nachteile des Arbeitgebers und 

Geheimhaltungsinteressen

Betreibt der Arbeitgeber Forschung mit dem Ziel, die 

Ergebnisse wirtschatlich zu verwerten, kann eine Veröf-

fentlichung dieser Ergebnisse durch einen angestellten 

Wissenschatler zur falschen Zeit, kann für den Arbeit-

geber einen großen Gewinnverlust bedeuten, weil z.B. 

Konkurrenten wissenschatliche Ergebnisse zu früh 

erfahren, bevor sie durch den Arbeitgeber verwertet 

werden konnten. Dass mit der Forschung Geld verdient 

wird, ist auch im Interesse des angestellten Wissenschat-

lers, da nur so sein Arbeitsplatz inanziert wird. In der 

Abwägung zwischen den Rechtspositionen der Beteilig-

ten, müssen sich daher die Interessen des Arbeitgebers 

durchsetzen. Denn die (zeitweise) Zurückhaltung von 

Forschungsergebnissen kann für ihn von grundlegender 

Wichtigkeit sein, der Wissenschatler kann dagegen die 

Ergebnisse auch noch später veröfentlichen und so sei-

nen wissenschatlichen Ruf festigen.32

Einer Weisung des Arbeitgebers bedarf es in diesen 

Fällen meist nicht, da das Verbot des Verrats von Be-

triebs- und Geschätsgeheimnissen regelmäßig bereits 

im Arbeitsvertrag beinhaltet ist.

Einem Veröfentlichungsrecht des Wissenschatlers 

steht jedoch nichts mehr im Wege und kann durch den 

Arbeitgeber auch nicht mehr verhindert werden, wenn 

die Forschungsergebnisse, z.B. durch Patentanmeldung, 
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33  Classen, Wissenshatsfreiheit außerhalb der Hohshule, S. 178 
f.; Däubler, Wissenshatsfreiheit im Arbeitsverhältnis – Eine 
erte Skizze, NZA 1989, 945, 949.

34  So auh hieme, Die Wissenshatsfreiheit der nihtuniversitä-
ren Forshungseinrihtungen, DÖV 150, 153; will der Forsher 
mit der Veröfentlihung wissenshatlihes Fehlverhalten des 
Arbeitgebers anprangern, so kommen die Grundsätze des 
Whitleblowings zur Anwendung, s. dazu Busekit/Fahrig, Whit-
leblowing und der Shutz von Hinweisgebern, BB 2013, 119, 121 
f.

35  Classen, Wissenshatsfreiheit außerhalb der Hohshule, S. 182.
36  Gerber, Rehtsfragen der Planung im Hohshulwesen, in: Pla-

nung II, Hrsg. von Kaiser, 1966, S. 315, 333.
37  Evers, WR Beihet 4, 1970, S. 41.
38  § 52 Abs. 3 S. 1 LHG BW; § 110 Abs. 5 BerlHG; § 49 Abs. 3 S. 1 

BbgHG; § 23 Abs. 2 BremHG; § 29 Abs. 1 HmbHG; § 66 Abs. 3 

LHG MV; § 65 Abs. 4 S. 1 HessHG; § 31 Abs. 1 NHG; § 44 Abs. 4 
HG NRW; § 56 Abs. 2 HSG RP; § 68 Abs. 5 HSG SH; § 71 Abs. 3 
SähsHSG; § 42 Abs. 4 HSG LSA; § 37 Abs. 4 UG Saarland; § 84 
Abs. 4 hürHG.

39  Vgl. Hartmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), 2. Aul. 2011, Kap. V, 
Rn. 95.

40  So etwa § 52 Abs. 1 S. 1 LHG BW; Art. 21 Abs. 1 BayHShPG; 
§ 110 Abs. 1 und 3 BerlHG; § 49 Abs. 1 BbgHG; § 23 Abs. 1 
BremHG; § 27 Abs. 1 S. 1 HmbHG; § 65 Abs. 1 S. 1 HessHG; § 66 
Abs. 1 S. 1 LHG MV; § 31 Abs. 1 NHG; § 44 Abs. 1 HG NRW; § 
56 Abs. 1 HSG RP; § 68 Abs. 1 HSG SH; § 71 Abs. 1 SähsHSG; 
§ 42 Abs. 1 HSG LSA; § 37 Abs. 1 UG Saarland; § 84 Abs. 1 
hürHG; vgl. auh BAG, AP Nr. 3 zu § 57a HRG.

41  Reih, in: Flämig u.a. (Hrsg.), Handbuh des Wissenshatsrehts 
Band 1, 1982, S. 415; vgl. etwa § 52 Abs. 1 S. 3 LHG BW.

allgemein zugänglich gemacht wurden, oder eine wirt-

schatliche Verwertung endgültig gescheitert ist.33 Dann 

können die wirtschatlichen Interessen des Arbeitgebers 

das Recht auf Veröfentlichung nicht mehr 

beschränken.

Insbesondere bei den staatlich unterhaltenen For-

schungsinstituten können in Ausnahmefällen auch be-

rechtigte öfentliche Geheimhaltungsinteressen ein Pub-

likationsverbot durch die Institutsleitung rechtfertigen.

bb. Fehlende inhaltliche Übereinstimmung

Ist der Arbeitgeber mit dem Inhalt bestimmter For-

schungsergebnisse nicht einverstanden, stehen aber kei-

ne wirtschatlichen Interessen einer Veröfentlichung 

entgegen, so ist ein (auch arbeitsvertraglich festgehalte-

nes) Veröfentlichungsverbot stets unzulässig. Im Rah-

men eines Interessenausgleichs hat der Arbeitnehmer 

die Interessen seines Arbeitgebers jedoch insoweit zu 

wahren, dass er entweder den Hinweis auf das For-

schungsinstitut oder Unternehmen, bei dem er tätig ist 

unterlässt, oder hinzufügt, dass die vertretenen Ansich-

ten nicht mit denen seines Arbeitgebers übereinstimmen 

und er die alleinige Verantwortung für die Forschungs-

ergebnisse trägt.34

cc. Interessen anderer Forscher

Der Arbeitgeber hat auch die Interessen anderer, bei ihm 

angestellter Forscher gegenüber dem veröfentlichenden 

Forscher durchzusetzen. Hat dieser die wissenschatli-

chen Erkenntnisse im berulichen Zusammenhang 

gewonnen, so haben seine Kollegen das Recht auf Ach-

tung ihrer wissenschatlichen Persönlichkeitsrechte – 

entweder indem sie und ihr wissenschatlicher Beitrag 

erwähnt und an eine Beteiligung geknüpt wird, oder 

indem die Veröfentlichung untersagt wird, wenn sie 

nicht ohne die Erwähnung von bestimmten Teilbeiträ-

gen der anderen Forscher erfolgen kann und diese einer 

Veröfentlichung nicht zustimmen.35

III. Ergebnis

Die Entscheidung des angestellten Wissenschatlers, an 

einer außeruniversitären Forschungseinrichtung oder in 

der Privatwirtschat tätig zu werden, bedeutet für ich, 

sich weitestgehend dem Direktionsrecht seines Arbeit-

gebers zu unterwerfen. Nur wo nach dem Arbeitsvertrag 

Raum für eine eigenständige Forschung bleibt, kann er 

sich auf die Wissenschatsfreiheit gem. Art. 5 Abs. 3 GG 

berufen.

C. Weisungsrecht und Forschungsfreiheit im univer-

sitären Bereich

„Die wissenschatliche Hochschule lebt aus der freien 

Schöpfungskrat der an ihr wirkenden Wissenschat-

ler“.36 Weisungsrechte sind der freien wissenschatlichen 

Betätigung grundsätzlich zuwider.37 Inwiefern diese 

Grundsätze auch auf Wissenschatliche Mitarbeiter im 

Hochschulwesen zu übertragen sind, gilt es im Folgen-

den zu erörtern. Unter den Begrif der Wissenschatli-

chen Mitarbeiter sind in Übereinstimmung hochschul-

gesetzlicher Regelungen nur die Personen gemeint, die 

ein abgeschlossenes Hochschulstudium aufweisen.38 

Der deinitorische Rahmen des Wissenschatlichen Mit-

arbeiters reicht hierbei von der der wissenschatlichen 

Hilfskrat bis zum außerplanmäßigen Professor.39

I. Dienstplichten der Wissenschatlichen Mitarbeiter

Der grundsätzliche Aufgabenbereich wissenschatlicher 

Mitarbeiter einer Hochschule umfasst Tätigkeiten in 

Wissenschat, Forschung, Lehre und Weiterbildung 

sowie wissenschatliche Dienstleistungen nach Maßgabe 

ihrer Dienstaufgabenbeschreibung.40 Im klinischen 

Bereich gehören zu den Dienstaufgaben der wissen-

schatlichen Mitarbeiter auch Tätigkeiten im Rahmen 

der Krankenversorgung.41 Sofern dem wissenschatli-



Schubert/Tarantino · Weisungsrecht und Forschungsfreiheit 1 7 5

42  Vgl. etwa § 52 Abs. 1 S. 5 LHG BW; Art. 21 Abs. 11 BayHShPG;
43  Löwish/Wertheimer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), 2. Aul. 2011, 

Kap. X, Rn. 9; vgl. etwa Art. 20 S. 2 BayHShPG, der als ver-
traglihe Grundlage der Tätigkeit explizit ein „privatrehtlihes 
Arbeitsverhältnis“ normiert.

44  Löwish/Wertheimer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), 2. Aul. 2011, 
Kap. X, Rn. 10.

45  OVG Saarlouis, WissR 1978, 81, 82; LAG Berlin, NZA-RR 2002, 
S. 612; dies gilt sowohl hinsihtlih der Forshungs- , als auh der 
Lehrtätigkeit, vgl. Reih, HRG-Kommentar, 9. Aul. 2005, § 53, 
Rn. 5; OVG Saarlouis, WissR 1978, 81, 82.

46  Raab, Der persönlihe Anwendungsbereih des Gesetzes über 
befritete Arbeitsverträge in der Wissenshat (WissZeitVG), 
WR-Beihet 23, 2015, S. 32; Evers, WR Beihet 4, 1970, S. 41, 54; 
Sieweke/Koh, NordÖR 2009, S. 485, 487.

47  BAG, Urteil vom 1.6.2011, 7 AZR 827/09; vgl. mwN. auh Preis, 
WissZeitVG, 2009, § 1, Rn. 13.

48  Hartmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hohshulreht, 2. Aul. 
2011, Kap. V, Rn. 99.

49  Vgl. § 35 BeamtStG; Hartmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), 

Hohshulreht, 2. Aul. 2011, Kap. V, Rn. 99.
50  Hartmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hohshulreht, 2. Aul. 

2011, Kap. V, Rn. 99.
51  Hartmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hohshulreht, 2. Aul. 

2011, Kap. V, Rn. 99.
52  Hartmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hohshulreht, 2. Aul. 

2011, Kap. V, Rn. 99.
53  Vgl. Leuze, WissR 2011, S. 280, 291.
54  So explizit etwa § 52 Abs. 5 S. 1 LHG BW.
55  Pershel, in: Flämig u.a. (Hrsg.), Handbuh des Wissenshats-

rehts Band 1, 1982, S. 393; vgl. etwa § 52 Abs. 1 S. 4 LHG BW; 
Art. 21 Abs. 1 S. 2 BayHShPG; § 49 Abs. 1 S. 8 BbgHG ; § 23 
Abs. 1 S. 2 BremHG; § 66 Abs. 1 S. 4 LHG MV; § 44 Abs. 1 S. 2 
iVm. Abs. 2 HSG NRW; § 37 Abs. 2 UG Saarland; § 71 Abs. 1 S. 2 
SähsHSG; § 42 Abs. 1 S. 5 HSG LSA; § 68 Abs. 2 HSG SH; § 84 
Abs. 2 hürHG.

56  Umfangreih hierzu Detmer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hoh-
shulreht, 2. Aul. 2011, Kap. IV, Rn. 156 f.

57  hieme, Hohshulreht, 3. Aulage, Köln 2004, Rn. 795; Detmer, 
in: Leuze/Epping (Hrsg.), Kommentar zum HG NRW, § 59, Rn. 5.

chen Mitarbeiter auch die Prüfungsbefugnis übertragen 

ist, gehört auch die Mitwirkung an Prüfungen zu seinen 

Dienstaufgaben.42

II. Weisungsrechtliche Integration in der  

Hochschulorganisation

1. Grundsätzliche weisungsrechtliche Integration

Die Wissenschatlichen Mitarbeiter sind herkömmliche 

Arbeitnehmer, die aufgrund ihres Dienstverhältnisses 

tätig werden.43 Die Tätigkeit der wissenschatlichen Mit-

arbeiter erfolgt im Rahmen eines privatrechtlichen 

Arbeitsvertrages mit dem jeweiligen Bundesland44 

grundsätzlich unselbstständig.45 Sie sind weisungsrecht-

lich im Hinblick auf die genannten Dienstplichten in die 

jeweilige Hochschulorganisation integriert.46 Eine freie, 

weisungsunabhängige Stellung, wie sie den Hochschul-

lehrern zuteilwird, kommt den wissenschatlichen Mit-

arbeitern, bereits aufgrund der vertraglichen Konstellati-

on, grundsätzlich nicht zu. Dies macht auch das BAG 

deutlich, indem es den Begrif der wissenschatlichen 

Dienstleistung als die Wahrnehmung weisungsabhängi-

ger Aufgaben in Forschung und Lehre deiniert.47 Das 

Weisungsrecht folgt auch im Hochschulrecht zunächst 

aus den allgemeinen Vorschriten des § 106 GewO und 

des § 315 BGB.48 Handelt es sich bei den Wissenschatli-

chen Mitarbeitern um verbeamtete Personen, folgt die 

Weisungsgebundenheit aus § 35 BeamtStG.49

a. Fachliches und dienstrechtliches Weisungsrecht

Das Arbeitsverhältnis und somit auch das Weisungs-

recht gegenüber den Wissenschatlichen Mitarbeitern 

sind zweigleisig ausgestaltet. Sie gliedern sich in eine 

fachliche und eine dienstrechtliche Komponente.50 Auf 

der dienstrechtlichen Ebene obliegt die Weisungsbefug-

nis gegengenüber den wissenschatlichen Mitarbeitern 

dem Präsidium oder Rektorat der Hochschule, welches 

sich zur Ausfüllung der Vorgesetztenrolle der Personal-

verwaltung der Hochschule bedient.51 Abmahnungen, 

disziplinarrechtliche Vorgänge sowie die Einstellung 

und Entlassung fallen unter diese dienstrechtliche Ebe-

ne.52

Das primär forschungsrelevantere fachliche Wei-

sungsrecht hingegen obliegt dem jeweiligen Leiter der 

Hochschuleinrichtung, der der Wissenschatliche Mitar-

beiter zugeordnet ist.53 Sofern sie ausschließlich einer 

Fakultät zugeordnet sind, obliegt das Weisungsrecht 

dem Dekan der jeweiligen Fakultät.54 Der Wissenschat-

liche Mitarbeiter nimmt seine Aufgaben unter der fach-

lichen Verantwortung und Betreuung eines Hochschul-

lehrers war.55 Der Aufgabenbereich des Hochschulleh-

rers ist hierbei durch seine fachliche Qualiikation vorge-

geben.56 Die Tätigkeit, namentlich die wissenschatliche 

Dienstleistung, des Wissenschatliche Mitarbeiters be-

schränkt sich in forschungsrelevanter Hinsicht grund-

sätzlich auf die bloße Zuarbeit zu der jeweiligen aktuel-

len Forschungstätigkeit des Hochschullehrers.57 Im Rah-

men seines Dienstverhältnisses kommt der Wissen-

schatliche Mitarbeiter grundsätzlich nicht in den Ge-

nuss weisungsfreier eigenständiger Forschungstätigkeit.

b. Grundlegende hochschulrechtliche Ausgestaltung des 

fachlichen Weisungsrechts

Die Hochschulgesetze der Länder machen vom Begrif 

des Weisungsrechts im Rahmen von Wissenschatlichen 

Mitarbeitern keinen Gebrauch. Vielmehr schreiben die-

se lediglich vor, dass die wissenschatlichen Mitarbeiter 

ihre Dienstleistung unter der fachlichen Verantwortung 
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58  Vgl. Art. 21 Abs. 1 S. 2 BayHShPG; § 49 Abs. 1 S. 8 BbgHG; § 23 
Abs. 1 S. 2 BremHG; § 66 Abs. 1 S. 4 LHG; § 65 Abs. 1 S. 6 Hes-
sHG; § 41 Abs. 1 S. 5 HSG SA; § 68 Abs. 2 S. 1 HSG SH; anders 
§ 31 Abs. 1 NHSG; § 44 Abs. 1 S. 2 HSG NRW; § 37 Abs. 2 UG 
Saarland; § 71 Abs. 1 S. 2 SähsHSG; § 84 Abs. 2 HSG RP.

59  Vgl. § 53 Abs. 1 S. 2 HRG a.F.: „Soweit der wissenshatlihe Mit-
arbeiter dem Aufgabenbereih eines Professors zugewiesen it, it 
dieser weisungsbefugt“.

60  Art. 1 Nr. 33 des 5. HRGÄndG vom 16.2.2002, BGBl. I., S. 693; 
vgl. auh Raab, Der persönlihe Anwendungsbereih des Geset-
zes über befritete Arbeitsverträge in der Wissenshat (Wiss-
ZeitVG), WR-Beihet 23, 2015, S. 32.

61  Vgl. hierzu auh Raab, Der persönlihe Anwendungsbereih 
des Gesetzes über befritete Arbeitsverträge in der Wissenshat 
(WissZeitVG), WR-Beihet 23, 2015, S. 32.

62  Raab, Der persönlihe Anwendungsbereih des Gesetzes über 
befritete Arbeitsverträge in der Wissenshat (WissZeitVG), 
WR-Beihet 23, 2015, S. 38.

63  Vgl. etwa § 52 Abs. 2 S. 1 LHG BW; Art. 22 Abs. 1 S. 1 BayHSh-

PG; § 49 Abs. 2 S. 2 BbgHG; § 23 Abs. 4 S. 1 1. HS BremHG; § 
28 Abs. 1 S. 4, 5 HmbHG; § 66 Abs. 2 S. 1 LHG MV; § 41 Abs. 4 
HSG NHSG; § 44 Abs. 5 HSG NRW; § 56 Abs. 4 S. 1 HSG RP; § 
71 Abs. 2 S. 2 SähsHSG; § 42 Abs. 2 S. 1 HSG SA; § 84 Abs. 3 S. 2 
hürHSG.

64  Vgl. etwa § 52 Abs. 2 S. 1 LHG BW; Art. 22 Abs. 1 S. 2 BayHSh-
PG; § 110 Abs. 4 S. 3 BerlHG; § 23 Abs. 4 S. 1 2. HS BremHG; § 
28 Abs. 1 S. 4 2. HS HmbHG; § 65 Abs. 1 S. 4 HessHG; § 66 Abs. 
2 S. 2 LHG MV; § 41 Abs. 4 HSG NHSG; § 44 Abs. 3 S. 2 HSG 
NRW; § 56 Abs. 4 S. 2 HSG RP; § 37 Abs. 3 S. 4 UG Saarland; § 
71 Abs. 2 S. 3 SähsHSG; § 42 Abs. 2 S. 2 HSG SA; § 84 Abs. 3 S. 3 
hürHSG.

65  § 65 Abs. 1 S. 4 HessHG; § 66 Abs. 2 S. 2 LHG MV; § 42 Abs. 2 S. 
2 HSG SA; § 44 Abs. 3 S. 2 HSG NRW.

66  So auh Leuze, WissR 2011, S. 280, 291.
67  Vgl. etwa § 52 Abs. 4 S. 2 LHG BW; ähnlih § 49 Abs. 2 S. 2 

BbgHG; § 28 Abs. 2 S. 3 HmbHG; § 65 Abs. 2 S. 3, 4 HessHG; § 
73 Abs. 5 S. 2 UG Saarland; § 72 Abs. 1 SähsHSG.

und Betreuung des Hochschullehrers erbringen, dem sie 

zugeordnet sind.58 Die in den Hochschulgesetzen der 

Länder enthaltene Formulierung lässt sich historisch 

begründen. Im Rahmen des 5. HRGÄndG wurde die bis 

dahin in § 53 Abs. 1 S. 2 HRG explizit normierte Wei-

sungsbefugnis des Hochschullehrers59 durch die in § 53 

Abs. 1 S. 3 HRG a.F. vorzuindende Formulierung „soweit 

wissenschatliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern zugeord-

net sind, erbringen sie ihre wissenschatlichen Dienst-

leistungen unter deren fachlicher Verantwortung und 

Betreuung“ ersetzt.60 Die Gesetzgeber einiger Länder 

haben darauhin die Formulierung in die Hochschulge-

setze übernommen.61 Mag die Formulierung „unter der 

fachlichen Verantwortung und Betreuung“ begrilich 

weich ausgestaltet sein, ändert dies jedoch nichts an der 

grundsätzlichen Weisungsgebundenheit der Wissen-

schatlichen Mitarbeiter in fachlicher Hinsicht.

2. Abstufung der Reichweite des Weisungsrecht bei 

Qualiikationsstellen

Die Landeshochschulgesetze eröfnen jedoch die Mög-

lichkeit, vom Grundsatz fachlicher Weisungsgebunden-

heit abzuweichen und den Wissenschatlichen Mitarbei-

tern Freiräume zur eigenständigen Forschung während 

der Dienstzeit einzuräumen. Insofern hängt auch im 

Hochschulbereich, ähnlich wie in der Privatwirtschat 

und außeruniversitären Forschung, die weisungsfreie 

Forschungstätigkeit von der vertraglichen Ausgestaltung 

bzw. der vertraglich eingeräumten Stellung des jeweili-

gen Dienstverhältnisses ab.

Die Weisungsfreiheit in Forschungsangelegenheiten 

ist hierbei grundsätzlich von der jeweiligen Qualität der 

Stelle des Wissenschatlichen Mitarbeiters abhängig.62 

Ist diese als Qualiikationsstelle ausgestaltet, kann er in 

den Genuss weisungsunabhängiger Forschungstätigkeit 

kommen. Dann besteht die Möglichkeit, im Rahmen der 

eigentlichen Diensttätigkeit Forschung zu betreiben. Die 

Dienstzeit hat dann nicht mehr nur die o.g. weisungsge-

bundene wissenschatliche Dienstleistung sowie sonstige 

Aufgaben in Forschung und Lehre zum Gegenstand. Es 

kann zusätzlich hierzu in der Dienstzeit Forschung be-

trieben werden, ohne hierbei von fachlichen Weisungen 

abhängig zu sein. Der fachliche Rahmen wiederum, in 

welchem die selbstständige Forschungsstätigkeit zu er-

folgen hat, wird hierbei durch die fachliche Qualiikation 

des Hochschullehrers gezogen, welchem der Wissen-

schatliche Mitarbeiter zugeordnet ist.

Die weisungsunabhängige Forschungsmöglichkeit ist 

nach der Ausgestaltung der Stelle bzw. dem jeweiligen 

Qualiikationsziel des Wissenschatlichen Mitarbeiters 

abgestut. So sehen einige Landeshochschulgesetze ne-

ben der Übertragung der wissenschatlichen Dienstleis-

tungen die Möglichkeit der Übertragung von Aufgaben 

vor, die der Vorbereitung einer Promotion oder der Er-

bringung zusätzlicher wissenschatlicher Leistungen för-

derlich sind.63 Hierbei soll den Wissenschatlichen Mit-

arbeitern im Rahmen ihrer Dienstaufgaben ausreichend 

Gelegenheit zu eigener wissenschatlicher Arbeit gege-

ben werden.64 Die von den Landeshochschulgesetzen 

otmals als „Soll-Vorschriten“ ausgestalteten Regelun-

gen,65 sind hierbei jedoch als „Muss-Vorschriten“ zu 

verstehen.66 Dieser Schluss lässt sich im Zusammenhang 

mit der Ausgestaltung hochschulgesetzlicher Regelun-

gen zu Qualiikationsstelle Wissenschatlicher Mitarbei-

ter mit qualiizierter Promotion begründen. So sehen ei-

nige Landeshochschulgesetze vor, dass Wissenschatli-

chen Mitarbeitern mit qualiizierter Promotion ausrei-

chend Zeit zur eigenständigen Forschung einzuräumen 

„ist“.67 Es erschließt sich jedoch nicht, warum ein Wis-

senschatlicher Mitarbeiter mit qualiizierter Promotion 

eine andere weisungsrechtliche Stellung im Hinblick auf 
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68  Ähnlih auh Leuze, WissR 2011, S. 280, 291; so § 110 Abs. 4 S. 
3 BerlHG auh für Wissenshatlihe Mitarbeiter, die niht auf 
Qualiikationstellen beshätigt werden: „Anderen wissenshat-
lihen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen it nah Maßgabe ihres 
Dientverhältnisses ausreihend Zeit zu eigener wissenshatli-
her Arbeit zu geben“.

69  Vgl. Maunz/Dürig/Sholz, Art. 5 Abs. 3 GG, Rn. 99; Raab, Der 
persönlihe Anwendungsbereih des Gesetzes über befritete Ar-
beitsverträge in der Wissenshat (WissZeitVG), WR-Beihet 23, 
2015, S. 38; so wohl auh das BAG, indem es eine Lehrtätigkeit 
nur dann als wissenshatlihe Betätigung deiniert, „wenn dem 
Lehrenden die Möglihkeit zur eigentändigen Forshung und 
Relexion verbleibt“, BAG, Urteil vom 1.6.2011, 7 AZR 827/09.

70  So zu Reht Raab, Der persönlihe Anwendungsbereih des 
Gesetzes über befritete Arbeitsverträge in der Wissenshat 
(WissZeitVG), WR-Beihet 23, 2015, S. 38.

71  § 110 Abs. 4 S. 1 BerlHG; § 71 Abs. 2 S. 3; § 72 Abs. 1 S. 2 
SähsHG; § 84 Abs. 3 S. 3.

72  § 49 Abs. 2 S. 2 BbgHG; § 28 Abs. 1 S. 4 HmbHG; § 65 Abs. 2 S. 4 
HessHG.

73  Deklaratorish, da die Geltung von Grundrehten niht von der 
einfahgesetzlihen Normierung abhängt, vgl. Clemens/Sheu-
ring/Steingen/Wiese, TV-L, Loseblatt, 2016, § 40 Rn. 22.

74  Beipiel nah Löwish, Wissenshatsmanagement 1996, S. 326 f.
75  Allgemein zur Billigkeitskontrolle der Weisungsrehtsausübung 

siehe Kolbe, in Dornbush/Fishermeier/Löwish(Hrsg.), AR, 7. 
Aul. 2015, § 106 GewO, Rn. 50.

76  Sieweke/Koh, NordÖR 2009, S. 485, 487.
77  Vgl. etwa § 110 Abs. 4 BerlHG, der Wissenshatlihen Mitar-

beitern auf Qualiikationstellen it mindetens ein Drittel ihrer 
Arbeitszeit für selbttändige Forshung, zur eigenen Weiter-
bildung oder Promotion zur Verfügung zu tellen. Anderen 
wissenshatlihen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen it nah 
Maßgabe ihres Dientverhältnisses ausreihend Zeit zu eigener 
wissenshatliher Arbeit zu geben.

seine Forschungsstätigkeit eingeräumt werden soll, als 

einem Wissenschatlichen Mitarbeiter, welcher sich in 

Vorbereitung seiner Promotion beindet („soll“).68 Die 

wissenschatliche Betätigung an sich bedingt bereits die 

Eigenständigkeit und Weisungsfreiheit des Wissen-

schatlichen Mitarbeiters im Rahmen seiner For-

schung.69 Dies muss bei allen Qualiikationsstellen 

zwingend gelten, da die zu erlangende wissenschatliche 

Qualiikation in Form von Promotion oder Habilitation 

ja gerade die Fähigkeit zu eigenständigem wissenschat-

lichen Handeln bestätigen und honorieren soll.70

Fraglich ist in beiden Fällen allerdings, welcher Zeit-

raum weisungsfreier Forschungstätigkeit im Rahmen 

der eigentlichen Arbeitszeit als ausreichend zu erachten 

ist. Die gesetzliche Lage diesbezüglich ist uneinheitlich. 

Nach den Hochschulgesetzen von Berlin, Sachsen und 

hüringen ist mindestens ein Drittel der Arbeitszeit zu 

selbstständigen Forschungszwecken einzuräumen.71 

Brandenburg, Hamburg und Hessen wiederum legen ex-

akt ein Drittel der Arbeitszeit als Untergrenze für wei-

sungsfreie Forschungszwecke fest.72 Bremen hingegen 

lässt lediglich bis zu einem Drittel der Arbeitszeit für die 

eigenständige Forschungstätigkeit Wissenschatlicher 

Mitarbeiter zu. Die übrigen Landeshochschulgesetze le-

gen keine gesetzlichen Normwerte fest. Sie beschränken 

sich lediglich auf die gesetzliche Fixierung des Möglich-

machens weisungsfreier Forschungstätigkeit der Wis-

senschatlichen Mitarbeiter. Dies kann jedoch nicht zur 

vollständigen Verwässerung der gesetzlich einzuräu-

menden unabhängigen Forscherstellung führen.

Auch ohne normierte zeitliche Vorgabe weisungsfrei-

er Forschungstätigkeit ist der jeweilige Dienstherr ange-

halten, ein Mindestmaß weisungsfreier Arbeitszeit im 

gesetzlichen Sinne zu gewährleisten. Dies wird zuletzt 

auch durch die deklaratorische Vorschrit des durch § 40 

Nr. 2 Zif. 3 TV-L; § 3 TV-L angefügten Abs. 8 deutlich.73 

Hiernach muss der Arbeitgeber bei der Wahrnehmung 

des Direktionsrechts das Grundrecht der Wissenschats-

freiheit berücksichtigen.

Die Ausübung des Direktionsrechts hat auch im 

Hochschulwesen stets unter Beachtung billigen Ermes-

sens zu erfolgen. Die Erhöhung von Lehrdeputaten74 

etwa oder des Umfangs sonstiger Dienstaufgaben kann 

nicht bis zur völligen Erschöpfung der eigentlichen Ar-

beitszeit des Wissenschatlichen Mitarbeiters, zumindest 

nicht ohne entsprechenden Ausgleich, betrieben wer-

den. Anderenfalls wäre die Ausübung des Weisungs-

rechts aufgrund Verstoßes gegen die durch Art. 5 Abs. 3 

GG verbriete Forschungsfreiheit des Wissenschatli-

chen Mitarbeiters ermessensfehlerhat.75 Überdies gälte 

dies auch bereits allein aufgrund der Einstellung als Wis-

senschatlicher Mitarbeiter. Die bloße Bezeichnung Wis-

senschatlicher Mitarbeiter verplichtet den Fachvorge-

setzten gesetzlich zur Übertragung wissenschatlicher 

Dienstleistung.76

Ob ein Drittel der Arbeitszeit hierbei als absolute Un-

tergrenze zur eigenständigen Forschung zu gewährleis-

ten ist, mag jedoch bezweifelt werden.77

III. Einzelfragen

Sind nun die grundlegende weisungsrechtliche Integra-

tion der Wissenschatlichen Mitarbeiter in die Hoch-

schulorganisation sowie die gesetzlich bestehenden 

Möglichkeiten weisungsfreier Forschungstätigkeit skiz-

ziert, gilt es nun noch die Reichweite des Art. 5 Abs.3 GG 

in Bezug auf das fachliche Weisungsrecht der dem Wis-

senschatlichen Mitarbeiter vorgesetzten Person im Hin-

blick auf Forschungsziel, Forschungsmethode sowie 

Urheber-, Publikations- und Arbeitnehmererindungs-

recht zu erörtern.
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78  S. o. B. II. 1.
79  BVerfGE 35, 79 = BVerfG, Urteil vom 29. 5. 1973 - 1 BvR 424/71 

und 325/72 = NJW 1973, 1176; Maunz/Dürig/Sholz, Art. 5 Abs. 
3 GG, Rn. 110.

80  BVerfGE 35, 79= BVerfG, Urteil vom 29. 5. 1973 - 1 BvR 424/71 
und 325/72 = NJW 1973, 1176; Maunz/Dürig/Sholz, Art. 5 Abs. 
3 GG, Rn. 110.

81  BVerfGE 35, 79= BVerfG, Urteil vom 29. 5. 1973 - 1 BvR 424/71 
und 325/72 = NJW 1973, 1176.

82  Raab, Der persönlihe Anwendungsbereih des Gesetzes über 
befritete Arbeitsverträge in der Wissenshat (WissZeitVG), 
WR-Beihet 23, 2015, S. 33.

83  S. o. B. II. 2.
84  Leuze, WissR 2011, S. 280, 291.
85  Leuze, WissR 2011, S. 280, 291.
86  Leuze, WissR 2011, S. 280, 291.
87  Vgl. Ahlberg/Götting/Leuze, Bek’sher Online Kommentar 

Urheberreht, 12. Edition, Stand 1. Januar 2015, Urheberreht im 
Bereih der Wissenshat, Rn. 27 f.

88  Vgl. Ahlberg/Götting/Leuze, Bek’sher Online Kommentar 
Urheberreht, 12. Edition, Stand 1. Januar 2015, Urheberreht im 
Bereih der Wissenshat, Rn. 27 f.

1. Forschungsziel

Hinsichtlich des Arbeitsziels ist die Linie zwischen wei-

sungsfreier Tätigkeit einerseits und weisungsrechtlicher 

Eingrifsmöglichkeit durch den Fachvorgesetzten des 

Wissenschatlichen Mitarbeiters andererseits anhand 

der in Frage stehenden Tätigkeit zu ziehen. Erbringt der 

Wissenschatliche Mitarbeiter für den Hochschullehrer 

wissenschatliche Dienstleistungen nach seiner vertrag-

lich geschuldeten Tätigkeit, kann dieser das Arbeitsziel 

aufgrund seiner Stellung als Direktionsrechtsinhaber 

vorgeben. Die obigen Grundsätze zu Wissenschatlichen 

Mitarbeitern an außeruniversitären Einrichtungen kön-

nen hier entsprechend herangezogen werden.78 Ist der 

Wissenschatliche Mitarbeiter jedoch im Rahmen der 

ihm übertragenen eigenständigen Forschung wissen-

schatlich tätig, so schützt Art. 5 Abs. 3 GG eben auch das 

jeweilige Arbeits- bzw. Forschungsziel.79

2. Forschungsmethode

Selbiges gilt hinsichtlich der Forschungsmethodik. Art. 5 

Abs. 3 GG schiebt dem Vorgesetzten des Wissenschatli-

chen Mitarbeiters in weisungsrechtlicher Hinsicht auch 

einen Riegel bei der Vorgabe der Forschungsmethodik 

vor, sofern der Wissenschatliche Mitarbeiter außerhalb 

seiner dienstrechtlichen „Gehilfenstellung“ eigenständig 

tätig wird.80 Das BVerfG stellt in seinem Hochschulurteil 

explizit fest, dass „die Freiheit der Forschung insbeson-

dere die Fragestellung und die Grundsätze der Metho-

dik“ umfasst.81 Weisungsrechtliche Befugnisse können 

somit nur in dem dienstvertraglichen Teil ausgeübt wer-

den, welcher außerhalb der eigenständigen Forschung 

des Wissenschatlichen Mitarbeiters liegt. Den wissen-

schatlichen Mitarbeiter können und sollen in der 

Umsetzung ihrer fachlichen Dienstaufgaben, abhängig 

nach ihrer jeweiligen Qualiikation, zwar weitgehend 

Freiheiten eingeräumt werden. Das fachliche Letztent-

scheidungsrecht obliegt jedoch dem Hochschullehrer, 

dem der wissenschatliche Mitarbeiter zugeteilt ist.82 

Insofern kann diesbezüglich auf die oben ausgeführten 

Grundsätze zur Weisungsbefugnis hinsichtlich der 

Arbeitsmethode bei Wissenschatlichen Mitarbeitern in 

außeruniversitären Einrichtungen verwiesen werden.83

3. Urheber-, Publikations- und Arbeitnehmererin-

dungsrecht

Die Frage der Reichweite von Art. 5 Abs. 3 GG stellt sich 

auch im Rahmen des Urheber- und Publikationsrechts 

des Wissenschatlichen Mitarbeiters.

Sind die seitens des Wissenschatlichen Mitarbeiters 

angefertigten wissenschatlichen Arbeiten in Eigenregie 

entstanden, kommt ihm zwingend die urheberrechtliche 

Stellung an dem jeweiligen Werk i.S.d. § 7 UrhG zu.84 

Insbesondere gilt dies für Dissertationen und Habilitati-

onen. Hier gilt der oben genannte Grundsatz, dass diese 

beiden Arten der wissenschatlichen Betätigung gerade 

die Fähigkeit zu eigenständigem wissenschatlichen Tä-

tigsein ausweisen sollen. Doktorand und Habilitand sind 

alleinige Urheber ihrer Werke.85 Die Beteiligung des 

Doktorvaters im Rahmen von Anregung Korrektur oder 

Kritik führt räumt diesem keine urheberrechtliche Stel-

lung ein.86

Im Übrigen ist jedoch insgesamt die inhaltliche Be-

wertung des Handelns des Wissenschatlichen Mitarbei-

ters entscheidend. Hierbei ist die reine Gehilfentätigkeit 

im Rahmen der vertraglich geschuldeten Erbringung 

wissenschatlicher Dienstleistungen von der eigenstän-

digen Forschungstätigkeit des Wissenschatlichen Mit-

arbeiters streng abzugrenzen.87 Nur im Rahmen der Ge-

hilfentätigkeit kann eine urheberrechtliche Stellung des 

Hochschullehrers und die damit verbundenen Berechti-

gungen in Frage kommen.

Etwas anderes kann jedoch gelten, wenn der Wissen-

schatliche Mitarbeiter im Rahmen der Erbringung sei-

ner eigenständigen Forschung unveröfentlichte For-

schungssubjekte und die fachliche Bewertung seines 

Hochschullehrers, etwa im Rahmen der Anfertigung ei-

ner Dissertation, verarbeitet. Es kommt dann eine soge-

nannte Miturheberschat von Wissenschatlichem Mit-

arbeiter und Hochschullehrer i.S.d. § 8 Abs. 1 UrhG in 

Betracht.88 Der Hochschullehrer hat dann die Möglich-

keit, seine Einwilligung zur Veröfentlichung, Verwer-
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89  Maunz/Dürig/Sholz, Art. 5 Abs. 3 GG, Rn. 95 f. mwN.
90  Maunz/Dürig/Sholz, Art. 5 Abs. 3 GG, Rn. 96 mwN.
91  Maunz/Dürig/Sholz, Art. 5 Abs. 3 GG, Rn. 83, 84.
92  BVerfGE 35, 79 = BVerfG, Urteil vom 29. 5. 1973 - 1 BvR 424/71 

und 325/72 = NJW 1973, 1176.

93  Allgemein hierzu siehe Kraßer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), 
Hohshulreht, 2. Aul. 2011, Kap. XIV, Rn. 54 f.

94  Shwab, Arbeitnehmererindungsgesetz, 2. Aul. 2014, § 42, Rn. 6.
95  Kraßer, in: Hartmer/Detmer (Hrsg.), Hohshulreht, 2. Aul. 

2011, Kap. XIV, Rn. 63.

tung oder Änderung unter dem Vorbehalt der treuwidri-

gen Ausübung verweigern, vgl. § 8 Abs. 2 UrhG.

Auf verfassungsrechtlicher Ebene treten die For-

schungsfreiheit des Hochschullehrers und die For-

schungsfreiheit des Wissenschatlichen Mitarbeiters in 

Konlikt zueinander. Dieser ist grundsätzlich im Rah-

men praktischer Konkordanz zugunsten des Hochschul-

lehrers aufzulösen, der die wissenschatlichen Erkennt-

nisse, welche durch den Wissenschatlichen Mitarbeiter 

verwendet wurden, produziert hat. Dies gilt jedoch 

nicht, wenn der Hochschullehrer die Einwilligung zur 

Veröfentlichung, Verwertung oder Änderung seiner ei-

genen Forschungsmaterialien vom Gesamtergebnis der 

wissenschatlichen Arbeit des Wissenschatlichen Mitar-

beiters abhängig macht. Das Forschungsvorhaben des 

Wissenschatlichen Mitarbeiters stünde so unter dem 

Damoklesschwert der abschließenden Bewertung und 

Billigung seines Fachvorgesetzten. Dies führte nicht nur 

zur Treuwidrigkeit der Einwilligung i.S.d. § 8 Abs. 2 

UrhG, sondern verstieße auch gegen die Forschungsfrei-

heit, des an dem gemeinsamen Projekt beteiligten Wis-

senschatlichen Mitarbeiters. Die Wissenschatsfreiheit 

des Art. 5 Abs. 3 GG ist ergebnisofen ausgestaltet und 

duldet keinen wissenschatlichen „Monismus“.89 For-

schung muss weltanschaulich, ideologisch und politisch 

„neutral“ oder „wertfrei“ sein.90

Eine weisungsrechtliche Beschränkung der Verwen-

dung der zutage beförderten wissenschatlichen Er-

kenntnisse durch den Fachvorgesetzten, etwa in Form 

eines Publikationsverbots, schiebt Art. 5 Abs. 3 GG erst 

recht bei eigenständiger Forschung des Wissenschatli-

chen Mitarbeiters einen Riegel vor.91 Insofern kann wie-

derum auf die Ausführungen des BVerfG verwiesen wer-

den, welches von der Forschungsfreiheit auch die Ver-

breitung des Forschungsergebnisses erfasst sieht.92

Dieser Kerngedanke der Forschungsfreiheit spiegelt 

sich auch im Rahmen von Arbeitnehmererindungen 

wieder.93 Nach der für an einer Hochschule Beschätig-

ten geltenden Spezialvorschrit des § 42 ArbnErfG steht 

des dem Erinder „aufgrund seiner Lehr- und For-

schungsfreiheit“ frei, seine Diensterindung zu ofenba-

ren oder nicht. In den Genuss des § 42 ArbnErfG kön-

nen jedoch nur Personen kommen, die in einem Dienst- 

oder Beamtenverhältnis stehen.94 Studenten, Diploman-

den, Doktoranden, Honorarprofessoren, Privatdozenten 

und Lehrbeautragte, die nicht als Arbeitnehmer oder 

Beamte für die Hochschule tätig werden, sind von § 42 

ArbnErfG nicht erfasst.95 Dies ergibt sich auch bereits 

aus der Begrilichkeit Arbeitnehmererindungsgesetz.

IV. Ergebnis

Die Wissenschatlichen Mitarbeiter sind weisungsrecht-

lich in die Hochschulorganisation integriert. Das dienst-

rechtliche Weisungsrecht obliegt dem Präsidium der 

Hochschule bzw. dem Rektorat. Auf fachlicher Ebene 

obliegt das Weisungsrecht dem Fachvorgesetzten Hoch-

schullehrer. Sofern Wissenschatliche Mitarbeiter einer 

Fakultät zugewiesen sind, ist der jeweilige Dekan wei-

sungsberechtigt. Grundsätzlich ist im Rahmen des 

Dienstverhältnisses Wissenschatlicher Mitarbeiter kein 

Raum zur eigenständigen weisungsfreien Forschung. 

Etwas anderes gilt jedoch im Rahmen von Qualiikati-

onsstellen. Werden Wissenschatliche Mitarbeiter auf 

diesen beschätigt, ist ihnen ausreichend Raum zur 

eigenständigen weisungsfreien Forschungstätigkeit zu 

geben.

Das Grundrecht der Forschungsfreiheit schützt den 

Wissenschatlichen Mitarbeiter im Hochschulwesen vor 

weisungsrechtlichen Eingrifen hinsichtlich des For-

schungsziels, der Forschungsmethode sowie hinsichtlich 

der Publikation des Forschungsergebnisses. Der

Wissenschatliche Mitarbeiter ist als Urheber der in 

Dienstzeit produzierten Forschungsergebnisse. Eine 

Miturheberschat des Fachvorgesetzten kann bei Verar-

beitung dessen Forschungsergebnissen durch den Wis-

senschatlichen Mitarbeiter in Betracht kommen. Ledig-

lich dann kann der Fachvorgesetzte seine Einwilligung 

zur Veröfentlichung unter dem Vorbehalt treuwidriger 

Ausübung verweigern. In weisungsrechtlicher Hinsicht 

ist ein solches Vorgehen vor dem Hintergrund des 

Art. 5 Abs. 3 GG nicht möglich.

D. Gesamtergebnis

Sowohl im Hochschulbereich als auch bei außeruniver-

sitärer Forschung spielt Art. 5 Abs. 3 GG im Hinblick auf 

die weisungsrechtliche Stellung Wissenschatlicher Mit-

arbeiter eine bedeutende Rolle. Der Einluss des Grund-

rechts der Forschungsfreiheit hängt jedoch von der ver-
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traglichen Ausgestaltung bzw. dienstrechtlichen Stellung 

des Wissenschatlichen Mitarbeiters ab. Ist diesem im 

Rahmen seiner vertraglich geschuldeten Tätigkeit eigen-

ständige Forschung übertragen, ist eine direktionsrecht-

liche Einlussnahme durch den Arbeitgeber nicht mög-

lich. Weisungen können nur in den arbeitsvertraglichen 

Sphären erfolgen, die nicht die eigenständige For-

schungstätigkeit berühren.

Die Autoren sind Wissenschaftliche MItarbeiter der 

Forschungsstelle für Hochschulrecht und Hochschul-

arbeitsrecht.



Die Dissertation „Entstehung und Entwicklung des 

Hochschulbefristungsrechts“ wurde unter Betreuung 

von Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Manfred Löwisch an der 

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg erstellt. Sie 

erscheint als Band 19 der Reihe „Wissenschatspolitik 

und Wissenschatsrecht“ des Deutschen Hochschulver-

bandes.

I. Einführung in das hema

Mit Gesetz vom 11.03.2016 wurde das Wissenschatszeit-

vertragsgesetzes (WissZeitVG) novelliert. Ziel der 

Reform ist es vor allem die große Zahl der befristeten 

Arbeitsverhältnisse an Wissenschatseinrichtungen, dar-

unter viele mit einer Laufzeit von unter einem Jahr, zu 

begrenzen.1 Besonders betrofen von den Befristungsre-

gelungen sind wissenschatliche Mitarbeiter, von denen 

2012 an den Hochschulen 84% befristet beschätigt 

waren.2 Prägend für die Befristungsregelungen im Wis-

senschatsbereich ist das Spannungsfeld zwischen den 

Bestandsschutzinteressen der im Wissenschatsbereich 

Tätigen, die sich auf das Sozialstaatsprinzip berufen kön-

nen, und den Freiheits- und Flexibilitätswünschen der 

Wissenschatseinrichtungen. Hierbei einen angemesse-

nen Ausgleich zu inden ist die Anforderung an alle 

gesetzgeberischen Aktivitäten.

Die Entwicklung hin zur Massenuniversität, die Zu-

nahme an drittmittelinanzierten Projekten, kurzfristige 

Finanzierungszusagen und damit die Schwierigkeit der 

Wissenschatseinrichtungen, langfristige Personalpla-

nung zu betreiben, stellen an das Befristungsrecht im 

Wissenschatsbereich immer neue Anforderungen. Zu-

sätzlich ist zu bedenken, dass die Wissenschatseinrich-

tungen als Arbeitgeber global im Wettbewerb insbeson-

dere mit der Wirtschat um die besten Köpfe stehen. In 

anderen Branchen erhalten Jungakademiker otmals in 

überschaubarem Zeitraum eine Dauerstelle. So waren 

2011 im verarbeitenden Gewerbe beispielsweise nur 7,1% 

der 30- bis 34-Jährigen befristet beschätigt.3 In einem 

Land wie Deutschland, das auf Fortschritt und Innovati-

on angewiesen ist, um sich im internationalen Vergleich 

bewähren zu können, unterstreicht das die Wichtigkeit 

von angemessenen Befristungsregelungen im 

Wissenschatsbereich.

II. Motivation und Fragestellung

Ziel der Dissertation ist es einerseits, erstmalig in kon-

zentrierter Form einen Gesamtüberblick über die Ent-

stehungs- und Entwicklungsgeschichte des Hochschul-

befristungsrechts zu geben. Andererseits werden aus der 

Historie Erkenntnisse für das Verständnis der Hoch-

schulbefristungsregelungen sowie für Verbesserungs-

vorschläge gewonnen. Daneben wird der Ursprung der 

Regelungen untersucht. Welchen Einlüssen unterlag die 

Gesetzgebung im Hochschulbefristungsrecht und wie 

sind diese zu bewerten? Aufgrund der Aktualität der 

Diskussion um Hochschulbefristungsregelungen wer-

den zusätzlich, losgelöst von der historischen Perspekti-

ve, neue Anregungen für mögliche Verbesserungen 

gegeben.

III. Entwicklungslinien des Hochschulbefristungs-

rechts

Die Entwicklung nach der Entstehung des Hochschulbe-

fristungsrechts (1.) unterteilt sich in bisher drei wesentli-

che Schritte: die Umstellung des Befristungssystems mit 

dem 5. HRGÄndG beziehungsweise der Reparaturnovel-

le (2.), die Verlagerung der Hochschulbefristungsrege-

lungen in das WissZeitVG (3.) sowie die aktuelle Novel-

lierung des WissZeitVG (4.)

1. Entstehung des Hochschulbefristungsrechts

a) Gründe für die Entwicklung wissenschatsspezii-

scher Befristungsregelungen

Durch die Änderung der Personalstruktur mit Einfüh-

rung des Hochschulrahmengesetzes 1976 gewann das 

Arbeitsrecht eine größere Bedeutung im Hochschulbe-

reich. Das Arbeitsrecht bot Möglichkeiten, befristete 

Arbeitsverträge abzuschließen. Hierbei war jedoch 

Markus Meißner

Entstehung und Entwicklung des 

Hochschulbefristungsrechts 
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immer ein sachlicher Grund vonnöten, zu dem es eine 

weitgehende Einzelfallrechtsprechung gab. Bei dieser 

wurde die Tendenz beobachtet, dass die Arbeitsgerichte 

zunehmend die sachlichen Begründungen der Hoch-

schulen nicht anerkannten. Im Umfeld eines angespann-

ten Arbeitsmarktes führte dies zu einer Vielzahl von 

erfolgreichen Entfristungsklagen.

Um die von Art. 5 Abs. 3 GG geschützte Wissen-

schatsfreiheit zu schützen und sich ihre Innovationsfä-

higkeit zu erhalten, forderten Hochschulvertreter Lö-

sungsmöglichkeiten, mit denen rechtssicher befristete 

Arbeitsverhältnisse mit wissenschatlichen Mitarbeitern 

gestaltet werden konnten. Als Lösungsmöglichkeiten 

wurden landesrechtliche, tarifrechtliche oder bundes-

rechtliche Regelungen vorgeschlagen. Den Ländern fehl-

te die Kompetenz zum Erlass rechtssicherer Normen. 

Eine tarifrechtliche Lösung scheiterte am Widerstand 

der Arbeitnehmervertretung. In der Konsequenz führte 

dies zu einer bundesrechtlichen Regelung.

b) Einluss des Wissenschatsrates

Von Politik und Literatur wird dem Wissenschatsrat ein 

entscheidender Einluss auf das Gesetz über befristete 

Arbeitsverträge mit wissenschatlichem Personal an 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen vom 

14.06.1985 (Zeitvertragsgesetz) zugesprochen. Die Arbeit 

klärt, welche Rolle der Wissenschatsrat bei der Entste-

hungsgeschichte tatsächlich innehatte. Hierzu wurde 

sich mit der Entscheidungsindung innerhalb des Wis-

senschatsrates auseinandergesetzt. Dabei konnte her-

ausgefunden werden, dass Anstoß für eine Beschäti-

gung mit Befristungsregelungen im Wissenschatsbe-

reich Arbeitgeber und Professoren waren, die unmittelbar 

von den Missständen betrofen waren. Diese übten über 

ihre Gremien und Interessenvertretungen Druck aus, 

um Arbeitnehmer, Länder und Bund von geeigneten 

Maßnahmen zu überzeugen. Der Wissenschatsrat lie-

ferte in diesem Prozess mit der Schrit „Zur Problematik 

befristeter Arbeitsverhältnisse mit wissenschatlichen Mit-

arbeitern” eine umfassende wissenschatliche Ausarbei-

tung, die Handlungsmöglichkeiten aufzeigte. Dabei war 

ein besserer Umgang mit der damals bestehenden 

Rechtslage eine wesentliche Empfehlung des Wissen-

schatsrates. Das Zeitvertragsgesetz entstand also nicht 

auf Initiative des Wissenschatsrates und war auch nicht 

unbedingte Forderung des Wissenschatsrates. Ein Ver-

gleich der Begründung des Gesetzes mit der Schrit des 

Wissenschatsrates zeigt aber, dass immer wieder über 

längere Passagen Bezug auf den Wissenschatsrat genom-

men wurde. Den Stimmen, die in der Schrit „Zur Prob-

lematik befristeter Arbeitsverhältnisse mit wissenschatli-

chen Mitarbeitern” das wichtigste Dokument für die Ent-

stehung des Zeitvertragsgesetzes sehen,4 oder der 

Ansicht sind, die Bundesregierung habe mit dem Zeit-

vertragsgesetz im Wesentlichen an die Stellungnahme 

angeknüpt,5 kann zugestimmt werden.

c) Behandlung der Frage der Verfassungsmäßigkeit im 

Gesetzgebungsverfahren

Die Entstehungsgeschichte des Zeitvertragsgesetzes 

wurde kontrovers diskutiert. In Frage stand die Verfas-

sungsmäßigkeit des Gesetzes. Insbesondere ein Verstoß 

gegen die Tarifautonomie wurde dem Gesetz vorgewor-

fen. Nachdem eine tariliche Einigung nicht zu erreichen 

gewesen sei, habe sich die Bundesrepublik Deutschland 

von der Rolle des Tarifpartners in die des Gesetzgebers 

begeben, um einseitig ihre Interessen durchzusetzen.6 

Nachdem eine Nichteinigung der Tarifparteien auf 

Regelungen zur Befristung im Hochschulbereich abseh-

bar war, lag innerhalb kurzer Zeit ein Entwurf zum Zeit-

vertragsgesetz vor. Dies zeigt, dass der Schritt zu einer 

gesetzlichen Regelung bereits vorbereitet war. Dafür 

spricht auch der Druck, den politische Akteure beispiels-

weise im Wissenschatsrat aubauten. In diesem Zusam-

menhang stellt sich tatsächlich die Frage nach einem 

verantwortungsvollen Umgang der Regierungskoalition 

mit der Tarifautonomie. Im Gesetzgebungsprozess wur-

den die Fragen nach der Gesetzgebungskompetenz des 

Bundes und einem Verstoß gegen die Tarifautonomie in 

Diskussionen, Anhörungen und Gutachten aber behan-

delt. Namhate Sachverständige bescheinigten dem Ge-

setzentwurf seine Verfassungsmäßigkeit, die letztlich 

auch vom BVerfG anerkannt wurde. Die Regelungen 

selbst führten zudem teilweise zu Verbesserungen für 

die Arbeitnehmer. Auch bei unterschiedlichen Befris-

tungsgründen war die Höchstgrenze von fünf Jahren 

einzuhalten. Zudem sollte der erstmalige Abschluss ei-

nes befristeten Arbeitsvertrages nicht später als vier Jah-

re nach Studienabschluss erfolgen. Vorwürfe wie die von 

Nagel, welcher den Werdegang des Zeitvertragsgesetzes 

als „politischen Skandal” bezeichnete,7 sind vor diesem 

Hintergrund als fehlerhat zu bewerten.
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d) Verfassungsrecht als maßgebendes Prinzip

Die Kritik am Zeitvertragsgesetz betraf auch die man-

gelnde empirische Begründung einer Steigerung der 

Innovationsfähigkeit durch befristete Arbeitsverhältnis-

se. Diese Kritik betrit letztlich den Kern der Rechtferti-

gung der Hochschulbefristungsregelungen. Es wird 

gezeigt, dass die Anforderungen der Wissenschatsfrei-

heit und damit Verfassungsrecht der Maßstab für eigene 

Hochschulbefristungsregelungen sein muss. Zwei 

Aspekte garantieren ein Mindestmaß an Flexibilität für 

die Wissenschatseinrichtungen als Träger der Wissen-

schatsfreiheit: Der ständige Fluss der Erkenntnis erfor-

dert Reaktionen auch auf arbeitsrechtlicher Ebene, um 

wie im Bereich des Rundfunkprogramms inhaltlich 

unterschiedlichen Anforderungen durch spezialisiertes 

Personal begegnen zu können. Zudem muss die Mög-

lichkeit, sich an den Wissenschatseinrichtungen zu qua-

liizieren, den stetig nachrückenden Generationen von 

Nachwuchswissenschatlern immer ofen stehen.

e) Regelungen des Zeitvertragsgesetzes

Die Regelungen des Zeitvertragsgesetzes beinhalteten 

die Kombination eines Sachgrunderfordernisses mit 

einer Höchstbefristungsgrenze.

Das BAG stellte die Anforderung eines sachlichen 

Grundes zur Befristung von Arbeitsverhältnissen. Dar-

aus entstand der Wille, speziisch wissenschatsrelevante 

sachliche Gründe zu entwickeln, die rechtssichere und 

lexible Befristungsmöglichkeiten gewährleisten sollten. 

Neben einer Befristung für Qualiizierungszwecke wur-

de unter anderem ein sachlicher Grund bei drittmitteli-

nanzierter Tätigkeit oder bei erstmaliger wissenschatli-

cher Tätigkeit anerkannt.

Im Interesse der Arbeitnehmer wurden Obergrenzen 

sowohl hinsichtlich der Dauer als auch bezüglich der 

Zeitspanne nach dem Abschluss eines Mitarbeiters ein-

geführt. Der erstmalige Abschluss eines befristeten Ar-

beitsvertrages sollte nicht später als vier Jahre nach Stu-

dienabschluss erfolgen. Die Befristungshöchstgrenze lag 

in der Regel bei fünf Jahren. Nicht angerechnet wurden 

dabei Promotionszeiten.

f) Geeignetheit der Regelungen des Zeitvertragsgesetzes

Das Zeitvertragsgesetz sorgte für eine Flexibilisierung 

der Beschätigungsverhältnisse an den Hochschulen. 

Durch eine Verbesserung der Rechtssicherheit lankierte 

es die Expansion der Beschätigtenzahl im Mittelbau. 

Die im Sinne der Arbeitnehmer getrofenen Regelungen 

wurden jedoch durch zahlreiche Anrechnungs- und 

Kombinationsmöglichkeiten konterkariert. Diese 

ermöglichten in der Folge langandauernde Befristungen. 

Als Beispiel kann hier die Möglichkeit dienen, bei einem 

Wechsel der Hochschule Arbeitsverträge mit einer neu 

laufenden Höchstfrist zu schließen.

2. Regelungen des 5. HRGÄndG beziehungsweise der 

Reparaturnovelle

Da die Befristungsregelungen des 5. HRGÄndG auf-

grund des Zusammenhangs mit den Regelungen zur 

Juniorprofessur vom BVerfG für nichtig erklärt wurden,8 

erließ man sie mit der Reparaturnovelle erneut.9 

a) Umstellung des Befristungssystems

Den durch die zahlreichen Anrechungs- und Kombina-

tionsmöglichkeiten hervorgerufenen Missstand grifen 

Dieterich/Preis auf, als sie auf Grundlage der Vorgaben 

des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

Änderungen des 5. HRGÄndG erarbeiteten. Sie erkann-

ten die Möglichkeiten des durch die Befristungsrichtli-

nie auf europäischer Ebene neu geschafenen Rechtsrah-

mens. Daraus entstand die Umstellung des bisher sach-

grundorientierten Befristungssystems auf eine reine 

Höchstbefristungsgrenze. Der Gedanke von Dieterich/

Preis war, aufgrund von Qualiikationszwecken sei eine 

Befristung im Wissenschatsbereich regelmäßig für 

jeweils sechs Jahre vor und nach der Promotion gerecht-

fertigt.10 

Die Umstellung des sachgrundorientierten Systems 

auf eine Höchstbefristungsgrenze vereinfachte die Hand-

habung des Gesetzes. Die damit einhergehende Rück-

führung von Anrechnungs- und Kombinationsmöglich-

keiten erhöhte die Transparenz für den wissenschatli-

chen Nachwuchs und verhinderte missbräuchliche 

Kettenbefristungen.

b) Verzicht auf eine eigene Drittmittelregelung

Als problematisch erwies sich der Verzicht auf eine eige-

ne Drittmittelregelung. Die durch das TzBfG und die 

Rechtsprechung eröfneten Befristungsmöglichkeiten 

führten zu Schwierigkeiten in der praktischen Umset-

zung an den Hochschulen. Rechtssichere Befristungs-

möglichkeiten sind aber notwendig, um eine zurückhal-

tende Personalpolitik zu verhindern und potentielle 

Drittmittelgeber nicht abzuschrecken.
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c) Problematische Tariföfnungsklausel

Teil der auf Dieterich/Preis zurückgehenden Reformen 

war eine partielle Tariföfnungsklausel. Bei dieser erge-

ben sich zwei Probleme. Sie ist als arbeitsrechtliche Rege-

lung von der Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

umfasst. Kompetenzrechtlich sind aber die Länder zur 

Formulierung von Fachrichtungen und Forschungsbe-

reichen ermächtigt. Dieser Zwischenschritt müsste erfol-

gen, damit die Tarifparteien rechtssicher Vereinbarun-

gen trefen können. Inhaltlich dürten die Tarifverein-

barungen nach § 1 Abs. 1 S. 3 WissZeitVG von den 

vorgesehenen Fristen abweichen und die Anzahl der 

zulässigen Verlängerungen befristeter Arbeitsverträge 

festlegen. Bei einem Abweichen von den vorgesehenen 

Fristen müssten immer die Anforderungen der Wissen-

schatsfreiheit beachtet werden. Bei Verkürzungen der 

Fristen wären die Tarifparteien zunächst im Unklaren 

über deren Verfassungsmäßigkeit.

Widersprüchlich ist zudem, dass eine Tariföfnung 

immer wieder gefordert wird, aber von der derzeitigen 

Öfnungsmöglichkeit kein Gebrauch gemacht wird. Das 

System aus sachgrundloser Befristung mit Höchstbefris-

tungsgrenze und einer daneben möglichen Sachgrund-

befristung bei Drittmittelinanzierung ist ausgewogen 

und an den Eigenheiten des Wissenschatssystems orien-

tiert. Deshalb ist es erhaltenswert. Eine Streichung der 

rechtlich mangelhat ausgestalteten und praktisch nicht 

verwendeten Tariföfnungsklausel wäre sinnvoll.

3. Verlagerung in das WissZeitVG

a) Neuregelungen des WissZeitVG 2007

Durch die Föderalismusreform I verlor der Bund die 

Gesetzgebungskompetenz für die allgemeinen Grund-

sätze des Hochschulwesens. Da die Befristungsregelun-

gen auf dem Kompetenztitel des Arbeitsrechts beruhen 

und man speziische Normen für erhaltenswert hielt, 

verlagerte man das Hochschulbefristungsrecht in das 

WissZeitVG. Dabei wurden zugleich Forderungen von 

Arbeitgeber- beziehungsweise Arbeitnehmerseite nach 

einem speziellen Drittmitteltatbestand beziehungsweise 

nach einer Verbesserung der Vereinbarkeit von wissen-

schatlicher Karriere und Familie erfüllt. Nach einem 

Hinweis von Hartmer11 wurde der vorgesehene persönli-

che Anwendungsbereich des WissZeitVG umformuliert. 

Der Entwurf der Bundesregierung eröfnete den Anwen-

dungsbereich des WissZeitVG für wissenschatliche 

beziehungsweise künstlerische Mitarbeiter und Hilfs-

kräte. Da die Gestaltung der Personalstruktur mit der 

Föderalismusreform auf die Länder übergangen ist, wur-

de der Begrif des wissenschatlichen Personals bevor-

zugt. Ausgenommen waren dabei die Hochschullehrer. 

Damit vermied man Begrilichkeiten, die „einer zukünf-

tigen Fortentwicklung in den Ländern entgegenstehen 

könnten”.12

Durch die eigene Drittmittelregelung – die auch für 

nichtwissenschatliches Personal galt – wurde die not-

wendige Flexibilität und Rechtssicherheit für Befristun-

gen, die abseits der Höchstbefristungsgrenze erfolgen, 

gewonnen. Seither besteht ein angemessenes Regelungs-

system, das für die Beschätigten transparent ist, dem 

Nachwuchs genügend Qualiizierungszeit zugesteht und 

den Arbeitgebern die notwendige Flexibilität gewährt.

b) Der persönliche Anwendungsbereichs des Wiss-

ZeitVG

Soweit behauptet wird, der Gesetzgeber habe mit Schaf-

fung des WissZeitVG keine Erweiterung des Anwen-

dungsbereichs vorgesehen, ist dies falsch. Entsprechende 

Ausführungen inden sich in der Entwurfsbegründung 

der Bundesregierung, die zeitlich vor der Sachverständi-

genanhörung vom 29.11.2006 erstellt wurde. Erst nach 

der Anhörung kam es aber zu der Veränderung des 

Anwendungsbereichs in § 1 Abs. 1 S. 1 WissZeitVG, der 

seither von wissenschatlichem und künstlerischem Per-

sonal ohne die Hochschullehrer spricht. Richtig ist des-

halb, dass sich der Gesetzgeber vor dem Hintergrund der 

Entscheidung des BVerfG zum 5. HRGÄndG bei der 

Festlegung des Anwendungsbereichs zurückgehalten 

hat, um keine kompetenzrechtlichen Schwierigkeiten zu 

produzieren. Damit hat er Raum für länderrechtliche 

Regelungen eröfnet, die zuständigerweise Personalkate-

gorien formulieren können, die in den Anwendungsbe-

reich des WissZeitVG fallen. Die Festlegung wissen-

schatlichen Personals ist hochschulrechtlicher Natur 

und damit Ländersache. Eine Bestimmung des Anwen-

dungsbereichs in diesem Sinne ist auch zweckmäßig, da 

eine tätigkeitsbezogene Beschreibung zu Abgrenzungs-

schwierigkeiten und in der Konsequenz zu unübersicht-

licher Einzelfallrechtsprechung führt. Rechtsstreitigkei-

ten zum Anwendungsbereich des WissZeitVG werden 

derzeit unnötig ot vor Arbeitsgerichten ausgefochten. 

Eine rechtssichere Gestaltung bei derzeitiger Formulie-

rung des WissZeitVG wäre eine statusbezogene Festle-

gung des wissenschatlichen Personals durch die Länder. 
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13  AR/Löwish, 7. Aul. 2015, § 1 WissZeitVG Rn. 2; Raab, Der per-
sönlihe Anwendungsbereih des WissZeitVG, S. 116 f. und 124.

14  Hippler, Stellungnahme Ausshussdruksahe 18(18)143d, Anlage 
S. 1; Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 40; Preis, Stellungnahme 
Ausshussdruksahe 18(18)143a, S. 4; Tshaut, Stellungnahme 
Ausshussdruksahe 18(18)143b, S. 3.

15  Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 40.
16  Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 41.

17  Preis, Stellungnahme Ausshussdruksahe 18(18)143a, S. 5.
18  BR-Druks 395/15, S. 9.
19  Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 43.
20  Lieb, Zur Befritung von Beshätigungsverhältnissen im Bereih 

der Rundfunkfreiheit, S. 425; Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 
43; Preis, Protokoll Öfentlihe Anhörung zum WissZeitVG am 
29.11.2006, S. 13.

Alternativ kann der Bundesgesetzgeber abschließend 

von seiner Gesetzgebungskompetenz im Arbeitsrecht 

Gebrauch machen und ohne Vorgabe von Personalkate-

gorien den Anwendungsbereich beispielsweise für „wis-

senschatliches, wozu auch lehrendes Personal gehört“ 

eröfnen. Denn unter das wissenschatliche Personal 

sind auch Lehrkräte für besondere Aufgaben und Lek-

toren zu fassen, da eine Unterscheidung zwischen einer 

bloß repetierenden Wiedergabe vorgegebener Inhalte 

und einer Vermittlung von Inhalten, mit denen sich in 

Form einer kritischen Hinterfragung und einer eigenen 

Relexion auseinandergesetzt wurde, praxisfern ist.13

4. Novellierung des WissZeitVG

Es ist zu begrüßen, dass mit der Novellierung des Wiss-

ZeitVG an dem System aus sachgrundloser Befristung 

zur Qualiizierung und eigenem Drittmitteltatbestand 

zum Erhalt der darüber hinausgehenden Flexibilität kei-

ne grundsätzlichen Änderungen vorgenommen wurden. 

Teile der Reform sind aber zu kritisieren.

Die vereinbarte Befristungsdauer soll so bemessen 

werden, dass sie der angestrebten Qualiizierung ange-

messen ist, beziehungsweise dass sie der Dauer der Pro-

jektlaufzeit entspricht (a). Die Möglichkeit auch nicht-

wissenschatliches Personal bei drittmittelinanzierten 

Projekten zu befristen wurde gestrichen (b). Befristete 

Arbeitsverträge mit studentischem Personal sind bis zu 

einer Dauer von sechs Jahren zulässig (c).

a) Befristungsdauer bei Qualiizierung

Die Anforderung eines angemessenen Verhältnisses zwi-

schen der vereinbarten Befristungsdauer und der ange-

strebten Qualiizierung lässt Raum für Unsicherheiten.14 

Aufgrund des unspeziischen Regelungsgehalts ist die 

Formulierung zudem nicht geeignet, die als Missstände 

empfundenen kurzen Befristungen zu verhindern.15 Die 

von den Wissenschatseinrichtungen selbst entwickelten 

Richtlinien, auf die der Gesetzgeber hinweist, haben das 

Problem der zahlreichen kurzen Befristungen bisher 

nicht in den Grif bekommen. Dies führt in der Konse-

quenz zu einer Auslegung durch die Rechtsprechung. 

Diese hat in der Vergangenheit nicht immer auf die spe-

ziischen Anforderungen der Hochschulen Rücksicht 

genommen.

Die vor der Novelle des WissZeitVG geltenden Rege-

lungen gewährten den Wissenschatseinrichtungen Fle-

xibilität und Rechtssicherheit.16 Wird aber das Ziel aus-

gegeben, gegen die vielen Befristungsverträge im Wis-

senschatsbereich mit kurzer Laufzeit auch arbeitsrecht-

lich vorgehen zu wollen, ist die getrofene Regelung 

mangelhat. Vorzugswürdig erscheint eine Mindestver-

tragslaufzeit von 24 Monaten, wobei Ausnahmemöglich-

keiten nach unten zur Erhaltung der Flexibilität der Wis-

senschatseinrichtungen vorzusehen wären. Eine lexib-

lere Alternative wäre der Vorschlag von Preis, eine maxi-

mal zulässige Anzahl an Verlängerungen zu 

bestimmen.17 

b) Behandlung des nichtwissenschatlichen Personals

Für das nichtwissenschatliche Personal gilt die Recht-

fertigung für ein Sonderbefristungsrecht nicht in glei-

cher Weise wie für das wissenschatliche Personal.18 Ein 

stetiger Zuluss neuer Ideen und die Notwendigkeit einer 

ständigen Fluktuation zur Förderung des Nachwuchses 

sind beim nichtwissenschatlichen Personal nicht erfor-

derlich.19 Die Herausnahme des nichtwissenschatlichen 

Personals aus dem Anwendungsbereich des WissZeitVG 

erscheint vor diesem Hintergrund zunächst nachvoll-

ziehbar. Zu bedenken ist allerdings, dass das nichtwis-

senschatliche Personal weiterhin nach dem TzBfG 

befristet werden kann. Daraus ergibt sich kein struktu-

reller Unterschied. Die Hochschulverwaltungen sind in 

der Vergangenheit mit den Anforderungen des TzBfG 

nicht ausreichend zurechtgekommen.20 Aus praktischen 

Erwägungen und der historischen Perspektive ist daher 

für eine Wiederaufnahme des nichtwissenschatlichen 

Personals in den Anwendungsbereich des WissZeitVG 

zu werben.

c) Befristungsdauer bei studentischen Beschätigten

Die Höchstbefristungsdauer für studentisches Personal 

sollte ursprünglich nur vier Jahre betragen, wurde aber 



O R D N U N G  D E R  W I S S E N S C H A F T  3  ( 2 0 1 6 ) ,  1 8 1 – 1 8 61 8 6

21  DGB, Stellungnahme Ausshussdruksahe 18(18)143f, S. 5; 
Goldmann, Stellungnahme Ausshussdruksahe 18(18)143c, 
S. 9; Keller, Stellungnahme Ausshussdruksahe 18(18)143e, S. 
20; Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 35; ver.di, Stellungnahme 

Ausshussdruksahe 18(18)143g, S. 6.
22  BT-Druks 18/7038, S. 5.
23  Mandler/Meißner, OdW 2016, S. 35 f.

aufgrund breiter Kritik21 auf sechs Jahre angehoben.22 

Damit bleibt die Befristungsdauer immer noch erkenn-

bar hinter den Regelstudienzeiten und den tatsächlichen 

Studienzeiten zurück. Die Möglichkeit, während der 

gesamten Studienzeit von einer studentischen Beschäti-

gung an den Wissenschatseinrichtungen zu proitieren, 

wird damit ohne vernüntigen Grund beschnitten.23 

Eine Höchstbefristungsdauer von acht Jahren wäre ange-

messen.

V. Fazit und Ausblick

Die Dissertation untersucht die Entstehungs- und Ent-

wicklungsprozesse bis zum Beschluss der Novellierung 

des WissZeitVG durch den Bundestag vom 17.12.2015. 

Dabei zeigt sich, dass die Entstehungsgeschichte einzel-

ner Regelungen ein besseres Verständnis fördern kann. 

Daraus lassen sich konkrete Forderungen an Gesetzge-

ber ableiten.

Als derzeit dringendstes Problem stellt sich die Viel-

zahl von befristeten Verträgen an Hochschulen mit kur-

zen Laufzeiten dar. Hierbei werden verschiedene Lö-

sungsansätze verfolgt. Neben einer verbesserten Finan-

zierung sollen Personalkonzepte und das Hochschular-

beitsrecht Abhilfe schafen. Die geänderte Finanzierung 

und die Möglichkeiten durch neue Personalkonzepte be-

dürfen gesonderter Untersuchungen. Im Hinblick auf 

die hochschularbeitsrechtliche Komponente wird in der 

Dissertation Stellung bezogen. Kritisch zu begleiten wird 

die Rechtsprechung zum neuen WissZeitVG sein, insbe-

sondere bezüglich des angemessenen Verhältnisses zwi-

schen Befristungs- und Qualiizierungsdauer.
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Nach den beiden ersten Phasen der Exzellenzinitiative 

(2006/07-2012 und 2012-2017) soll das milliardenschwe-

re Programm zur Förderung der Spitzenforschung in 

Deutschland in einer teilweise modiizierten Form fort-

geführt werden. Dies haben die Regierungschefs von 

Bund und Ländern am 16. Juni 2016 auf Vorschlag der 

Gemeinsamen Wissenschatskonferenz vom 22. April 

2016 beschlossen. Grundlage ist – wie schon bei den bei-

den vorherigen Runden – eine Verwaltungsvereinba-

rung (Exzellenzstrategie-Vereinbarung – ExSV1).

I. Bedeutende Änderungen gegenüber der bisherigen 

Exzellenz-Förderung

1. Nachhaltigkeit

Die bedeutendste Änderung gegenüber den beiden ers-

ten Phasen besteht darin, dass die Exzellenzinitiative in 

ihrer dritten Ausgestaltung nicht mehr von vornherein 

zeitlich begrenzt ist.2 Mit dieser Nachhaltigkeitsstellung 

der Förderung macht die Politik von den Möglichkeiten 

des 2014 novellierten Art. 91b GG Gebrauch; danach ist 

die gemeinsame Forschungsförderung von Bund und 

Ländern nicht mehr auf Vorhaben (also zeitlich befriste-

te Projekte) beschränkt, sondern kann auch zeitlich 

unbegrenzt angelegt werden.

2. Förderstruktur

Ebenfalls von großer Bedeutung sind Änderungen in der 

Förderstruktur: Von den bisherigen drei Förderlinien 

fallen die Graduiertenschulen und damit das einzige 

(auch) lehrbezogene Element des Programms weg. Dies 

bewirkt eine noch stärkere Fokussierung der Förderung 

auf die international wahrnehmbare Spitzenforschung in 

Deutschland und deckt sich mit den Empfehlungen der 

Imboden-Kommission.3 Außerdem wird die bisher drit-

te Förderlinie („Zukuntskonzepte“) nun auch oiziell 

als „Exzellenzuniversitäten“ bezeichnet und in ihrer För-

dersystematik umgestaltet. So folgt die GWK dem Vor-

schlag der Imboden-Kommission, auf die bisherigen 

Forschungsleistungen – wie sie etwa durch Preise oder 

Drittmittel zum Ausdruck kommen können – abzustel-

len,4 und nutzt damit auch in diesem Punkt die erweiter-

ten Spielräume des neuen Art. 91b GG durch die Loslö-

sung vom früheren Zwang der Projektbezogenheit (§ 4 

Abs. 3a ExSV). Allerdings wird – insoweit abweichend 

von den Kommissionsempfehlungen – auf die bisherige 

Fokussierung auf die sogenannten Zukuntskonzepte 

zum projektbezogenen Ausbau der universitären Spit-

zenforschung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 ExV II5) nicht ganz ver-

zichtet: Auch küntig sind neben den bisherigen For-

schungsleistungen die Kohärenz und Qualität eines stra-

tegischen institutionenbezogenen Gesamtkonzepts der 

Antragsteller maßgeblich (§ 4 Abs. 3b ExSV). Die Förde-

rung der Exzellenzcluster bleibt dagegen im Wesentli-

chen unverändert erhalten.

II. Eckpunkte

1. Finanzielles Gesamtvolumen

Bund und Länder investieren jährlich rund 533 Mio. €, 

wovon der Bund 75 % (400 Mio. €) und die Sitzländer 

jeweils 25 % der auf sie entfallenden Fördermaßnahmen 

(zusammen 133 Mio. €) tragen (§ 1 Abs. 3 S. 1 ExSV). 

Damit bleibt das Gesamtvolumen in seiner Größenord-

nung erhalten (vgl. 2 Abs. 1 ExV II).

2. Entscheidungsstruktur

Im Mittelpunkt der Entscheidungsstruktur steht das 

Expertengremium, das „aus insgesamt 39 in der For-

schung auf verschiedenen Wissenschatsgebieten ausge-

wiesenen Expertinnen und Experten“ besteht. Die Mit-

glieder werden vom DFG-Senat und von der Wissen-

schatlichen Kommission des Wissenschatsrates 

benannt (§ 2 Abs. 4a ExSV). Gemeinsam mit den Wis-

senschatsministern und -ministerinnen von Bund und 

Ländern (die zusammen 32 Stimmen haben) bildet das 

Expertengremium unter Leitung des DFG-Präsidenten 

und des WR-Vorsitzenden die Exzellenzkommission, 

die dann auf der Grundlage der Vorschläge und Bewer-

tungen des Expertengremiums die abschließenden För-

Volker M. Haug
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1  Nihtamtlihe, vom Autor gewählte Abkürzung. Die Veröfent-
lihung des Vereinbarungtextes durh das GWK-Büro it dem-
näht zu erwarten.

2  Allerdings sahen bisher die Ausshreibungsbedingungen vor, 
dass die Universitäten Vertetigungszusagen abgeben musten 
(einshließlih der Sitzländer).

3  Endberiht der Internationalen Expertenkommission zur Evaluati-
on der Exzellenzinitiative (IEKE) vom Januar 2016, S. 39 f.; http://
www.gwk-bonn.de/ileadmin/Papers/Imboden-Beriht-2016.pdf 

(3.6.2016).
4  Endberiht der IEKE (Fn. 2), S. 43 f.
5  Verwaltungsvereinbarung zwishen Bund und Ländern gemäß 

Artikel 91b Abs. 1 Nr. 2 des Grundgesetzes über die Fortsetzung 
der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder zur Förderung 
von Wissenshat und Forshung an deutshen Hohshulen – 
Exzellenzvereinbarung II (ExV II) – vom 24.6.2009, BAnz Nr. 103 
v. 16.7.2009, S. 2416; http://www.gwk-bonn.de/ileadmin/Papers/
Exzellenzvereinbarung-II-2009.pdf (31.5.2016).
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derentscheidungen trit (§ 2 Abs. 4b ExSV). Damit 

ähnelt die Entscheidungsstruktur stark der bisherigen: 

Dort bildeten die Fachkommission (von der DFG 

benannt und für die ersten beiden Förderlinien zustän-

dig) und die Strategiekommission (vom WR benannt 

und für die Zukuntskonzepte zuständig) zusammen die 

Gemeinsame Kommission mit insgesamt 39 Stimmen, 

die mit den Ministerinnen und Ministern (32 Stimmen) 

im Bewilligungsausschuss zusammenwirkte (§ 4 ExV II). 

Somit werden nun DFG und WR bei der Bildung und 

Leitung des Expertengremiums noch stärker zusam-

mengefasst, während sie bisher in getrennten Teilgremi-

en agierten.

3. Antragstellung

Zur Antragstellung sind – wie bisher – nur Universitäten 

berechtigt.6 Sie müssen dies aber nicht mehr alleine tun, 

sondern können sich auch als Verbund mehrerer Uni-

versitäten (Universitätsverbund) – in beiden Förderlini-

en – bewerben. Damit trägt die GWK dem zunehmen-

den Grad der fachlichen Vernetzung der Universitäten 

Rechnung, da sich bei wettbewerblichen Verfahren 

zunehmend hochschulübergreifende Antragsverbünde 

und -konsortien etabliert haben. Allerdings muss der 

wissenschatliche und strukturelle Mehrwert für jede 

einzelne beteiligte Universität „deutlich erkennbar“ sein; 

auch muss die „institutionell nachhaltige strategische 

Zusammenarbeit“ in einem verbindlichen Regelwerk 

ausdrücklich niedergelegt sein, womit reinen ad-hoc-

Bündnissen eine klare Absage erteilt wird. Sowohl Ein-

zeluniversitäten als auch Universitätsverbünde sind 

zudem ausdrücklich berechtigt, weitere Kooperations-

partner etwa aus der außeruniversitären Forschung, der 

Wirtschat oder der Gesellschat einzubeziehen (§ 1 Abs. 

2 ExSV).

4. Wissenschatsgeleitetes Verfahren

Wie in den beiden ersten Förderphasen ist auch in der 

dritten Ausgestaltung der Exzellenzinitiative ein wissen-

schatsgeleitetes Verfahren vorgesehen. Dies ist zum 

einen in der Verwaltungsvereinbarung ausdrücklich 

festgeschrieben (§ 2 Abs. 7 ExSV) und ergibt sich zum 

anderen aus den Bewertungskriterien (§§ 3 Abs. 3, 4 Abs. 

3 ExSV). Ebenso kommt es in der eben geschilderten 

Entscheidungsstruktur zum Ausdruck: Mussten früher 

die Fachkommission und die Strategiekommission min-

destens nur zur Hälte aus „Expertinnen und Experten 

mit langjähriger Auslandserfahrung“ bestehen (§ 4 Abs. 

3 S. 4 ExV II), bezieht sich das Expertenerfordernis nun 

auf sämtliche Mitglieder des Expertengremiums. Wie 

schon bisher hat die Fachseite mit 39 Stimmen ein klares 

Übergewicht gegenüber der Politik mit 32 Stimmen. 

Während allerdings Förderentscheidungen von Exzel-

lenzclustern mit der einfachen Mehrheit der Exzellenz-

kommission getrofen werden können, bedarf es für die 

Entscheidung über die politisch prestigeträchtigen 

Exzellenzuniversitäten neben einer einfachen Mehrheit 

im Expertengremium einer qualiizierten Mehrheit von 

25 (von 32) Stimmen der Politik (§ 2 Abs. 5 ExSV). Letz-

teres ist neu, da bislang die Entscheidungen in allen För-

derlinien mit einfacher Mehrheit getrofen werden konn-

ten (§ 4 Abs. 10 ExV II).

5. Zeitplan

Bereits im Juli 2016 konstituiert sich das Expertengremi-

um. Zeitgleich erfolgt die Ausschreibung für beide För-

derlinien, wobei es zunächst nur um die Forschungsclus-

ter geht: Bis April 2017 sind die Skizzen einzureichen, 

über die im September entschieden wird. Es folgen die 

Vollantragstellung bis Februar 2018 und – nach der 

Begutachtung – im September 2018 die Förderentschei-

dungen, damit ab Dezember 2018/Januar 2019 die Förde-

rung erfolgen kann. Erst danach, nämlich im Februar 

2019, werden die Anträge auf Exzellenzuniversitäten 

erwartet, über die im Juli 2019 entschieden wird. Diese 

Förderung läut dann ab November 2019.

III. Förderlinien

1. Exzellenzcluster

Für die Exzellenzcluster, mit denen „international wett-

bewerbsfähige Forschungsfelder“ projektbezogen geför-

dert werden (§ 1 Abs. 1a ExSV), stehen jährlich 385 Mio. 

€ zur Verfügung. Unter angemessener Berücksichtigung 

der Besonderheiten der einzelnen Fächer sollen unter 

Ausschöpfung der Bandbreite der Förderhöhe 45 bis 50 

Förderfälle ermöglicht werden (§ 3 Abs. 1 S. 3 ExSV), was 

einen Durchschnittsbetrag von rund 8,5 Mio. € pro Clus-

ter und Jahr bedeutet. Dies enthält eine spürbare Steige-

rung, da nun die bisher für die Graduiertenschulen ein-

gesetzten Mittel auf die beiden verbleibenden Förderli-

nien umverteilt werden. So wurden in der zweiten Runde 

43 Cluster mit insgesamt 292 Mio. jährlich (§ 2 Abs. 2 

ExV II) gefördert, was einem Durchschnittswert von 6,8 

Mio. € entspricht. Der Förderbetrag umfasst (wie bisher) 

eine Programmpauschale in Höhe von nunmehr 22 % 

der verausgabten direkten Projektmittel (§ 3 Abs. 1 S. 2 

ExSV) sowie – neu – Universitätspauschalen zur Stär-
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kung der Governance und strategischen Ausrichtung der 

einzelnen Universitäten. Diese müssen gesondert bean-

tragt werden und betragen 1 Mio. € pro Jahr. Bei mehre-

ren geförderten Clustern beim gleichen Antragsteller 

beträgt die Universitätspauschale dann 750.000 € für das 

zweite und 500.000 € für jedes weitere Exzellenzcluster 

(§ 3 Abs. 4 ExSV). War die Förderung der Cluster bislang 

zeitlich stark limitiert (5 Jahre, § 2 Abs. 5 ExV II), wird 

nun ein Zeithorizont von „grundsätzlich zweimal sieben 

Jahren“ eröfnet (§ 3 Abs. 6 ExSV). Das Bewerbungsver-

fahren ist für Erstantragstellungen zweistuig (Antrag-

skizzen/Vollanträge) ausgestaltet; die Entscheidung über 

die Antragskizzen liegt beim Expertengremium (§ 3 Abs. 

2 ExSV).

2. Exzellenzuniversitäten

Die Förderlinie der Exzellenzuniversitäten dient der 

dauerhaten institutionellen Stärkung und dem Ausbau 

der internationalen Spitzenstellung in der Forschung (§ 1 

Abs. 1b ExSV). Für die Förderung von acht bis elf Exzel-

lenzuniversitäten bzw. Verbünde werden jährlich 148 

Mio. € bereitgestellt (§ 4 Abs. 1 S. 1, 2 ExSV). Wie bei den 

Fächern der Exzellenzcluster sollen auch hier exzellente 

Anträge kleiner Universitäten unter Ausschöpfung der 

Bandbreite der Förderhöhe angemessen berücksichtigt 

werden. Zudem sind für die Förderbeträge zwischen 

Einzeluniversitäten (10 – 15 Mio. € p.a.) und Universi-

tätsverbünden (15 – 28 Mio. € p.a.) unterschiedliche 

Spannbreiten vorgesehen (§ 4 Abs. 1 S. 3 ExSV). In den 

Schlussverhandlungen auf Regierungschef-Ebene wurde 

auf massives Drängen Hamburgs außerdem vereinbart, 

nach Ablauf der ersten Förderperiode im Jahr 2024 eine 

Folgeausschreibung durchzuführen. Hier können sich 

Neuantragsteller auf die bei der ersten Evaluation even-

tuell frei werdenden Plätze bewerben. Um die von Ham-

burg geforderte „Dynamik im System“ sicherzustellen, 

sollen dann – unabhängig von der Zahl eventuell frei 

werdender Plätze – auf jeden Fall vier weitere Exzellen z- 

universitäten gekürt werden.7 Sollten bei der Evaluation 

keine vier Plätze frei werden, bedeutet das einen Anstieg 

jder Gesamtzahl der Exzellenzuniversitäten über die 

Obergrenze von elf hinaus – im Extremfall sogar auf 15. 

Dies würde dann auch eine entsprechende Erhöhung des 

Mittelrahmens nötig machen.

Der durchschnittliche Förderbetrag pro Exzellenzu-

niversität und Jahr liegt – je nach Zahl der Förderfälle – 

bei ca. 15 Mio. €, während bei der zweiten Runde der Ex-

zellenzinitiative für elf Universitäten 142 Mio. € (und da-

mit durchschnittlich jeweils knapp 13 Mio. €) zur Verfü-

gung standen. Pauschalen sind in dieser Förderlinie 

ausdrücklich ausgeschlossen. Um in dieser Förderlinie 

antragsberechtigt zu sein, muss eine Universität mindes-

tens zwei geförderte Exzellenzcluster vorweisen können; 

bei Universitätsverbünden müssen mindestens drei 

Cluster gefördert werden, wobei jede beteiligte Universi-

tät an mindestens einem Cluster beteiligt sein muss (§ 4 

Abs. 1 ExSV). Die Auswahl der Exzellenzuniversitäten 

indet nicht mehr – wie bisher – zeitgleich mit den Exzel-

lenzclustern statt, sondern erfolgt nun zeitlich versetzt 

zum Verfahren über die Exzellenzcluster in einem ein-

stuigen Verfahren (Vollanträge). Dabei ist ein „strategi-

sches, institutionenbezogenes Gesamtkonzept“ mit gro-

bem Finanzierungsplan bis zur ersten Evaluation vorzu-

legen (§ 4 Abs. 2 ExSV). Die Evaluationen inden regel-

mäßig alle sieben Jahre statt. Fällt eine Exzellenzuniversität 

aus der Förderung heraus, erfolgt nach Auslaufen der de-

gressiven Auslauinanzierung eine Neuausschreibung 

durch den Wissenschatsrat (§ 6 ExSV).

IV. Bewertung

Die Exzellenzinitiative hat in ihrer dritten Ausgestaltung 

neben viel Zustimmung auch erhebliche Kritik im hoch-

schulpolitischen Raum erfahren. Dabei wird teilweise 

der Grundgedanke der Spitzenförderung an sich ange-

grifen, aber teilweise auch die konkrete Neuausrich-

tung. Gegen das – schon in den beiden Vorrunden – ver-

folgte Ziel der Fokussierung der Förderung auf die Spit-

zenforschung wendet sich beispielsweise die 

Online-Petition „Exzellenzkritik“, die eine weitere Hier-

archisierung zwischen den Hochschulen, die Verstär-

kung des Trends zu „Pseudo-Märkten im Hochschulsek-

tor“, die Verschlechterung der Situation des wissenschatli-

chen Nachwuchses und die wissenschatsinadäquate 

Orientierung an äußerlichen Erfolgsindikatoren beklagt.8 

Die HRK begrüßt demgegenüber die Fortführung der 

Exzellenzinitiative, kritisiert aber die aus ihrer Sicht zu 

hohen Hürden für die zweite Förderlinie, weil kleinere 

Universitäten kaum zwei Exzellenzcluster stemmen 

könnten und damit faktisch vom Exzellenztitel ausge-

schlossen würden; dies würde „der Vielfalt und Leis-

tungsfähigkeit der deutschen Universitäten nicht 

gerecht“.9
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10  Die Imboden-Kommission priht sih daher für ein „hinsihtlih 
Finanzvolumen und Partizipations-möglihkeiten wesentlih 
lexibleres Programm“ aus, Endberiht der IEKE (Fn. 2), S. 40.

11  Dem trägt freilih auh das zeitgleih beshlossene Förderpro-
gramm von Bund und Ländern für den wissenshatlihen Nah-
wuhs Rehnung, das einen Umfang von 1 Mrd. € über 15 Jahre hat 

(vgl. https://www.bmbf.de/de/wissenshatliher-nahwuhs-144.
html, 6.6.2016); dennoh wäre es zu begrüßen, wenn die DFG den 
Wegfall der Graduiertenshulen im Rahmen der Exzellenzförde-
rung zum Anlass nähme, eine vertärkte Förderung besonders 
bedeutsamer Graduiertenkollegs in den Blik zu nehmen.

12  So auh im Endberiht der IEKE (Fn. 2), S. 39.

Der Grundgedanke der Exzellenzinitiative, die Sicht-

barkeit der deutschen Spitzenforschung im internationa-

len Maßstab zu stärken und so das Ansehen des deut-

schen Wissenschatssystems im Ganzen zu erhöhen, hat 

ungeachtet mancher Probleme im Detail seine Berechti-

gung. Würde man die Ressourcen gleichmäßiger vertei-

len, wäre dieses Ziel aber nicht zu erreichen. Stärker 

wiegt der Hinweis, dass das Erfordernis von zwei Exzel-

lenzclustern die großen Universitäten faktisch stark be-

günstigt. Zwar trägt ein Exzellenzwettbewerb strukturell 

die Tendenz zu einer Bevorzugung größerer Einheiten in 

sich, da mehr kritische Masse auch mehr Potential für 

Spitzenleistungen generieren kann. Umso mehr aber 

trägt das Expertengremium eine besondere Verantwor-

tung, bei seinen Entscheidungen die Vielfalt der deut-

schen Universitätslandschat angemessen zu berücksich-

tigen. So ist es wichtig, dass nicht nur wenige „Alibi“-Ex-

zellenzcluster kleinerer Fächer bzw. aus kleineren Uni-

versitäten gefördert werden, sondern eine hinreichende 

Zahl, um daraus auch Zugänge zur zweiten Förderlinie 

real zu eröfnen.10

Folgt man dem geschilderten Grundgedanken der 

Exzellenzinitiative, ist die Nachhaltigkeitsstellung des 

Programms besonders zu begrüßen. Denn die bisheri-

gen Fünjahresintervalle haben eine langfristige und ge-

deihliche Exzellenzentwicklung – wie sie im internatio-

nalen Maßstab erforderlich ist – mindestens stark er-

schwert. Zwar besteht auch weiterhin auf Grund der di-

versen Evaluationsvorbehalte, die zur Qualitätssicherung 

(und zur Rechtfertigung des Einsatzes öfentlicher Mittel 

in Milliardenhöhe) erforderlich sind, die in der For-

schung immerwährende Gefahr des Scheiterns. Aber 

durch die Verlängerung der Förderabschnitte von fünf 

auf sieben Jahre und durch die Weiterinanzierungsmög-

lichkeit bestehen nun qualitativ ganz andere Perspekti-

ven für eine langfristig angelegte Forschungsstrategie 

der einzelnen Universitäten. Sehr erfreulich ist zudem, 

dass das Verfahren erneut stark wissenschatsgeleitet 

ausgestaltet ist. Auch wenn man sich in den beiden vor-

angegangenen Förderrunden daran gewöhnt hat und für 

diese Ausgestaltung auch zahlreiche sachliche Gründe 

sprechen, ist es keineswegs selbstverständlich, dass die 

Politik bei der Verteilung großer Geldsummen eine poli-

tikferne Verfahrensgestaltung zulässt. Kritisch beleuch-

ten mag man die Abschafung der Förderung von Gra-

duiertenschulen, die als Kristallisationspunkte zur Her-

anbildung und Förderung des wissenschatlichen Nach-

wuchses eine eminent große Bedeutung für die 

Entwicklung des Forschungsstandortes Deutschland ha-

ben.11 Mit Blick auf das Ziel der durch Spitzenforschung 

vermittelten internationalen Wahrnehmbarkeit deut-

scher Universitäten ist die Weiterentwicklung des Pro-

grammdesigns der Exzellenzinitiative aber durchaus 

schlüssig, da die mit Graduiertenschulen verbundene 

Promotionsförderung stärker dem Bereich der Lehre zu-

zuordnen ist12 und – jedenfalls unmittelbar – wenig zur 

Sichtbarkeit beiträgt.

Der Autor ist als Ministerialrat im Hochschuldienst und 

Honorarprofessor tätig. Er leitet die Abteilung für 

Rechtswissenschaft im Institut für Volkswirtschaftsleh-

re und Recht der Universität Stuttgart. Seine Arbeits-

schwerpunkte liegen im Partizipations-, Hochschul- 

und Verfassungsrecht.



Ordnung der Wissenschaft 2016, ISSN 2197-9197

Rezensent und Autor

Johann Wolfgang von Goethe 

Rezensent1

Da hatt ich einen Kerl zu Gast,
Er war mir eben nicht zur Last;

Ich hatt just mein gewöhnlich Essen,
Hat sich der Kerl pumpsatt gefressen,

Zum Nachtisch, was ich gespeichert hatt.
Und kaum ist mir der Kerl so satt,

Tut ihn der Teufel zum Nachbar führen,
Über mein Essen zu räsonieren:

„Die Supp hätt können gewürzter sein,
Der Braten brauner, irner der Wein.“

Der Tausendsackerment!
Schlag ihn tot, den Hund! Es ist ein Rezensent.

1 Abgedrukt in Karl EIbl, Johann Wolfgang von Goethe, Sämtlihe 

Werke, Briefe, Tagebüher und Geprähe, Band 2, 1987, S. 373.
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Heinrich Leopold Wagner 

Der Sudelkoch2

Ein Pendant zum unverschämten Gast im  
Göttingingischen Musenallmanach aufs küntge Jahr.

Da hieng ein Kerl ein neues Schild heraus, 
Kramte Pastetchen und Tärtchen zum Kauf aus; 

Rühmte sie seinen hungrigen Gästen 
Als die schmackhat`sten und besten, 

Die je gebacken worden; Hum! 
Dacht ich — zu seiner Zeit ein Leckerbissen 

Schmeckt eben nicht dumm! 
Wirst wohl auch eins davon versuchen müssen! 
Ich thats, gab meinen baaren Groschen drum, 
Erkaut‘ also zugleich das Recht zu judiciren 

Ob Ich für mein heil es goutiren 
Könn‘ oder nicht? — Da g`schah nun grad das leztere; 

Die liebe Butter, mit Respekt zu sagen! älzelte; 
Der span`sche Teig, war härter fast als Steine; 

Das Eingefüllete halb roh, kaum gar für Schweine; 
Hin warf ich`s! schlich voll Aergers weg. 

Brummt` in den Bart so was von Sudelkoch und Dreck. —
Drob that der Kerl sich stracks formalisiren,

Fing an von Unverschämt, von Gast, von Recensent,
Und Tausend Sakerment

Was her zu raisonniren: — —
Der Bengel! —  schmeißt ihn tod den Hund! Es ist ein

Autor, der nicht kritisirt will seyn.

  

2 Abgedrukt in Johann Wilhelm Appel, Werther und seine Zeit,  

4. Aul. 1896, S. 282.


